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Dies ist der dritte Ausblick zu Frieden und Sicherheit, der vom 
Wissenschaftlichen Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS) 
ausgearbeitet wurde. Die Reihe ist dazu gedacht, den Beitrag zu 
untersuchen und zu erläutern, den die Europäische Union durch ihre 
verschiedenen außenpolitischen Maßnahmen auf internationaler 
Ebene zur Förderung von Frieden und Sicherheit leistet.  

Die Studie bietet einen Überblick über den Themenbereich und den 
gegenwärtigen Stand der Dinge. Zunächst werden das Konzept des 
Friedens und das sich wandelnde geopolitische Umfeld vor dem 
Hintergrund von Veränderungen im weltweiten Machtgefüge und 
der Auswirkungen der Coronavirus-Krise in Augenschein genom-
men. Danach wird wie in den vergangenen Jahren der Schwerpunkt 
auf die Förderung des Friedens und der Sicherheit im Rahmen des 
auswärtigen Handelns der EU gelegt. Unter Bezugnahme auf den 
Normandie-Index, der die Bedrohungen für Frieden und Demokratie 
ausgehend von der Globalen Strategie der EU weltweit misst, wird in 
jedem Kapitel der Studie eine spezifische Bedrohung für den Frieden 
untersucht und ein Überblick über die Maßnahmen der EU zur 
Zurückdrängung der damit einhergehenden Risiken präsentiert. Zu 
den behandelten Themen zählen unter anderem gewaltsame 
Konflikte, die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, der 
Klimawandel, Cyberangriffe, Desinformation und Terrorismus. Das 
Bestreben der EU zur Herbeiführung von Frieden wird als ein in 
verschiedenen EU-Politikbereichen wie Entwicklung, Demokratie-
förderung, humanitäre Hilfe, Sicherheit und Verteidigung enthal-
tenes Ziel verstanden. Die Studie schließt mit einem Ausblick auf die 
Zukunft. 

Im Mittelpunkt einer getrennt veröffentlichten Parallelstudie stehen 
insbesondere die Bemühungen der EU um eine Konsolidierung des 
Friedens in der Sahelzone. Die Studien wurden als Beitrag zum 
Normandy World Peace Forum im Oktober 2020 verfasst. 
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I 

Zusammenfassung 

Die Förderung von Frieden und Sicherheit in der Welt ist ein grundlegendes Ziel und Hauptpfeiler 
des auswärtigen Handelns der Europäischen Union (EU) und steht im Einklang mit dem Modell ihres 
eigenen Friedensprojekts. Die Bürger innerhalb und außerhalb der EU haben in dieser 
entscheidenden Frage große Erwartungen an die Union. Trotz alledem hat die Verschlechterung des 
Sicherheitsumfelds im vergangenen Jahrzehnt erhebliche Probleme aufgeworfen. Im Anschluss an 
die Veröffentlichung ihrer Globalen Strategie im Jahr 2016 und im Einklang mit dem Wortlaut und 
dem Geist des Vertrags von Lissabon hat die EU ihre Bemühungen um die Herbeiführung von 
Frieden und Sicherheit in einer Reihe politischer Schlüsselbereiche verstärkt.  

Gemäß dem Weltfriedensindex ist die Welt im Jahr 2019 aufgrund eines instabilen geopolitischen 
Umfelds weniger friedlich geworden. Darüber hinaus ist nicht zuletzt wegen der Auswirkungen der 
neuartigen Coronavirus-Pandemie der Multilateralismus als Kernelement der Außenpolitik und 
Identität der EU und als Meilenstein ihres Ansatzes für Frieden und Sicherheit aufgrund von 
alternativen Wertesystemen und Ideologien zunehmend unter Druck geraten.  

Die Coronavirus-Krise hat bestehende Trends, die das Aufkommen eines stärker von Wettbewerb 
geprägten internationalen geopolitischen Umfelds erkennen ließen, verstärkt. Dieses Umfeld 
zeichnet sich durch starke Machtrivalitäten und eine Schwächung multilateraler 
Sicherheitsgarantien aus. Als Reaktion auf diese Trends hat sich die neue Europäische Kommission 
unter der Präsidentin Ursula von der Leyen im Jahr 2019 dazu bekannt, das auswärtige Handeln der 
EU zu stärken, und erhielt dafür die Unterstützung des im selben Jahr gewählten Europäischen 
Parlaments. Die grundlegenden Ziele des externen Handelns der EU bleiben einschließlich der 
Herstellung von Frieden dieselben, wie in den Gründungsverträgen festgelegt.  

Die übergeordneten Werte und Ziele der EU leiten ihr auswärtiges Handeln in all seinen Aspekten, 
darunter bei der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), der Demokratieförderung, der 
Entwicklungszusammenarbeit, der wirtschaftlichen, finanziellen und technischen Zusammenarbeit, 
der humanitären Hilfe, den Handelsaktivitäten und der Nachbarschaftspolitik. Wie im Vertrag von 
Lissabon vorgesehen, wurden im Rahmen der Globalen Strategie 2016 mehrere Elemente 
eingeführt, um die Anstrengungen der EU weiterzuentwickeln und zu verbessern, darunter auch die 
Förderung der Resilienz und die Unterstützung des Kapazitätsaufbaus in der Welt. Während die 
Förderung des Friedens weiterhin das Ziel der Außenpolitik der EU bleibt, ist es für dessen 
Erreichung auch erforderlich, Frieden und all seine Elemente zu verstehen. Die Messung von Frieden 
sowie der Bedrohungen für den Frieden gewinnen daher zunehmend an Bedeutung. In diesem 
Zusammenhang versucht der Normandie-Index, Bedrohungen für den Frieden basierend auf 
Variablen zu messen, die in der Globalen Strategie der EU festgelegt wurden. Der Europäische 
Auswärtige Dienst (EAD) selbst führt 2020 im Rahmen der Pläne zur Entwicklung eines Strategischen 
Kompasses der EU eine umfassende Bedrohungsanalyse durch.  

Der Beitrag der EU zur Bekämpfung von Bedrohungen für Frieden, Sicherheit und Demokratie 
weltweit hat durch die Verabschiedung von Rechtsvorschriften, die Bereitstellung von 
Finanzmitteln und die Schaffung neuer Strukturen und Initiativen wesentlich an Bedeutung 
gewonnen. Ein erheblicher Anteil der EU-Hilfe ist für fragile Staaten und Probleme im Zusammen-
hang mit der Friedenssicherung bestimmt. Der „neue Konsens über die Entwicklungspolitik“ der EU 
stellt die Rolle der Entwicklungszusammenarbeit bei der Prävention gewaltsamer Konflikte, der 
Abmilderung ihrer Folgen und der Unterstützung beim Wiederaufbau in den Vordergrund. Der 
neue Konsens legt den Schwerpunkt unmissverständlich auf fragile und von Konflikten betroffene 
Länder, die am stärksten von humanitären Krisen betroffen sind. Durch die Umsetzung umfassender 
Strategien, beispielsweise am Horn von Afrika und in der Sahelzone, konnte die EU vor Ort den 
Zusammenhang zwischen Sicherheit, Entwicklung und humanitärer Hilfe stärken. Im Rahmen der 
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GSVP unterhält die EU 17 Missionen und Operationen und ist damit einer der wichtigsten Partner 
der Vereinten Nationen im Bereich der Friedenssicherung.  

2019 hat die EU ihre Bemühungen zur Bekämpfung neuer Bedrohungen für den Frieden wie 
Desinformation, Cyberattacken und Klimawandel weiter vorangetrieben. Durch neue Elemente zur 
Verbesserung der Fähigkeiten der EU auf dem Gebiet der Sicherheit und Verteidigung, die während 
der Amtszeit der vorigen Kommission und des Europäischen Parlaments eingeleitet wurden, wird 
die Autonomie der EU und damit ihr Vermögen gestärkt, sich für Frieden und Sicherheit einzusetzen. 
Diese Elemente der „Hard Power“ bilden in Verbindung mit der langjährigen Erfahrung der EU in der 
Ausübung von „Soft Power“ das Grundgerüst ihres Handelns für Frieden und Sicherheit.  

Die EU bemüht sich auch weiterhin in multilateraler Weise auf globaler und regionaler Ebene um 
die Bekämpfung globaler Bedrohungen, wie der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, des 
Terrorismus und von globalen Gesundheitskrisen einschließlich der weltweiten wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie. Einen beständigen Schwerpunkt der EU stellen 
Maßnahmen im Bereich ihrer Nachbarschaft zum Aufbau von Resilienz und zur Sicherung von 
Frieden und Demokratie dar, die beide durch die Auswirkungen der Gesundheitskrise unter Druck 
geraten. 

Für die Zukunft wird erwartet, dass die Komplexität des globalen Umfelds nicht zuletzt aufgrund der 
Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie zunehmen wird. Neue Bedrohungen wie Cyberangriffe 
und Kampagnen zur Desinformation und ausländischen Einflussnahme erfordern neue Arten von 
Reaktionen, die vielschichtig sind. Obwohl die EU bedeutende Fortschritte im Hinblick auf ihr Ziel 
einer Stärkung ihrer Präsenz und Effizienz im Bereich Frieden und Sicherheit erzielt hat, bleibt noch 
viel zu tun. Die Vorschläge für den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die Zeit nach 2020, die 
schwerpunktmäßig auf eine Straffung der verschiedenen Programme und Instrumente der EU 
ausgerichtet sind, würden eine hinreichende Flexibilität, um auf unvorhergesehene Bedrohungen 
reagieren zu können, sowie die Einrichtung innovativer Finanzierungsinstrumente ermöglichen. 
Hinter dem Streben nach Flexibilität, Effizienz und Innovation steht das strategische Ziel, die EU in 
ihrer globalen Rolle als Förderer von Frieden und Sicherheit zu stärken und mit den sich ändernden 
Gegebenheiten der internationalen Ordnung und dem schnelllebigen technologischen, 
ökologischen und gesellschaftlichen Wandel unserer Zeit Schritt zu halten. Strategische Autonomie 
und Prognosefähigkeiten sind zur Erreichung dieses Ziels unverzichtbar. 
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1. Einleitung 
Obwohl die COVID-19-Pandemie in erster Linie eine Gesundheitskrise darstellt, sind ihre 
Auswirkungen wesentlich umfassender. Die Pandemie ist auch eine bedeutende Bedrohung für die 
Aufrechterhaltung des Friedens und der Sicherheit weltweit und birgt das Potenzial für eine Zunahme 
sozialer Unruhen und von Gewalt, was unsere Fähigkeit zur Bekämpfung der Krankheit 
beeinträchtigen würde.  

António Guterres, Generalsekretär der Vereinten Nationen, April 2020.  

1.1. Frieden und Sicherheit angesichts des Coronavirus 
Die erste Hälfte des Jahres 2020 war gekennzeichnet durch eine Krise, die zweifellos als eine der 
schwersten und vielschichtigsten des 21. Jahrhunderts bezeichnet werden kann. Der COVID-19-
Ausbruch, der darauffolgende weltweite Lockdown und seine Auswirkungen auf die Menschen, die 
Wirtschaft, die Gesellschaft, auf Vorstellungen und Identitäten hat ein Umdenken und eine 
Neubewertung von Begriffen, die bereits zum Inventar der Politik geworden waren, ausgelöst. 
Begriffe wie Globalisierung, freier Personenverkehr und die Freiheit des Einzelnen wurden mit 
neuen Bedeutungsnuancen aufgeladen. Frieden und Sicherheit stellen dabei keine Ausnahme dar. 

Die COVID-19-Pandemie hat wohl erstmals seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs die allgemeine 
Auffassung von Frieden und Sicherheit infrage gestellt. Eine bedeutende Schwäche politischer 
Maßnahmen zur Herbeiführung von Frieden, Sicherheit und Wohlstand wurde damit offensichtlich: 

das Unerwartete. Die Vorsorge für 
außergewöhnliche Bedrohungen wur-
de weltweit und in der EU auf die Probe 
gestellt und hat sich entweder als 
unzureichend oder als fehlend erwie-
sen. Wie einige der wichtigsten Strate-
giepapiere der fünf ständigen Mitglie-
der des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen und Deutschlands illustrie-
ren, hat sich die Auffassung von 
Gesundheit als Friedens- und Sicher-
heitsproblem in den vergangenen Jah-
ren herausgebildet, wobei die politi-
schen Reaktionen darauf jedoch unter-
schiedlich ausfielen, noch in Entwick-
lung begriffen waren und – großteils – 
in diesem Umfang noch nicht erprobt 
waren (siehe Abbildung 1). Laut dem 

Hohen Vertreter/Vizepräsidenten Josep Borrell (HR/VP) in seiner Rede vor dem UN-Sicherheitsrat im 
Mai 2020 habe die Coronavirus-Pandemie die Fragilität einer hyperglobalisierten und von wechsel-
seitiger Abhängigkeit geprägten Welt klar zutage treten lassen. Man müsse Lehren daraus ziehen 
und ernsthaft darüber nachdenken, wie die Gesundheit der Menschen und des Planeten 
miteinander verbunden sind und wie Ungleichheit verwundbarer macht.1 

Im Gefolge der Pandemie haben Politiker und Fachleute weltweit bestätigt, dass Bedrohungen für 
Frieden und Sicherheit auf Ursachen und Ereignisse wie Viren und extreme Wetterlagen zurück-

 

1 Hoher Vertreter der EU/Vizepräsident Josep Borrell, Sicherheitsrat der Vereinten Nationen: Opening remarks, Mai 2020. 

Coronavirus-Pandemie: globale Sicht  
Verschiedene Arten von Virus-Pandemien haben die Welt in 
den vergangenen Jahren bedroht, darunter das schwere 
akute Atemwegsyndrom (SARS) in den frühen 2000er-Jahren, 
das Nahost-Atemwegssyndrom (MERS) im Jahr 2015 und 
Ebola im Jahr 2018. Die COVID-19-Pandemie, die Mitte 
November 2019 in Festlandchina ausbrach und sich auf der 
ganzen Welt ausbreitete, stellt eine globale Gesundheitskrise 
eines in jüngerer Zeit ungekannten Ausmaßes dar. Mit Stand 
vom Juli 2020 waren über 12,5 Millionen Menschen in 
188 Ländern weltweit mit COVID-19 infiziert, waren über 
0,5 Millionen Menschen an dem Virus gestorben und 
3 Milliarden Menschen aufgrund des Coronavirus einem 
Lockdown unterworfen. Gemäß dem Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) wird die Wirtschaft 2020 um 4,9 % in einem 
seit der Weltwirtschaftskrise der 1930er-Jahre noch nie 
dagewesenen Ausmaß schrumpfen.  

 

https://news.un.org/en/story/2020/04/1061502
https://news.un.org/en/story/2020/04/1061502
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/80041/united-nations-security-council-opening-remarks-high-representativevice-president-josep_en
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/80041/united-nations-security-council-opening-remarks-high-representativevice-president-josep_en
https://www.imf.org/en/Publications/WEO/Issues/2020/06/24/WEOUpdateJune2020
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geführt werden können, die nicht mit dem herkömmlichen Verständnis von Sicher-
heitsbedrohungen erfasst werden können. Gleichermaßen verdeutlichen die Auswirkungen von 
COVID-19 auf die Wirtschaft, die Verbreitung von Desinformationen, die Cybersicherheit, die 
Demokratie, die staatliche Fragilität, die Unsicherheit der Energieversorgung, auf gewaltsame 
Konflikte, Terrorismus und Massenvernichtungswaffen das Ausmaß der Herausforderungen, vor 
denen die Förderung des Friedens und der Sicherheit als eines der Hauptziele der EU und ihrer 
Außenpolitik steht. In einer Welt, die bereits von zunehmenden geopolitischen Spannungen und 
immer weniger Sicherheitsgarantien geprägt ist, stellt das Coronavirus eine bedeutende weitere 
Herausforderung auf dem Weg zu diesem Ziel dar. 
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Abbildung 1 – Pandemien in Strategiepapieren der P5+1 

 

Quelle: EPRS basierend auf Textdokumenten.  

1.2. Eine geopolitische EU in einem volatilen Sicherheitsumfeld 
Die Aussage, dass die Welt eine Phase relativer Stabilität hinter sich lässt und sich nunmehr eine Zeit 
tiefgreifender Umwälzungen in der Weltordnung abzeichnet, hat mittlerweile keinen Neuig-
keitswert mehr. Das vergangene Jahrzehnt war von Unbeständigkeit und Zerrüttung 
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gekennzeichnet, was zur ständigen Anpassung und Wandlung auf lokaler, regionaler und auch 
globaler Ebene führte. Für einige Analysten ist die neue Instabilität die „neue Normalität“,2 wobei 
die zwei Jahrzehnte vorherrschende relative Stabilität auf der ganzen Welt nach und nach 
Unordnung und Spannung gewichen ist. Seit 2012 haben die Konflikte zugenommen und zum 
ersten Mal ist die Zahl der in einem Jahrzehnt zu verzeichnenden Bürgerkriege und Angriffe durch 
Staaten und bewaffnete Gruppierungen angestiegen. Gewalttätiger Extremismus, Terrorismus und 
hybride Bedrohungen sind auf dem Vormarsch und stellen nunmehr weltweit neue Quellen für 
größere Risiken in Bezug auf Sicherheit, Frieden und Stabilität dar.  

Um das Umfeld der derzeitigen globalen Risiken zu verstehen, sind Konzepte und Wissen gefragt, 
die über die herkömmlichen Auslegungen von Krieg und Frieden weit hinausgehen. Daher zieht die 
EU im Rahmen von regelmäßigen Übungen wie dem Mechanismus des Europäischen Systems für 
strategische und politische Analysen (ESPAS),3 der eine Vielzahl an internationalen und zwischen-
staatlichen Variablen umfasst, eine Bilanz der Megatrends und Katalysatoren. Dem ESPAS-
Bericht 2019 „Global Trends to 2030“ zufolge ging die EU gegen konventionelle Bedrohungen wie 
militärische Aufrüstung und Instabilität auf internationaler Ebene vor und befasste sich auch mit 
den Themen Klimawandel, Demografie, Stadtplanung, Energie, Migration und Robotik.4 Ähnlich 
dazu stufte das Weltwirtschaftsforum im Jahr 2019 in einer Untersuchung Umweltbedrohungen wie 
extreme Wetterereignisse, fehlender Klimaschutz und Naturkatastrophen als die drei größten 
globalen Risiken hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit und der Auswirkungen neben Massen-
vernichtungswaffen, Datenbetrug und Cyberangriffe ein.5  

Der mehrdimensionale Charakter der sich abzeichnenden Bedrohungen erfordert neue Ansätze im 
Hinblick auf Frieden und Sicherheit, in deren Rahmen konventionelle Vorstellungen von Macht mit 
neuen wissenschaftlichen Methoden verknüpft werden, einschließlich der Vorausschau, damit die 
Wirkung von Variablen wie natürliche Ressourcen, Demographie und Technologie in der Festlegung 
der politischen Strategien bewertet werden kann. In der Globalen Strategie der Europäischen Union 
(EUGS) wird dies wie folgt ausgedrückt: „Wir leben in einer Welt der vorhersehbaren 
Unvorhersehbarkeit“ (siehe Abbildung 2). Bereits 2019, vor dem Ausbruch von COVID-19, wies der 
ESPAS-Bericht darauf hin, dass sich die EU nun zwischen strategischem Handeln und strategischem 
Nicht-Handeln entscheiden müsse. Vor nur einem Jahr umrissen die durch den Brexit, einen Wandel 
der US-Außenpolitik, den Aufstieg Chinas, Bevölkerungsbewegungen, Technologie und Klima-
wandel verursachten Trends bereits ein Szenario für noch konkreteres und zielgerichteteres 
auswärtiges Handeln der EU. 

 

2 Muggah, R.: The UN Has a Plan to Restore International Peace and Security - Will it Work?, Weltwirtschaftsforum, 2016. 
3 Das ESPAS (Europäisches System für strategische und politische Analysen) bietet einen Rahmen für die Zusammenarbeit 
und Konsultation auf Verwaltungsebene auf freiwilliger Basis, um sich gemeinsam mit den mittel- und langfristigen 
Tendenzen zu befassen, mit denen die Europäische Union konfrontiert ist bzw. die sie betreffen. 
4 ESPAS-Bericht, Global Trends to 2030, 2019. 
5 Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report, 2019. 

https://www.weforum.org/agenda/2016/03/the-UN-has-a-plan-to-restore-international-peace-and-security-will-it-work/
https://ec.europa.eu/knowledge4policy/node/34960_de
http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risks_Report_2019.pdf
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Abbildung 2 – Bedrohungen für Frieden und Sicherheit im gegenwärtigen globalen Umfeld 
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Quellen: UNHCR, Globaler Terrorismusindex 2019, CDN Networks, Cyber Security Ventures, Global Energy & 
CO2 Status Report 2019, Security magazine, Federation of American Scientists, NATO, UN SDG, The Atlantic, 
EUISS, SIPRI, Internationale Krisengruppe, Oxford Internet Institute, NASA, Accenture, UNEP, Forbes, Uppsala 
Conflict Data Program, BP Statistical Review of World Energy, UNCCD, EPRS. 

https://www.unhcr.org/en-us/news/press/2020/6/5ee9db2e4/1-cent-humanity-displaced-unhcr-global-trends-report.html
https://www.unhcr.org/en-us/news/press/2020/6/5ee9db2e4/1-cent-humanity-displaced-unhcr-global-trends-report.html
https://www.prnewswire.com/in/news-releases/2019-global-terrorism-index-deaths-from-terrorism-halved-in-the-last-four-years-but-number-of-countries-affected-by-terrorism-is-growing-837142983.html#:%7E:text=According%20to%20the%202019%20Global,falling%20from%25
https://www.prnewswire.com/in/news-releases/2019-global-terrorism-index-deaths-from-terrorism-halved-in-the-last-four-years-but-number-of-countries-affected-by-terrorism-is-growing-837142983.html#:%7E:text=According%20to%20the%202019%20Global,falling%20from%25
https://cybersecurityventures.com/cybersecurity-market-report/
https://cybersecurityventures.com/cybersecurity-market-report/
https://www.iea.org/reports/global-energy-co2-status-report-2019
https://www.iea.org/reports/global-energy-co2-status-report-2019
https://www.iea.org/reports/global-energy-co2-status-report-2019
https://www.securitymagazine.com/articles/89822-million-personal-records-were-stolen-in-2018
https://www.securitymagazine.com/articles/89822-million-personal-records-were-stolen-in-2018
https://www.sipri.org/sites/default/files/2019-06/pb_1906_ccr_peacebuilding_2.pdf
https://www.sipri.org/sites/default/files/2019-06/pb_1906_ccr_peacebuilding_2.pdf
https://www.crisisgroup.org/crisiswatch
https://www.crisisgroup.org/crisiswatch
https://home.extranet.ep.europa.eu/wp-content/uploads/sites/93/2019/09/,DanaInfo=comprop.oii.ox.ac.uk,SSL+CyberTroop-Report19.pdf
https://home.extranet.ep.europa.eu/wp-content/uploads/sites/93/2019/09/,DanaInfo=comprop.oii.ox.ac.uk,SSL+CyberTroop-Report19.pdf
https://earthobservatory.nasa.gov/images/146154/2019-was-the-second-warmest-year-on-record#:%7E:text=According%20to%20independent%20analyses%20by,modern%20recordkeeping%20began%20in%201880.
https://earthobservatory.nasa.gov/images/146154/2019-was-the-second-warmest-year-on-record#:%7E:text=According%20to%20independent%20analyses%20by,modern%20recordkeeping%20began%20in%201880.
https://www.accenture.com/us-en/insights/security/cost-cybercrime-study
https://www.accenture.com/us-en/insights/security/cost-cybercrime-study
https://www.unenvironment.org/news-and-stories/press-release/unep-marks-international-day-preventing-exploitation-environment-war
https://www.unenvironment.org/news-and-stories/press-release/unep-marks-international-day-preventing-exploitation-environment-war
https://www.bp.com/content/dam/bp/business-sites/en/global/corporate/pdfs/energy-economics/statistical-review/bp-stats-review-2020-full-report.pdf
https://www.bp.com/content/dam/bp/business-sites/en/global/corporate/pdfs/energy-economics/statistical-review/bp-stats-review-2020-full-report.pdf
https://www.unccd.int/issues/land-and-human-security
https://www.unccd.int/issues/land-and-human-security
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Vor diesem Hintergrund befinden sich die Akteure – unterschiedlichen Gewichts – überall auf der 
Welt in einem Prozess der Überprüfung und Anpassung ihrer Strategien in Bezug auf die Sicherheit 
und die Aufrechterhaltung der Stabilität. Dass die neuen Bedrohungen für Frieden und Sicherheit 
zur Kenntnis genommen wurden, zeigt sich in den nationalen Sicherheitsstrategien (bzw. den 
entsprechenden Strategiepapieren) aller Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der 
EU und anderer G20-Staaten (einige Papiere werden unten in Abbildung 3 zusammengefasst). 

In der 2016 präsentierten Globalen Strategie der EU wird die heutige Zeit als „Zeit existenzieller 
Krisen, innerhalb und außerhalb der Europäischen Union“ bezeichnet und damit die Besorgnis über 
den Zustand der Welt zum Ausdruck gebracht. Die Verletzung der europäischen 
Sicherheitsordnung im Osten, die Zunahme von Terrorismus und Gewalt in Nordafrika und im 
Nahen Osten sowie in der EU selbst, rückständiges Wirtschaftswachstum in Teilen Afrikas, 
zunehmende sicherheitsgefährdende Spannungen in Asien, Verwerfungen infolge des 
Klimawandels und die ausländische Einflussnahme durch die Verbreitung von Desinformation 
stellen allesamt Bedrohungen dar, die in der Strategie dokumentiert werden.  

Als Reaktion auf das schwierige sicherheitspolitische Umfeld haben aufstrebende oder wieder-
aufstrebende globale Akteure wie Russland, China und Indien ihre Verteidigungsausgaben 
aufgestockt (siehe Abbildung 4) und ihre militärischen Fähigkeiten ausgebaut. Immer mehr 
Experten weisen darauf hin, dass die Welt in eine neue Ära des Wettbewerbs zwischen den 
Großmächten eingetreten sei. Dieser neue Rüstungswettlauf in einer instabilen multipolaren Welt 
ist an sich schon sehr besorgniserregend, insbesondere wenn herkömmliche Mechanismen der 
Eindämmung wie der INF-Vertrag unter Druck geraten.6 Die nationale Verteidigungsstrategie 2018 
der USA markierte das Wiederaufkommen eines langzeitigen zwischenstaatlichen strategischen 
Wettbewerbs. Darin wurden revisionistische Mächte (Russland und China) sowie „Schurkenregime“ 

 

6 Immenkamp, B.: The end of the INF Treaty? A pillar of European security architecture at risk, EPRS, Europäisches 
Parlament, 2019. 

Abbildung 3 – In Strategiepapieren anerkannte Bedrohungen für Frieden und Sicherheit 

 

Quelle: Globale Strategie der EU, Chinesische Militärstrategie, Livre Blanc sur la defence et sécurité nationale 
(Frankreich), Konzeption der Außenpolitik der Russischen Föderation, Nationale Sicherheitsstrategie und 
Überarbeitung der strategischen Verteidigung und Sicherheit 2015:Jahresbericht 2016 (Vereinigtes 
Königreich), Nationale Sicherheitsstrategie der Vereinigten Staaten von Amerika, Livro Branco (Brasilien), 
Weißbuch 2016 zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr, Nationale Sicherheitsstrategie (Japan), 
Stark und sicher: Strategie für die nationale Sicherheit Australiens. 

https://www.securityconference.de/de/publications/munich-security-report/munich-security-report-2019/
https://www.securityconference.de/de/publications/munich-security-report/munich-security-report-2019/
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2019)633175
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2019)633175
https://europa.eu/globalstrategy/sites/globalstrategy/files/regions/files/eugs_review_web_0.pdf
http://english.gov.cn/archive/white_paper/2015/05/27/content_281475115610833.htm
https://www.google.be/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=4&ved=0ahUKEwidlfu7h9_ZAhUhLsAKHdz7BakQFghAMAM&url=https://www.defense.gouv.fr/content/download/206186/2286591/file/Livre-blanc-sur-la-Defense-et-la-Securite-nationale%202013.pdf&usg=AOvVaw3-kjxGwEyOS_n7Wm05YXW8
https://www.google.be/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=4&ved=0ahUKEwidlfu7h9_ZAhUhLsAKHdz7BakQFghAMAM&url=https://www.defense.gouv.fr/content/download/206186/2286591/file/Livre-blanc-sur-la-Defense-et-la-Securite-nationale%202013.pdf&usg=AOvVaw3-kjxGwEyOS_n7Wm05YXW8
http://www.mid.ru/en/foreign_policy/official_documents/-/asset_publisher/CptICkB6BZ29/content/id/2542248?p_p_id=101_INSTANCE_CptICkB6BZ29&_101_INSTANCE_CptICkB6BZ29_languageId=de_DE
https://www.gov.uk/government/publications/national-security-strategy-and-strategic-defence-and-security-review-2015-annual-report-2016
https://www.gov.uk/government/publications/national-security-strategy-and-strategic-defence-and-security-review-2015-annual-report-2016
https://www.gov.uk/government/publications/national-security-strategy-and-strategic-defence-and-security-review-2015-annual-report-2016
https://www.whitehouse.gov/wp-content/uploads/2017/12/NSS-Final-12-18-2017-0905.pdf
https://www.defesa.gov.br/arquivos/estado_e_defesa/livro_branco/lbdn_2013_ing_net.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975292/736102/64781348c12e4a80948ab1bdf25cf057/weissbuch-zur-sicherheitspolitik-2016-download-bmvg-data.pdf?download=1
https://www.cas.go.jp/jp/siryou/131217anzenhoshou/nss-e.pdf
https://www.files.ethz.ch/isn/167267/Australia%20A%20Strategy%20for%20National%20Securit.pdf
https://www.files.ethz.ch/isn/167267/Australia%20A%20Strategy%20for%20National%20Securit.pdf
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(Nordkorea und Iran) als vorrangige konkurrierende Bedrohungen der Stabilität von Wohlstand und 
Sicherheit angeführt.7 

Zugleich waren – hauptsächlich aufgrund der Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise – in 
der EU die Verteidigungsausgaben über fast ein Jahrzehnt hinweg rückläufig. Erst 2014 begannen 
sie wieder zu steigen (um 2,3 %).8 Die Reaktion auf die Notwendigkeit einer im Bereich Sicherheit 
und Verteidigung stärkeren und fähigeren EU wurde von der Kommission Juncker initiiert und wird 
von der Kommission von der Leyen, die erstmals eine Generaldirektion Verteidigungsindustrie und 
Weltraum (DEFIS) eingerichtet hat, weiterverfolgt.9 

Vor dem Hintergrund der globalen Entwicklungen überrascht es daher nicht, dass die Militär-
ausgaben im Jahr 2019 weltweit um 3,6 % gestiegen sind, was das größte jährliche Ausgaben-
wachstum seit 2010 darstellt.10 Die Verteidigungsausgaben in der EU erreichten einen seit der 
Finanzkrise noch nie dagewesenen Umfang und stiegen im Vergleich zu 2018 um 4,2 %. Dennoch 
weist die EU-27 im Vergleich zu anderen bedeutenden militärischen Akteuren als einzige geringere 
Militärausgaben als vor einem Jahrzehnt auf (siehe Abbildung 4).  

Abbildung 4 – Veränderungen bei den Militärausgaben der wichtigsten globalen Akteure 
im letzten Jahrzehnt 

 

Quelle: IISS Military Balance 2020 und 2011. 

Der Globale Friedensindex (Global Peace Index), ein jährlicher Bericht, der von der australischen 
Denkfabrik Institute for Economics and Peace (IEP) erstellt wird, bestätigt, dass 2019 zum neunten 
Mal in den vergangenen zwölf Jahren ein Rückgang der Friedensbereitschaft zu verzeichnen ist.11 In 
dem Bericht wird auch darauf hingewiesen, dass die Gewalt die Weltwirtschaft im Jahr 2019 
14,5 Billionen USD in Kaufkraftparitäten gekostet hat, was 10,6 % des weltweiten BIP entspricht. 

 

7 Mattis, J.: Summary of the National Defence Strategy of The United States of America, US-Verteidigungsministerium, 
2018. 
8 National Breakdown of Defence Data, Europäische Verteidigungsagentur, 2016. 
9 Bassot, E. und Hiller, W.: The Juncker Commission's Ten Priorities, EPRS, Europäisches Parlament, 2018. Bassot, E.: The 
von der Leyen Commission's priorities for 2019-2024, EPRS, Europäisches Parlament, 2020. 
10 Global military expenditure sees largest annual increase in a decade—says SIPRI—reaching $1917 billion in 2019, SIPRI, 
2020. 
11 Global Peace Index, Institute for Economics and Peace, 2020. 

https://ec.europa.eu/info/departments/defence-industry-and-space_en
https://ec.europa.eu/info/departments/defence-industry-and-space_en
https://ec.europa.eu/info/departments/defence-industry-and-space_en
https://www.tandfonline.com/toc/tmib20/119/1
https://www.tandfonline.com/toc/tmib20/119/1
https://www.defense.gov/Portals/1/Documents/pubs/2018-National-Defense-Strategy-Summary.pdf
https://www.eda.europa.eu/info-hub/press-centre/latest-news/2016/06/20/national-breakdown-of-defence-data
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_IDA%282018%29614679
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)646148
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)646148
https://www.sipri.org/media/press-release/2020/global-military-expenditure-sees-largest-annual-increase-decade-says-sipri-reaching-1917-billion
http://visionofhumanity.org/indexes/global-peace-index/
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Kriege allein kosteten die Weltwirtschaft 521 Mrd. USD, was eine Reduktion im Vergleich zu 
vorangegangenen Jahren darstellt. Im selben Bericht wird geschätzt, dass der Klimawandel die 
Weltwirtschaft aktuell rund 200 Mrd. USD pro Jahr kostet, was einer Steigerung von 400 % im 
Vergleich zu den 1980er-Jahren entspricht. Vor diesem Hintergrund kommt dem ganzheitlichen 
Ansatz der EU zur Friedensförderung besondere Bedeutung zu, um nicht nur die Ursachen der 
Störung des Friedens zu bekämpfen, sondern auch um die Kosten des „Unfriedens“ zugunsten von 
Investitionen in Entwicklung und Frieden zu verringern. 

1.3. Die EU und das Bestreben nach Frieden und Sicherheit  
Die EU hat 2012 den Friedensnobelpreis für ihren Einsatz für Frieden, Aussöhnung, Demokratie und 
Menschenrechte in Europa erhalten.12 Ausschlaggebend für die Entscheidung des norwegischen 
Nobelpreiskomitees war die stabilisierende Rolle der EU, der es zu verdanken sei, dass fast ganz 
Europa von einem Kontinent der Kriege zu einem Kontinent des Friedens geworden sei. Mit dem 
Ziel, einen dauerhaften Frieden auf dem Kontinent zu sichern, erfolgte die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), dem ersten Schritt auf dem Weg zur 
europäischen Integration nach zwei Weltkriegen mit verheerenden Folgen für die europäischen 
Staaten.13 Sechs Jahrzehnte 
später wird die Verwirkli-
chung des Friedens in dem 
Teil des Kontinents, der die 
EU bildet, als eine der 
größten Errungenschaften 
der Union gefeiert, die im 
Vertrag als eines ihrer 
Hauptziele verankert ist 
(Artikel 3 EUV).14 

Zugleich wurde die Förde-
rung des Friedens auf der 
ganzen Welt nach dem Vor-
bild der eigenen „Erfolgs-
geschichte“ einer der 
Grundpfeiler des auswärti-
gen Handelns der EU. 
Gemäß Artikel 3 Absatz 5 
EUV soll die EU in ihren 
Beziehungen zur übrigen 
Welt zuallererst einen Bei-
trag zum Frieden, aber auch 
unter anderem zur Sicher-
heit, zur nachhaltigen 
Entwicklung und zum 
Schutz der Menschenrechte 

 

12 Europäische Union erhält Friedensnobelpreis 2012, Europäische Union, Brüssel, 2012. 
13 Ein friedliches Europa – die Anfänge der Zusammenarbeit, Europäische Union, Brüssel, 2012. 
14 Konsolidierte Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, Amtsblatt der Europäischen Union, 2016. 

Das EU-Modell der regionalen Integration 
Als das früheste und einzige Projekt der regionalen Zusammenarbeit, 
das ein derart hohes Maß an Überstaatlichkeit verwirklicht hat, wurde 
das europäische Projekt, das zur Schaffung der Europäischen Union in 
den frühen 1990er-Jahren führte, zum zentralen empirischen Studien-
objekt, an dem die Fähigkeit der Staaten untersucht wurde, von der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit zu einer vollständigen Integra-
tion überzugehen; zugleich diente es in mehreren Regionen als 
Richtschnur bei der Konzeptualisierung des Regionalismus. Bislang 
nimmt im Studium der regionalen Integration kein anderes Gebilde eine 
derart herausragende Stellung ein wie die EU. In der wichtigsten 
Literatur zu diesem Thema wird das europäische Integrationsprojekt 
häufig als Paradebeispiel für die Entwicklung und Prüfung von Theorien 
angeführt, die zu erklären versuchen, warum sich Staaten für die 
Integration, den Aufbau supranationaler Institutionen, die Teilung von 
Zuständigkeiten und die Bündelung der Souveränität entscheiden. 
Während gemeinsame Märkte, gemeinsame Währungen und Zoll-
unionen auch andernorts existieren, hat sich die EU von diesem Niveau 
zu einer politischen Gemeinschaft mit einem eigenen Rechtssystem und 
einer eigenen Politik, mit eigenen Institutionen sowie mit eigenen 
Werten und Grundsätzen weiterentwickelt. Trotz der Auswirkungen 
zahlreicher Krisen (Wirtschaftskrise, Migrationskrise und Aufstieg des 
Populismus) im letzten Jahrzehnt, war dieses „EU-Modell“ der 
Integration in Verbindung mit dem erzielten Wohlstandsniveau die 
Grundlage der „sanften Anziehungskraft“, die die EU auf andere 
Regionen wie Lateinamerika, Afrika und Asien ausübte. Die Coronavirus-
Krise hat die Fähigkeit der EU, gemeinsam auf umfassende Bedro-
hungen für die Sicherheit und den Wohlstand ihrer Bürger zu reagieren, 
gestärkt.  

 

https://europa.eu/european-union/about-eu/history/2010-today/2012/eu-nobel_de
https://europa.eu/european-union/about-eu/history/1945-1959_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ%3AC%3A2016%3A202%3ATOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ%3AC%3A2016%3A202%3ATOC
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leisten.15 Diese Ziele leiten die EU in allen Aspekten ihres auswärtigen Handelns, darunter bei der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU (GASP),16 der Entwicklungszusammenarbeit,17 
der wirtschaftlichen, finanziellen und technischen Zusammenarbeit,18 der humanitären Hilfe,19 der 
gemeinsamen Handelspolitik20 und der Nachbarschaftspolitik.21 Daher geht die Förderung des 
Friedens Hand in Hand mit jedem Engagement der EU gegenüber der Welt. Aus diesem Grund wird 
von einigen Wissenschaftlern geltend gemacht, dass dies ein Merkmal der Identität der EU als 
globaler Akteur sei. Dem Bestreben der Union, im Rahmen ihres auswärtigen Engagements ihre 
eigenen Werte und Normen, den Frieden eingeschlossen, zu verbreiten, verdankt sich ihre 
Bezeichnung als „normative Macht“.22 In diesem Sinne leitet sich die Außenpolitik der EU direkt aus 
ihrem ureigenen Wesen und ihrem Streben nach langfristigem Frieden durch Integration ab. Nach 
diesem ihr eigenen Grundsatz kommt der multilateralen Zusammenarbeit, dem Primat der 
Diplomatie (im Gegensatz zum Zwang), der Vermittlung zum Zweck der Konfliktlösung sowie der 
Förderung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit besondere Bedeutung zu.23 

Seit der Schaffung der GASP im Zuge des Vertrags von Maastricht im Jahr 1992 wurde zunehmend 
deutlich, dass die Union in der Lage sein muss, mit einer Stimme zu sprechen und gemeinsame – 
oder koordinierte – Maßnahmen zu ergreifen, wenn die Ziele im Rahmen ihrer Außenbeziehungen 
wirksam verfolgt werden sollen.24 Das erste Problem wurde durch den Vertrag von Lissabon gelöst, 
mit dem das Amt des „Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik“ (HR/VP) 
geschaffen wurde.25 Der für eine Amtszeit von fünf Jahren ernannte HR/VP lenkt die Außenpolitik 
der EU, vertritt die EU bei diplomatischen Verhandlungen und in internationalen Foren, 
einschließlich der Vereinten Nationen, koordiniert die Instrumente der EU-Außenpolitik 
(Entwicklungshilfe, Handel, humanitäre Hilfe und Krisenreaktion) und trägt zur Konsensbildung 
zwischen den 27 EU-Mitgliedstaaten bei. Der Hohe Vertreter, aktuell Josep Borrell, wird vom 
diplomatischen Dienst der Europäischen Union, dem Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD), 
unterstützt, der ebenfalls mit dem Vertrag von Lissabon eingerichtet wurde.26 Auf materieller Ebene 
bestanden die ersten großen Anstrengungen zur Stärkung der Präsenz der EU als globaler Akteur in 
der Ausarbeitung der Europäischen Sicherheitsstrategie im Jahr 2003 und, in jüngerer Zeit, der 
Globalen Strategie der EU im Jahr 2016 mithilfe der Festlegung spezifischer Grundsätze, Ziele und 
Instrumente.27  

Abgesehen von der GASP fördert die EU den Frieden und die Sicherheit weltweit durch eine Reihe 
ihrer Maßnahmen, die in dieser Studie untersucht werden. Die Förderung des Friedens ist auch das 
Ziel der aktiven Mitwirkung der EU an der Vermittlung (siehe Kasten) und Diplomatie, auch mittels 

 

15 Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Europäische Union, Amtsblatt der Europäischen Union, 2016. 
16 Common Foreign and Security Policy (CFSP), Europäischer Auswärtiger Dienst. 
17 International Cooperation and Development – GD DEVCO, Europäische Kommission. 
18 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Fünfter Teil, Titel III, Kapitel 2: Wirtschaftliche, finanzielle und 
technische Zusammenarbeit mit Drittländern, Amtsblatt der Europäischen Union. 
19 EU-Gesetzgebung: Humanitäre Hilfe und Katastrophenschutz, EUR-Lex. 
20 EU-Gesetzgebung: Die gemeinsame Handelspolitik, EUR-Lex. 
21 European Neighbourhood Policy (ENP), Europäischer Auswärtiger Dienst. 
22 Manners, I.: Normative Power Europe: A Contradiction in Terms?, Blackwell, 2002. 
23 Keukeleire, S. und Delreux, T.: The Foreign Policy of the European Union, Palgrave Macmillan, 2014. 
24 Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, EUR-Lex.  
25 Hoher Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 2016. 
26 Europäischer Auswärtiger Dienst, 2016. 
27 Pawlak, P.: A Global Strategy on foreign and security policy for the EU, EPRS, Europäisches Parlament, 2016. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ%3AC%3A2016%3A202%3ATOC
https://eeas.europa.eu/topics/common-foreign-security-policy-cfsp_en?page=3
https://ec.europa.eu/international-partnerships/home_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12012E212&qid=1430580334771&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12012E212&qid=1430580334771&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12012E212&qid=1430580334771&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/summary/chapter/humanitarian_aid.html?root_default=SUM_1_CODED%3D04&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=LEGISSUM:a20000
https://eeas.europa.eu/topics/european-neighbourhood-policy-enp_en
http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/1468-5965.00353/pdf
http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/1468-5965.00353/pdf
https://books.google.be/books?hl=en&lr=&id=Q4odBQAAQBAJ&oi=fnd&pg=PP1&dq=keukeleire+2010+eu+normative+power&ots=quyFD8efi3&sig=v_qN6CIbpaV9dtvN1HYVJY152_Y#v=onepage&q=keukeleire%202010%20eu%20normative%20power&f=false
https://eur-lex.europa.eu/summary/glossary/foreign_security_policy.html
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/62948/%C3%BCber-den-europ%C3%A4ischen-ausw%C3%A4rtigen-dienst-ead_de
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/62948/%C3%BCber-den-europ%C3%A4ischen-ausw%C3%A4rtigen-dienst-ead_de
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2016/580902/EPRS_BRI(2016)580902_EN.pdf
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der Vereinten Nationen.28 Der Friedensprozess im Nahen Osten (Israel/Palästina),29 die Ukraine30 und 
Kolumbien31 sind nur einige Beispiele für die breite Einbeziehung der EU in diplomatische 
Friedensgespräche. 

Mit der Festlegung der gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP)32 begann die EU, 
sich auch außerhalb ihres Hoheitsgebiets in Krisenmanagement-Aktivitäten zu engagieren, die der 
„Friedenssicherung, Konfliktverhütung und Stärkung der internationalen Sicherheit“ (Artikel 42 
Absatz 1 EUV)33 in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen dienen sollen. Heute ist 
die EU ein Hauptakteur im Bereich der Friedenssicherung und führt sowohl ihre eigenen 
Friedenssicherungseinsätze als auch Einsätze gemeinsam mit den Vereinten Nationen durch, mit 
denen sie auf der Basis von mittlerweile fest etablierten Konsultations- und Koordinierungs-
mechanismen auf strategischer und operativer Ebene systematisch zusammenarbeitet.34 Die 
Vereinten Nationen sehen in der EU sowohl wegen ihrer operativen Kapazitäten als auch dank der 
weitgehenden Übereinstimmung in den Normen und Werten einen ihrer wichtigsten regionalen 
Partner bei der Friedenssicherung. Außerdem stellen die EU und ihre Mitgliedstaaten rund 33 % der 
Mittel für die Friedenssicherungsaktivitäten der Vereinten Nationen.35 Sanktionen sind auch ein 
wichtiger Teil des Instrumentariums der Außenpolitik der EU (siehe Kasten zu Sanktionen).  

Das Bekenntnis zum Multilateralismus ist einer der Eckpfeiler des Handelns der EU für Frieden und 
Sicherheit. Multilateralismus gehört zum Wesen der EU und ist Teil ihrer Strategie zur Förderung 
ihrer Werte und zur Verteidigung ihrer Interessen. Der Vertrag über die Europäische Union 
(Artikel 20 Absatz 1),die Europäische Sicherheitsstrategie (ESS) von 2003, die Globale Strategie der 
EU (EUGS) von 2016 sowie die politischen Leitlinien von Kommissionspräsidentin von der Leyen 
bekräftigen das Engagement der EU für die Förderung einer auf Regeln basierenden Weltordnung, 
deren Kernprinzip der Multilateralismus ist. Zugleich wird in der Strategie betont, dass „die Aus-
gestaltung einer wirksamen globalen Ordnungspolitik [...] sich von Fall zu Fall unterscheiden“ kann. 
Wo multilaterale Verfahren bereits existieren, sind in der Strategie eine Stärkung derselben sowie 
ein Ausbau neuer internationaler Regelungen in Bereichen wie Abrüstung und internationales 
Strafrecht vorgesehen.36 

 

28 Common Foreign and Security Policy (CFSP), Europäischer Auswärtiger Dienst. 
29 Middle East Peace Process, Europäischer Auswärtiger Dienst. 
30 Delegation of the European Union to Ukraine, Europäischer Auswärtiger Dienst. 
31 EU will support Peace Process in Colombia with Special Envoy Eamon Gilmore, EAD, November 2015. 
32 The Common Security and Defence Policy (CSDP), Europäischer Auswärtiger Dienst. 
33 Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Europäische Union: Abschnitt 2: Bestimmungen über die Gemeinsame 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik - Artikel 42 (ex-Artikel 17 EUV), Amtsblatt der Europäischen Union. 
34 Cirlig, C.: EU-UN cooperation in peacekeeping and crisis management, EPRS, Europäisches Parlament, 2015. 
35 The European Union at the United Nations, Informationsblatt, Europäischer Auswärtiger Dienst. 
36 Lazarou, E.: The future of multilateralism: Crisis or opportunity?, EPRS, Europäisches Parlament, 2017. 

https://www.consilium.europa.eu/de/documents-publications/publications/european-security-strategy-secure-europe-better-world/
https://www.consilium.europa.eu/de/documents-publications/publications/european-security-strategy-secure-europe-better-world/
https://eeas.europa.eu/topics/eu-global-strategy_en
https://eeas.europa.eu/topics/eu-global-strategy_en
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/political-guidelines-next-commission_de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/political-guidelines-next-commission_de.pdf
https://eeas.europa.eu/topics/common-foreign-security-policy-cfsp_en?page=3
https://eeas.europa.eu/topics/middle-east-peace-process_en
https://eeas.europa.eu/delegations/ukraine_en
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/2521/eu-will-support-peace-process-colombia-special-envoy-eamon-gilmore_en
https://eeas.europa.eu/topics/common-security-and-defence-policy-csdp/431/the-common-security-and-defence-policy-csdp_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A12008M042
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A12008M042
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A12008M042
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A12008M042
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2015/572783/EPRS_BRI(2015)572783_EN.pdf
https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/eu_un_partnership_2020.pdf
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)603922
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)603922


EPRS | Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 

  

12 

Abbildung 5 – Sanktionen der EU 
 

Datenquelle: EU Sanctions Map, Mai 2020. 

https://www.sanctionsmap.eu/#/main
https://www.sanctionsmap.eu/#/main
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1.4. Von der Globalen Strategie zur geopolitischen Kommission 
Die 2016 von der damaligen HR/VP Federica Mogherini vorgestellte Globale Strategie der EU leitet 
das Handeln der EU in allen Bereichen ihrer Außenbeziehungen, einschließlich ihrer Arbeit für den 
Frieden. Die Grundlage dieser Strategie bildet eine Bewertung des globalen Umfelds, der zufolge 

 die Welt stärker vernetzt ist und die starke Zunahme der globalen Vernetzung und der 
Mobilität der Menschen die herkömmlichen Ansätze in den Bereichen Migration, 
Staatsbürgerschaft, Entwicklung und Gesundheit auf die Probe stellt und zugleich 
Kriminalität, Terrorismus und illegalen Handel begünstigt; 

 die Welt konfliktreicher ist und es aufgrund von Instabilität und Gewalt, die durch 
Armut, Gesetzlosigkeit, Korruption und konflikthafte Wahlpolitik verursacht werden, 
immer mehr fragile Staaten und Gebiete ohne staatliche Ordnung gibt; 

 die Welt komplexer ist und sich die Macht hin zu anderen regionalen Akteuren in den 
Entwicklungsländern verlagert und zunehmend von staatlichen und nichtstaatlichen 
Akteuren geteilt wird. 

In diesem Umfeld sind laut der 
Strategie „geeignete Zielvorgaben 
und strategische Autonomie [...] 
wichtig, damit Europa fähig ist, 
innerhalb wie außerhalb der eigenen 
Grenzen den Frieden zu fördern und 
Sicherheit zu gewährleisten.“ Außer-
dem trägt die Strategie dem engen 
Zusammenhang zwischen innerer und 
äußerer Sicherheit sowie dem inneren 
und dem äußeren Frieden Rechnung: 
„Unsere Sicherheit im Inneren hängt 
vom Frieden jenseits unserer Grenzen 
ab.“37 Auf der Grundlage dieser 
Erkenntnis und dem Konzept des „auf 
Grundsätzen beruhenden Pragma-
tismus“ wird in der Globalen Strategie 
fünf großen Bereichen Priorität 
eingeräumt: der Sicherheit der Union, 
der Widerstandsfähigkeit von Staaten 
und Gesellschaften in der östlichen 
und südlichen Nachbarschaft der EU, 
einem integrierten Ansatz zur Bewäl-
tigung von Konflikten und Krisen, 
kooperativen regionalen Ordnungen 
und globaler Ordnungspolitik. 

In der Strategie wird die Notwendigkeit eines vermehrten Handelns der EU und einer stärkeren 
Übernahme von Verantwortung durch die Europäer für die eigene Sicherheit (etwa in Bezug auf 
Terrorismus, hybride Bedrohungen, Klimawandel, wirtschaftliche Schwankungen oder Energie-
versorgungssicherheit) hervorgehoben. Es wird eine stärkere Zusammenarbeit im Bereich 
Sicherheit und Verteidigung in vollem Einklang mit den Menschenrechten und der 

 

37 Gemeinsame Vision, gemeinsames Handeln: Ein stärkeres Europa. Eine Globale Strategie für die Außen- und 
Sicherheitspolitik der Europäischen Union, Europäischer Auswärtiger Dienst, Juni 2016. 

Vermittlung 
Die Vermittlung ist Teil der präventiven Diplomatie der EU und ein wich-
tiges Instrument im Rahmen der Konfliktverhütung und Friedens-
sicherung. Auf der Grundlage des Konzepts der EU zur Verstärkung ihrer 
Kapazitäten für Vermittlung und Dialog von 2009 und ihrem Verständnis 
der Vermittlung als Mittel zur Unterstützung von Verhandlungen zwi-
schen Konfliktparteien und zur Bewältigung von Konflikten mithilfe 
eines akzeptablen Dritten hat die EU ihre eigenen Kapazitäten zur Unter-
stützung der Vermittlung aufgebaut. Das allgemeine Ziel der Vermitt-
lung besteht darin, die Konfliktparteien in die Lage zu versetzen, 
Vereinbarungen zu treffen, die sie für zufriedenstellend halten und 
umzusetzen bereit sind. 

Die EU unternimmt ihre Vermittlungsbemühungen mithilfe verschie-
dener Akteure, darunter EU-Sonderbeauftragte, EU-Delegationen und 
GSVP-Missionen. Die Vermittlungsbemühungen umfassen direkte Ver-
mittlung oder Begleitung durch die EU, Finanzierung von Vermitt-
lungsbemühungen auf verschiedenen Ebenen, Herbeiführung der Ver-
mittlung durch politische Unterstützung, Förderung von Vermittlung 
und bewährten Verfahren in Friedensprozessen und Unterstützung der 
Vermittlungsbemühungen anderer wie beispielsweise der Vereinten 
Nationen oder regionaler Organisationen. In den letzten Jahren hat sich 
die EU in einer Reihe von Konfliktländern, darunter Mali, Myanmar, dem 
Libanon, Südsudan, der Zentralafrikanischen Republik und der Ukraine, 
um Vermittlung bemüht. Auch werden Vermittlungsinitiativen von 
Mitgliedern des Europäischen Parlaments ergriffen. 

 

https://publications.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/3eaae2cf-9ac5-11e6-868c-01aa75ed71a1/language-de/format-PDF
https://publications.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/3eaae2cf-9ac5-11e6-868c-01aa75ed71a1/language-de/format-PDF
https://publications.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/3eaae2cf-9ac5-11e6-868c-01aa75ed71a1/language-de/format-PDF
http://eeas.europa.eu/archives/docs/factsheets/docs/factsheet_eu-mediation-support-team_en.pdf
http://eeas.europa.eu/archives/docs/factsheets/docs/factsheet_eu-mediation-support-team_en.pdf
https://www.oxfordresearchgroup.org.uk/blog/the-european-union-as-a-peace-mediator
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Rechtsstaatlichkeit gefordert. Dies schlägt sich in konkreten Maßnahmen in den Bereichen 
Verteidigungspolitik, Terrorismusbekämpfung, strategische Kommunikation, Energieversorgungs-
sicherheit und Cybersicherheit nieder. Zweitens wird in Anerkennung der Tatsache, dass die 
Fragilität jenseits der Außengrenzen der EU ihre eigenen Interessen bedroht, festgestellt, dass die 
EU die Resilienz von Drittstaaten und ihrer Gesellschaften fördern wird, um deren Wachstum und 
Stabilität sicherzustellen. Dies soll unter anderem durch eine „glaubwürdige Erweiterungspolitik“, 
die auf strenger und fairer Auflagenbindung, Aspekten der Resilienz in der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik sowie auf Entwicklungspolitik beruht, gewährleistet werden. Um die 
Ursachen der Migration und der damit verbundenen Phänomene, beispielsweise der 
grenzübergreifenden Kriminalität, anzugehen, wird die EU darauf hinarbeiten, dass die 
Entwicklungsinstrumente mithilfe von Treuhandfonds, präventiver Diplomatie und Mediation 
effizienter genutzt werden. 

Was die Konfliktverhütung und -beilegung betrifft, trägt die Strategie der Bedeutung eines 
„integrierten Ansatzes“ und der „präventiven Friedenskonsolidierung“ – Überwachung der Ursa-
chen, zu denen Menschenrechtsverletzungen, Ungleichheit, Ressourcenknappheit und der Klima-
wandel zählen – als Mittel zur Verhinderung des Ausbruchs von Konflikten Rechnung. In der 
Strategie wird außerdem anerkannt, dass es wichtig ist, auf Zusammenarbeit beruhende regionale 
Ordnungen und eine auf dem Völkerrecht, einschließlich der Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen, beruhende globale Ordnung zu fördern und zu unterstützen, um für Frieden, Sicherheit, 
Menschenrechte und nachhaltige Entwicklung zu sorgen.38 

Wie die Studie und der dritte jährliche Umsetzungsbericht der EUGS zeigen, wurden mehrere von 
den in der Strategie genannten Vorschläge in konkrete Initiativen umgesetzt.39  

Im Geist der Strategie mobilisiert die EU in kohärenter und koordinierter Weise alle ihr zur Verfügung 
stehenden Instrumente, um so Investitionen in eine glaubwürdige, reaktionsfähige und koordinier-
te Union zu tätigen. Dazu müssen alle Dimensionen der Außenpolitik gestärkt werden, indem die 
Wirksamkeit und Kohärenz der anderen politischen Strategien der EU im Einklang mit ihren Werten 
verbessert werden. Laut der strategischen Agenda des Europäischen Rates müssen die GASP und 
die GSVP „besser mit den übrigen Bereichen der Außenbeziehungen verknüpft werden“. Um die 
Ziele der Strategie in Bezug auf Frieden und Sicherheit zu erreichen, müssen alle einschlägigen 
Organe, Akteure und Instrumente der EU mobilisiert werden und zusammenwirken (siehe 
Abbildung 6). 

 

38 Pawlak, P.: A global strategy on foreign and security policy for the EU, EPRS, Europäisches Parlament, 2017. 
39 The European Union's Global Strategy Report 2019, EAD, 2019. 

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)599316
https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/eu_global_strategy_2019.pdf
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Abbildung 6 – Frieden und Sicherheit: Wer tut was in den Organen der EU? 

 

Quelle: Europäische Kommission, 2015, mit Aktualisierungen von einschlägigen Websites der EU; Organisation 
des Europäischen Parlaments, 2018; Institut der Europäischen Union für Sicherheitsstudien, 2017. 

Koordination und Kohärenz im auswärtigen Handeln sind wichtige Prioritäten der „geopolitischen 
Kommission“ von der Leyen. In der neuen Kommission wird die Außenpolitik daher systematisch 
erörtert und diesbezügliche Entscheidungen werden durch das Kollegium gefällt. Eine spezielle 
Gruppe für die Koordinierung des auswärtigen Handelns (Group for External Coordination, EXCO) 
wurde geschaffen, um die mit den Außenbeziehungen verbundenen Aspekte der Sitzungen des 
Kollegiums allwöchentlich vorzubereiten und die Abstimmung zwischen der Kommission und dem 
EAD zu verbessern.40 In ihren politischen Leitlinien stellte Präsidentin von der Leyen eine Verbin-
dung zwischen Frieden und Macht her: „Europa hat schon immer seine Kraft im Frieden geschöpft 
und seinen Frieden durch seine Kraft“. Sie sagte einen Ausbau des weltweiten Handelns der EU 
durch die Bereitstellung von Finanzmitteln, durch eine institutionelle Reform (mehr Beschlüsse mit 
qualifizierter Mehrheit in der GASP) und durch politische Maßnahmen zu. HP/VP Borrell hat 
zugesagt, beginnend mit der Präsentation einer erkenntnisgestützten Bedrohungsanalyse bis Ende 
2020, die Erstellung eines Strategischen Kompasses als Leitlinie für die Außen- und Sicher-
heitspolitik der EU einzuleiten.  

 

40 Bassot, E.: The von der Leyen Commission's priorities for 2019-2024, EPRS, Europäisches Parlament, 2020.  

https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/1edf1a21-6986-4ccf-9f28-27898a6601b7
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/1edf1a21-6986-4ccf-9f28-27898a6601b7
https://www.europarl.europa.eu/about-parliament/de/organisation-and-rules/organisation
https://www.europarl.europa.eu/about-parliament/de/organisation-and-rules/organisation
https://www.europarl.europa.eu/about-parliament/de/organisation-and-rules/organisation
https://www.iss.europa.eu/content/euiss-yearbook-european-security-2017
https://www.iss.europa.eu/content/euiss-yearbook-european-security-2017
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/political-guidelines-next-commission_de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/political-guidelines-next-commission_de.pdf
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/81247/europe-security-and-defence-way-forward_de
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/81247/europe-security-and-defence-way-forward_de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/646148/EPRS_BRI(2020)646148_EN.pdf
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Im Januar 2020 befürwortete das Europäische Parlament uneingeschränkt das Bestreben der 
Kommissionspräsidentin, die Exekutive der EU in eine „geopolitische Kommission“ zu verwandeln, 
sowie den Ruf nach einem integrierten und umfassenden Ansatz in Bezug auf Sicherheit und 
Verteidigung.  

1.4.1. Maßnahmen der EU im Bereich Frieden und Sicherheit in Zeiten der 
Gesundheitskrise: Was denken und erwarten Europäer? 

Im Vorfeld der EU-Wahlen 2019 durchgeführte Umfragen zeigen eine breite Unterstützung der 
Öffentlichkeit für eine gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU-Mitgliedstaaten.41 
Ein gemeinsames Handeln der EU im Bereich Sicherheit und Verteidigung wurde von 74 % der 
Befragten befürwortet. Nur die Zustimmung zum freien Personenverkehr fiel noch höher aus (81 % 
Zustimmung). 

Obwohl eine Zustimmung durch 
die Bürger nicht unbedingt einen 
starken Wunsch nach Ausgaben 
aus dem EU-Haushalt bedeutet, 
lag 2018 für die Bürger der 
Bereich Sicherheit und Verteidi-
gung in Bezug auf die wich-
tigsten Ausgabenprioritäten an 
sechster Stelle. Verglichen mit 
dem zehnten Platz, den dieser 
Bereich im Jahr 2011 einnahm, 
bedeutet dies eine wesentliche 
Veränderung.42 Laut derselben 
Umfrage erachten die Bürger 
Verteidigung und Sicherheit 
fälschlicherweise als den Politik-
bereich mit dem drittgrößten 
Anteil am EU-Haushalt, weshalb 
viele von ihnen denken, dass er 
bereits ausreichende Priorität im 

EU-Haushalt genießt.  

Entwicklungshilfe und humanitäre Hilfe für EU-Nachbarländer, die einen wesentlichen Teil des 
auswärtigen Handelns der EU ausmachen, stellen keine bevorzugte Ausgabenpriorität für EU-
Bürger dar. Darüber hinaus sind die Bereiche Klimawandel und Wirtschaftswachstum – die laut dem 
Normandie-Index ebenfalls mit Frieden und Sicherheit in Zusammenhang stehen – eine wesentlich 
bedeutendere Ausgabenpriorität.  

 

41 Standard-Eurobarometer 91, Europäische Kommission, Brüssel, 2019. 
42 Standard-Eurobarometer 89, Europäische Kommission, Brüssel, 2018. 

Abbildung 7 – Zustimmung zur EU-Politik 

 

Quelle: Standard-Eurobarometer 91. 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0009_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0009_DE.html
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=2&ved=2ahUKEwif1qvnivnoAhWPERQKHRmoD0kQFjABegQIAhAB&url=https://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/ResultDoc/download/DocumentKy/88107&usg=AOvVaw3fqwv5G8Cht_vKb9hYsTm-
http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/STANDARD/surveyKy/2180
https://data.europa.eu/euodp/de/data/dataset/S2253_91_5_STD91_ENG
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Trotz fehlender Zuständigkeiten 
der EU in diesem Bereich reihen 
EU-Bürger die öffentliche 
Gesundheit an zweite Stelle ihrer 
bevorzugten EU-Haushaltspriori-
täten. Diese Präferenz zeigte sich 
auch schon im Jahr 2018, also 
lange vor dem Beginn der 
COVID-19-Krise. Im Herbst 2019 
und damit ebenfalls vor dem 
Beginn der Coronavirus-Pande-
mie wurden Gesundheit und 
soziale Sicherheit von den EU-
Bürgern als zweitwichtigstes per-
sönliches und wichtigstes staat-
liches Problem erachtet.43 Die 
wahrgenommene Bedeutung 
und Dringlichkeit von Problemen 
in den Bereichen Gesundheit und 
soziale Sicherheit hat in den 
vergangenen Jahren stetig zuge-
nommen und wird wahrschein-
lich vor dem Hintergrund der 
aktuellen Krise weiter steigen. 

Wenngleich bislang repräsentative 
Umfragen zur aktuellen Entwicklung 
der COVID-19-Krise in der EU noch 
fehlen, gibt es Anzeichen aus verschie-
denen Mitgliedstaaten, die darauf 
hindeuten, dass sich das Gesundheits-
wesen und die Vermeidung einer 
grenzüberschreitenden Ausbreitung 
des Virus zu Themen mit zunehmen-
der Bedeutung für die EU entwickeln, 
obwohl es der EU an klaren direkten 
Zuständigkeiten im Gesundheits-
bereich mangelt.44 Was die nationalen 
Regierungen betrifft, werden diese 
nach ihrer Fähigkeit beurteilt, Sicher-
heit und ein Sicherheitsempfinden zu 
gewährleisten, da die Krise ein Gefühl 
der Unsicherheit in Bezug auf das 
Leben der Bürger, ihren Wohlstand 
und auf die Vorhersagbarkeit der 
Zukunft erzeugt. Anstatt auf Politiker vertrauen die Bürger zunehmend auf Experten und es wird 

 

43 Standard-Eurobarometer 92, Europäische Kommission, Brüssel, 2019. 
44 Public opinion monitoring at a glance, Europäisches Parlament, Brüssel, 3. April 2020. 

Abbildung 9 – Anliegen der EU-Bürger 

 

Quelle: Europäische Kommission, Standard-Eurobarometer 92. 

Abbildung 8 – Präferenz für mehr EU-Ausgaben in 
verschiedenen Politikbereichen 

 

Quelle: Europäische Kommission, Standard-Eurobarometer 89, 
2018. 

https://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinionmobile/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/surveyKy/2255
https://www.europarl.europa.eu/at-your-service/files/be-heard/eurobarometer/2020/covid19/en-public-opinion-in-the-time-of-COVID19-03042020.pdf
http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/STANDARD/surveyKy/2180
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erwartet, dass diese in der Zukunft einen wachsenden Einfluss auf die öffentliche Meinung haben 
werden.  

Aus einer erneuten Betrachtung 
von Eurobarometer-Umfragen 
der vergangenen Jahre ergibt 
sich, dass neue Bedrohungen der 
Sicherheit, etwa durch Terroris-
mus, in einer Krise schnell zu einer 
großen Zustimmung zu mehr EU-
Maßnahmen und -Ausgaben in 
diesem Bereich führen. Die 
COVID-19-Krise hat bedeutende 
Auswirkungen auf alle Bereiche 
des menschlichen Lebens und 
somit auch darauf, wie die Bürger 
die Welt um sich herum und die 
Sicherheitslage insgesamt wahr-
nehmen. Wenngleich Lösungen 
und Unterstützung von der EU 
und von staatlicher Seite erwartet 
werden, zeigen die Bürger in 
manchen untersuchten EU-
Ländern (Frankreich, Deutsch-
land, Italien, Vereinigtes König-
reich) in Zusammenhang mit der Pandemie eine zunehmende Präferenz für Grenzschließungen.45 
Dieser Trend könnte Auswirkungen auf den politischen Diskurs und den übergreifenden 
sicherheitspolitischen Ansatz haben. Weitere Umfragen weisen darauf hin, dass in mehreren EU-
Mitgliedstaaten die Reaktion der EU auf die Krise allgemein als „zu gering und zu spät“ 
wahrgenommen wird.46 Obwohl sich die Erwartungen zwischen den Ländern erheblich 
unterscheiden, wurde von den Ländern insbesondere im Hinblick auf die EU-weite Koordination von 
Exit-Strategien ein Engagement der EU erwartet, trotz der Tatsache, dass Gesundheitsbelange 
vornehmlich in den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten fallen. Wahrnehmungen eines 
unzureichenden Handelns der EU, auch wenn diese Bereiche mit begrenzter EU-Zuständigkeit 
betreffen, können von böswilligen Akteuren im Kontext von Falschinformation zur Untergrabung 
der Sicherheit in der EU genutzt werden. 

1.4.2. Finanzierung von EU-Maßnahmen für Frieden und Sicherheit.  
Die EU fördert den Frieden und die Sicherheit durch ihre Finanzierungsinstrumente im Bereich der 
Außenbeziehungen in EU-Politikbereichen wie Entwicklung, Unterstützung der Demokratie sowie 
Sicherheit und Verteidigung. Gemeinsam mit den Mitgliedstaaten ist die EU ein führender Anbieter 
öffentlicher Entwicklungshilfe, der größte Geber von humanitärer Hilfe und ein bedeutender 
Handelspartner und ausländischer Investor47 für viele Länder. 

 

45 Public opinion monitoring at a glance, Europäisches Parlament, Brüssel, 20–27. März 2020. 
46 Russack, S. und Blockmans, S.: How is EU cooperation on the Covid-19 crisis perceived in member states?, CEPS, 
21. April 2020. 
47 Ein EU-Haushalt für die Zukunft. Band 20, Infoblätter, Europäische Kommission, 2018. 

Abbildung 10 – Anliegen der EU-Bürger  

 

Quelle: Europäische Kommission, Standard-Eurobarometer 92. 

https://www.europarl.europa.eu/at-your-service/files/be-heard/eurobarometer/2020/covid19/en-public-opinion-in-the-time-of-COVID19-27032020.pdf
https://www.ceps.eu/ceps-publications/how-is-eu-cooperation-on-the-covid-19-crisis-perceived-in-member-states/
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/d18f9ef4-8321-11e8-ac6a-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/d18f9ef4-8321-11e8-ac6a-01aa75ed71a1
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1.4.3. Finanzierung im Bereich der Außenbeziehungen im Rahmen des 
mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 2014-2020 

Rund 6 % der Gesamtausstattung des MFR48 2014-2020 von 1 082 Mrd. EUR (zu Preisen 2018) 
können unter der für außenpolitische Maßnahmen vorgesehenen Rubrik „Europa in der Welt“ 
ausgegeben werden. Darin enthalten sind die meisten Finanzierungsinstrumente im Bereich der 
Außenbeziehungen, einige einschlägige Fonds finden sich jedoch außerhalb des Haushalts und 
kleinere Zuweisungen für auswärtige Aktivitäten stehen unter den Rubriken für interne Politik-
bereiche zu Verfügung. Die meisten Finanzierungsinstrumente im Bereich der Außenbeziehungen 
haben einen geografischen und thematischen Schwerpunkt und sind unter dem Gesichtspunkt des 
anerkannten Zusammenhangs zwischen Konflikten, Sicherheit und Entwicklung konkret mit der 
Friedens- und Sicherheitsagenda verknüpft. Einige haben gemeinsame Durchführungs-
bestimmungen gemäß Verordnung (EU) Nr. 236/2014, darunter das Stabilitäts- und Friedens-
instrument, dessen Schwerpunkt auf Stabilität und Friedenskonsolidierung liegt. 

Andere Instrumente unter der Rubrik haben spezifische Ziele und eigene Rechtsgrundlagen, wie das 
Instrument für humanitäre Hilfe, die EU-Freiwilligeninitiative für humanitäre Hilfe, die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik und das Instrument für Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen 
Sicherheit. Der größte außerbudgetäre Fond, der Europäische Entwicklungsfonds, wird mit 
freiwilligen Spenden der EU-Mitgliedstaaten dotiert (Budget 30,5 Mrd. EUR) und legt den 
Schwerpunkt auf Staaten Afrikas, des karibischen und des pazifischen Raums. 

Zu den besonderen Instrumenten, die für die Außenpolitik-Finanzierung von Bedeutung sind und 
die aus dem EU-Haushalt, jedoch außerhalb der Obergrenzen des MFR, unterstützt werden, zählen 
die Soforthilfereserve und das Flexibilitätsinstrument.49 Der aktuelle MFR war einer erheblichen 
Flexibilitätsherausforderung unterworfen. Aufgrund unvorhergesehener Krisen in der Nachbar-
schaft der EU waren die unter den entsprechenden Rubriken verfügbaren Mittel schnell aufge-
braucht, was zur Schaffung von Not-Instrumenten führte, die im Rahmen der langfristigen Planung 
nicht vorgesehen waren. Einerseits hat die EU zunehmend bestehende innovative 
Finanzinstrumente wie Mischfinanzierungsfazilitäten genutzt, um den Investitionsbedarf in 
Entwicklungsländern abzudecken. Andererseits wurden durch die EU seit 2014 vier neue 
Treuhandfonds (TF) eingerichtet,50 wobei es sich um gemeinsame, aus dem EU-Haushalt, durch den 
EEF, die Mitgliedstaaten und andere Geber finanzierte Initiativen handelt, die darauf abzielen, eine 
schnellere Entscheidungsfindung zu ermöglichen und humanitäre und Entwicklungshilfe 
miteinander zu verknüpfen. Die TF wurden geschaffen, um die Auswirkungen andauernder 
Konflikte zu mildern sowie um den Frieden nach Konflikten zu konsolidieren. 2016 wurde im 
Rahmen der Reaktion auf die Flüchtlingskrise die Fazilität für Flüchtlinge in der Türkei51 eingerichtet. 
Dabei handelt es sich um einen Koordinierungsmechanismus innerhalb des EU-Haushalts, dem 
6 Mrd. EUR in zwei Tranchen zugewiesen sind. Die Architektur für Investitionen in Drittländer hat 
sich mit der Einführung der Investitionsoffensive für Drittländer52 und des Europäischen Fonds für 
nachhaltige Entwicklung ebenfalls geändert.53 

 

48 Visualising the proposed Multiannual Financial Framework 2021-2027, EPRS, Europäisches Parlament, 2020. Die 
Referenzwerte des MFR 2014-2020 in den Grafiken sind Schätzungen für die EU-27, wobei das Vereinigte Königreich 
heraus- und der EEF im Hinblick auf seine „Budgetisierung“ hinzugerechnet wurde. 
49 Flexibilität und besondere Instrumente, Europäische Kommission, 2020. 
50 Lilyanova, V.: Implementation of the EU trust funds and the Facility for Refugees in Turkey - Overview, EPRS, Europäisches 
Parlament, 2020. 
51 The EU Facility for Refugees in Turkey, Europäische Kommission, 2020. 
52 What is the EU's External Investment Plan, Europäische Kommission, 2020. 
53 Svasek, M.: How the EU budget is spent: European Fund for Sustainable Development, EPRS, Europäisches Parlament, 
2019.  

https://www.europarl.europa.eu/thinktank/infographics/mff2021-2027/index.html
https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/how-it-works/long-term-planning/flexibility-and-special-instruments_de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/649337/EPRS_BRI(2020)649337_EN.pdf
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/news_corner/migration_en
https://ec.europa.eu/commission/eu-external-investment-plan/what-eus-external-investment-plan_en
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2019)637893
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2019)637893
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1.4.4. Die wichtigsten Instrumente für Frieden und Sicherheit 
Das Stabilitäts- und Friedensinstrument (IcSP),54 die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP),55 die Humanitäre Hilfe56 und die Investitionsoffensive für Drittländer sind die wichtigsten 
Haushaltsinstrumente der EU zur Unterstützung von Sicherheitsinitiativen und Aktivitäten zur 
Friedenskonsolidierung in Partnerländern. Die Finanzplanung für den Zeitraum 2014-2020 ist in 
Abbildung 11 unten dargestellt. 

Abbildung 11 – Finanzplanung 2014-2020 

 

Quelle: Programmes' Performance Overview, Europäische Kommission, 2019. 

Bislang wurden die operativen Ausgaben mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen 
(die nicht aus dem EU-Haushalt finanziert werden können) vom Finanzierungsmechanismus 
Athena57 und der Friedensfazilität für Afrika58 abgedeckt. 

1.4.5. Halbzeitüberprüfung der Finanzierungsinstrumente für das auswärtige 
Handeln 

2017 wurde von der Kommission bezüglich der EFIs ein Kohärenzbericht59 und ein Bericht über die 
Halbzeitüberprüfung60 veröffentlicht, in denen ein genereller Bedarf an mehr Flexibilität bestätigt 
wurde. Daher wurde „Europa in der Welt“ ausgeweitet und besondere Maßnahmen außerhalb der 
regulären Programmplanung zur Erfüllung des neuen Bedarfs genutzt. Insbesondere wurden im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung61 mehr Mittel für die Bewältigung der Flüchtlingskrise 2015/2016 
vorgesehen. Für die Jahre 2017-2020 wurden 2,55 Mrd. EUR für Sicherheit und eine verstärkte 
Kontrolle der Außengrenzen sowie 1,39 Mrd. EUR für die Bekämpfung der Migrationsursachen 
zugewiesen. Zu den Maßnahmen zählten auch die Nutzung besonderer Instrumente 
(Flexibilitätsinstrument und Soforthilfereserve) und die Einrichtung von Instrumenten wie der 
Fazilität für Flüchtlinge in der Türkei und der Treuhandfonds. Die Einrichtung der Europäischen 
Grenz- und Küstenwache (2016), die Stärkung von Europol und des Europäischen 

 

54 Dobreva, A. mit Wegner, P.: Instrument contributing to Stability and Peace, EPRS, Europäisches Parlament, 2017. 
55 Dobreva, A. und Cirlig, C.: Common Foreign and Security Policy, EPRS, Europäisches Parlament, 2016. 
56 Dobreva, A. mit Heinmaa, A.: Humanitarian Aid, EPRS, Europäisches Parlament, 2015. 
57 Financing of military operations: the ATHENA mechanism, Europäisches Parlament, 2014. 
58 Friedensfazilität für Afrika, Europäische Kommission, 2020. 
59 Coherence Report – Final Report, Europäische Kommission, 2017. 
60 Halbzeitüberprüfung der Finanzierungsinstrumente für das auswärtige Handeln, Europäische Kommission, 2017. 
61 D'Alfonso, A.: 2014-2020 Multiannual Financial Framework (MFF): Mid-term revision, EPRS, Europäisches Parlament, 
2017. 

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/about_the_european_commission/eu_budget/ppo_db2020.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/about_the_european_commission/eu_budget/ppo_db2020.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2017/599331/EPRS_BRI(2017)599331_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2016/579065/EPRS_BRI(2016)579065_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2015/572781/EPRS_BRI(2015)572781_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/documents/cj15/dv/sede210115factsheetathena_/sede210115factsheetathena_en.pdf
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/documents/cj15/dv/sede210115factsheetathena_/sede210115factsheetathena_en.pdf
https://www.atlanticcouncil.org/in-depth-research-reports/issue-brief/russias-exotic-nuclear-weapons-and-implications-for-the-united-states-and-nato/
https://ecdpm.org/wp-content/uploads/Coherence-Report-EFI-EC-July-2017.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52017DC0720
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2016/593569/EPRS_BRI(2016)593569_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2016/593569/EPRS_BRI(2016)593569_EN.pdf
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Unterstützungsbüros für Asylfragen, die Schaffung des Instruments für die Bereitstellung von 
Soforthilfe und des EFSD haben allesamt Auswirkungen auf den Haushalt.  

1.4.6. Finanzierung unter den Rubriken für interne Politikbereiche im 
aktuellen MFR 

Auch auf der Agenda der Kommission Juncker standen Sicherheit und Verteidigung ganz oben. Mit 
dem Umsetzungsplan für Sicherheit und Verteidigung aus dem Jahr 2016 wurden vier wichtige 
Initiativen62 begründet: 1) die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit (SSZ), die es Mitgliedstaaten 
ermöglicht, gemeinsam an Projekten zum Ausbau der Verteidigungsfähigkeit zu arbeiten; 2) der 
Europäische Verteidigungsfonds, der zur Förderung verteidigungsbezogener Forschung und der 
Entwicklung gemeinsamer europäischer militärischer Fähigkeiten geschaffen wurde;63 3) die 
Koordinierte Jährliche Überprüfung der Verteidigung („Coordinated Annual Review“) der 
Europäischen Verteidigungsagentur, die zur Überwachung nationaler Verteidigungsausgaben und 
zur Ressourcenoptimierung dient; und 4) der militärische Planungs- und Durchführungsstab 
(Military Planning and Conduct Capability – MPCC) als permanentes militärisches Hauptquartier für 
Missionen und Operationen. 

Was Migration und Grenzmanagement betrifft, wurde wie bereits erwähnt im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung des MFR vor dem Hintergrund neuer Sicherheitsherausforderungen und 
aufgrund der Erkenntnis, dass Zusammenarbeit von entscheidender Bedeutung für ein effizientes 
Migrationsmanagement ist, eine stufenweise Erhöhung der Mittel für die Europäische Grenz- und 
Küstenwache (Frontex)64 vorgesehen. Die künftige Entwicklung von Frontex sowie des damit 
zusammenhängenden Grenzschutzfonds und des Asyl- und Migrationsfonds ist eine politische 
Priorität im nächsten Vorschlag für den MFR. Die vorgeschlagene wesentlich höhere 
Mittelzuweisung an Frontex (ebenso an dezentrale Agenturen) würde die Schaffung einer 
ständigen Reserve von rund 10 000 Grenzschutzbeamten bis 2027 ermöglichen.  

Cybersicherheit ist eine weitere neue Herausforderung für Frieden und Sicherheit. Die Einrichtung 
einer Europäischen Agentur für Cybersicherheit, aufbauend auf der bestehenden Europäischen 
Agentur für Netz- und Informationssicherheit, würde diesem Erfordernis gerecht werden.65 Im 
Hinblick auf den Haushalt würde dies eine schrittweise Erhöhung des Jahreshaushalts der Agentur 
von 11 Mio. EUR im Jahr 2018 auf 23 Mio. EUR im Jahr 2022 bedeuten.  

Fortschritte wurden ebenso bei der Zusammenarbeit zwischen der EU und der NATO bei der 
Bekämpfung hybrider Kriegsführung erzielt. Die EU hat die aus den vorhandenen Mitteln für 
strategische Kommunikation der EU finanzierte East StratCom Task Force eingerichtet, um 
Desinformationskampagnen Russlands abzuwehren.  

1.4.7. EU-Haushaltsplan für 2020  
Der EU-Haushalt 202066 beläuft sich auf 168,7 Mrd. EUR, was einer Erhöhung um 1,5 % im Vergleich 
zu 2019 entspricht. Ausschlaggebend dafür ist ein verstärkter Fokus auf das Klima, jedoch zählen 
auch Herausforderungen im Bereich Migration und Sicherheit zu den Ausgabenprioritäten. Für 

 

62 European Security 2030: The Results of the Dahrendorf Foresight Project, LSE Ideas, 2019. 
63 Wie ein Bericht über die Kosten des Verzichts auf EU-politisches Handeln des EPRS ermittelte, würde eine stärker 
integrierte Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU Effizienzgewinne von mindestens 26 Mrd. EUR jährlich erbringen. 
Hiller, W.: Mapping the Cost of Non-Europe, 2014-2019 – vierte Ausgabe, EPRS, Europäisches Parlament, 2017.  
64 Ein neuer, moderner mehrjähriger Finanzrahmen für eine Europäische Union, die ihre Prioritäten nach 2020 effizient 
erfüllt, Europäische Kommission, Februar 2018. 
65 Lage der Union 2017 – Cybersicherheit:Kommission will Reaktionsfähigkeit der EU auf Cyberangriffe verbessern, 
Europäische Kommission, 2017. 
66 Wirtschafts- und Haushaltsausblick für die Europäische Union 2020, EPRS, Europäisches Parlament, 2020. 

https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_de/2116/%20Questions%20and%20Answers%20about%20the%20East%20StratCom%20Task%20Force
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_de/2116/%20Questions%20and%20Answers%20about%20the%20East%20StratCom%20Task%20Force
http://www.lse.ac.uk/ideas/Assets/Documents/Dahrendorf/FINAL-LSE-DAHRENDORF-REPORT-Online.pdf
http://www.lse.ac.uk/ideas/Assets/Documents/Dahrendorf/FINAL-LSE-DAHRENDORF-REPORT-Online.pdf
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_STU(2017)603239
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/communication-new-modern-multiannual-financial-framework_de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/communication-new-modern-multiannual-financial-framework_de.pdf
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-3193_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-3193_de.htm
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/646139/EPRS_STU(2020)646139_DE.pdf
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„Europa in der Welt“ (siehe Abbildung 11) wurden 10 261,6 Mio. EUR an Mitteln für Verpflichtungen 
vorgesehen, die sich im Wesentlichen auf Entwicklungszusammenarbeit (73,2 %) und humanitäre 
Hilfe (14,6 %) verteilen. In diesem Bereich kam es im Vergleich zu 2019 zur bedeutendsten Reduktion 
(−9,34 %). Diese erklärt sich daraus, dass sich das Auslaufen der zweiten Tranche der Fazilität für 
Flüchtlinge, durch die sich die Mittelzuweisungen für humanitäre Hilfe unter dieser Rubrik im 
vergangenen Jahr deutlich erhöht hatten, auf den Haushalt auswirkt. Im Haushalt 2020 wurden die 
finanziellen Auswirkungen der neuen Zusagen zur Unterstützung humanitärer Maßnahmen, der 
Entwicklung und der Widerstandsfähigkeit in Syrien, Jordanien und dem Libanon genauso wie die 
Zusagen zur Bekämpfung der Migrationsursachen in Afrika berücksichtigt. Ein Gesamtbetrag von 
560 Mio. EUR für folgende Programme wird dem Spielraum der Rubrik entnommen: humanitäre 
Hilfe, ENI, IcSP und DCI. Wie bereits in den Jahren 2018 und 2019 wurden die Heranführungshilfen 
für die Türkei wegen anhaltender Verschlechterungen in den Bereichen Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte in diesem Land um 85 Mio. EUR gekürzt. Die 
Haushaltsbehörde hat den Spielraum von 248,4 Mio. EUR beibehalten, um im Laufe des Jahres 2020 
unvorhergesehene Bedarfe decken zu können, wovon jedoch im Zusammenhang mit der 
Coronavirus-Krise bereits ein Großteil ausgegeben wurde (siehe Kasten unten).  

Migration, Grenzmanagement und Sicherheit stellen weiterhin Finanzierungsprioritäten im 
Haushalt 2020 dar. Rubrik 3 „Sicherheit und Unionsbürgerschaft“ weist mit einer Zuweisung von 
3 729,1 Mio. EUR im Jahr 2020 den geringsten Betrag im MFR auf, jedoch werden daraus EU-
Maßnahmen in Bereichen mit zunehmender Bedeutung wie Grenzkontrolle sowie Migration und 
Asyl – vornehmlich im Rahmen des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) und des Fonds 
für die innere Sicherheit (ISF) – finanziert. Ein wichtiger Anteil sind Mittelzuweisungen für die 
dezentralen Ämter und Agenturen der EU. Das Ausmaß der Unterstützung wird auf einem ähnlichen 
Niveau wie 2019 gehalten. Mehr finanzielle Unterstützung erhält Frontex (+30 %) und die 
Asylagentur der Europäischen Union (+15 %). 
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Abbildung 12 – Haushaltsmittel für die Rubrik „Europa in der Welt“ im Jahr 2020 
(in Mio. EUR) 

 

Datenquelle: Wirtschafts- und Haushaltsausblick für die Europäische Union 2020, EPRS, Europäisches 
Parlament, 2020. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/646139/EPRS_STU(2020)646139_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/646139/EPRS_STU(2020)646139_DE.pdf
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1.4.8. Künftige Finanzierung der EU-Politik im Bereich Frieden und Sicherheit 
Die Entwicklungen während des aktuellen MFR haben die EU dazu veranlasst, ihren friedens-, 
sicherheits- und verteidigungspolitischen Ansatz, sowohl was dessen interne als auch die 
außenpolitische Dimension anbelangt, zu überprüfen. Während die Hauptziele des auswärtigen 
Handelns der EU unverändert bleiben, wird von der EU erwartet, mehr Einfluss in allen oben 
genannten Angelegenheiten auszuüben.  

Ausblick auf den MFR 2021-2027 
Im Zuge der Festlegung des nächsten MFR bietet sich für die EU die große Chance, ihre 
Leistungsfähigkeit als wirkungsvoller globaler Friedensakteur auszubauen. Neben dem Klimaschutz 
wird das „geopolitische“ Europa eine neue wichtige Priorität im nächsten Zeitraum darstellen. Vor 
dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie hat sich das Verfahren zur Vorbereitung und Annahme 
des nächsten MFR jedoch als komplex und langwierig erwiesen. 

Globale Maßnahmen der EU zur Bekämpfung des Coronavirus-Ausbruchs  
Die EU hat zur Bekämpfung der Auswirkungen der Pandemie eine Reihe von Haushaltsmaßnahmen mit 
vorwiegend EU-internem Schwerpunkt verabschiedet. Was den Bereich außerhalb der EU betrifft, wurde 
ein erstes Hilfspaket im Umfang von 232 Mio. EUR zur Unterstützung der Weltgesundheitsorganisation, 
zur Vorsorge und zur Reaktion auf gesundheitliche Notlagen, zur Unterstützung des Institut Pasteur de 
Dakar (Senegal) bezüglich schneller Diagnosen und der epidemiologischen Überwachung, zur 
Verstärkung dringender Forschungstätigkeiten und zur Kofinanzierung von Rückholungsflügen für EU-
Bürger aus Wuhan in China erstellt.  

Im März 2020 unterbreitete die Kommission einen ersten Entwurf eines Berichtigungshaushaltsplans für 
den EU-Haushalt 2020, EBH 1/2020, mit weiteren 567,4 Mio. EUR an Verpflichtungen und 77,4 Mio. EUR an 
Zahlungen. Dazu zählt die Finanzierung migrationsbedingter Ausgaben (423,3 Mio. EUR unter der 
Rubrik 3 „Sicherheit und Unionsbürgerschaft“), wofür eine Mobilisierung des Gesamtspielraums für Mittel 
für Verpflichtungen in Höhe von 350 Mio. EUR und des Flexibilitätsinstruments in Höhe von 73,3 Mio. EUR 
erforderlich ist. Ausgaben unter der Rubrik 4 (145 Mio. EUR) werden aus dem unter dieser Rubrik 
verfügbaren nicht zugewiesenen Spielraum (248,4 Mio. EUR) finanziert. Im April wurde ein zweiter 
EBH 2/2020 mit 3 Mrd. EUR an Verpflichtungen und 1,53 Mrd. EUR an Zahlungen vorgeschlagen, um 
Ausgaben im Zusammenhang mit dem Instrument für die Bereitstellung von Soforthilfe (ESI) innerhalb 
der EU und mit der Stärkung der rescEU-Reserve zu bestreiten. Beide Instrumente befinden sich unter 
Rubrik 3, wodurch hier die Ausgaben um 42 % steigen.  

Die EU verabschiedete ein Paket im Umfang von 15,6 Mrd. EUR zur Unterstützung von Partnerländern, 
indem unter „Europa und die Welt“ vorhandene Mittel zwecks Bekämpfung der Pandemie verschoben 
wurden. Neben dem Beitrag aus dem EU-Haushalt enthält es 5,2 Mrd. EUR an Darlehen der Europäischen 
Investitionsbank (EIB) und einen bedeutenden Beitrag aus dem Europäischen Entwicklungsfonds. Von den 
15,6 Mrd. EUR sind 502 Mio. EUR für kurzfristige Notfallmaßnahmen, 2,9 Mrd. EUR für die Unterstützung 
der Forschung und von Gesundheits- und Wasserversorgungssystemen sowie 12,3 Mrd. EUR zur 
Bewältigung sozioökonomischer Auswirkungen vorgesehen. Das vorgeschlagene Paket wird direkte 
bilaterale Unterstützung für Länder sowie Mittel für die WHO und andere VN-Organisationen umfassen. 
Haushaltsgarantien werden zur Mobilisierung zusätzlicher Mittel aus privaten Quellen bereitgestellt. 
Zusätzlich billigte das Parlament ein Makrofinanzhilfe-Paket im Umfang von 3 Mrd. EUR (Darlehen) für 
zehn unter einer Rezession leidende Nachbarländer. Außerdem hat die Kommission vorgeschlagen, im 
EU-Haushalt 2020 zusätzlich 1 Mrd. EUR für den Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung (EFSD) 
zuzuweisen, um unmittelbare Maßnahmen zur Reaktion auf die Krise zu finanzieren. 

https://www.europarl.europa.eu/EPRS/EPRS-AaG-649376-Amending-Budget-No1-2020-FINAL.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0170
https://agenceurope.eu/en/bulletin/article/12464/14
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200511IPR78816/partner-countries-get-EU3bn-in-loans-to-prop-up-economies-affected-by-pandemic
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Die Kommission hat ihren ursprünglichen Gesamtvorschlag für den MFR für die Zeit nach 202067 am 
2. Mai 2018 angenommen und danach Vorschläge für einzelne Programme veröffentlicht. Der 
allgemeine Ansatz68 lautet „mehr mit weniger“ zu finanzieren und zu tun und bei Leistung und 
Ausgaben stärker auf die Effizienz zu achten. Die Steigerung der Flexibilität ist ein Trend, der 
voraussichtlich verstärkt werden wird, insbesondere im Hinblick auf den Bereich Frieden und 
Sicherheit. Sicherheit und militärische Zusammenarbeit sowie die Steuerung der Migrationsströme 
in die EU werden als Prioritäten hervorgehoben. Im Vorschlag für den MFR finden sich69 friedens- 
und sicherheitsbezogene Mittel in den Rubriken 6 „Nachbarschaft und die Welt“ und 5 „Sicherheit 
und Verteidigung“70 (eine eigene Rubrik, die eine wesentliche Steigerung der Ausgaben für innere 
Sicherheit und Verteidigung aufweist) sowie teilweise in der Rubrik 4 „Migration und 
Grenzmanagement“.71 In Letzterer bemüht sich die Kommission um mehr Komplementarität mit 
externen Finanzierungsinstrumenten durch eine stärkere außenpolitische Dimension des Asyl- und 
Migrationsfonds und des Grenz- und Visuminstruments „Fonds für integriertes Grenzmanagement“, 
wodurch die Kooperation mit und in Drittländern unterstützt wird.  

Zwei Jahre später, mitten während der Pandemie, am 27. Mai 2020, nahm die Kommission einen 
überarbeiteten und ausgebauten EU-Haushalt für den Wiederaufbau einschließlich eines 
überarbeiteten MFR-Vorschlags sowie ein neues Aufbauinstrument an, um auf Herausforderungen 
innerhalb und außerhalb ihrer Grenzen zu reagieren. Zu den wesentlichen Änderungen gehören die 
Änderung der Bezeichnung der Rubrik 5 in „Resilienz, Sicherheit und Verteidigung“ sowie eine 
Kürzung der Mittel für Programme wie den Europäischen Verteidigungsfonds, die Militärische 
Mobilität und die GASP im Vergleich zu ihrem ursprünglichen Vorschlag. Andere Bereiche, wie die 
Rubrik zu externen Politikbereichen, der Asyl- und Migrationsfonds und der Fonds für 
integriertes Grenzmanagement wurden über den ursprünglichen Vorschlag der Kommission und 
den Standpunkt des Parlaments hinaus verstärkt. 

Vorschlag für Rubrik 6 „Nachbarschaft und die Welt“ im MFR 2021-2027 
Die ursprünglich (im Jahr 2018) vorgeschlagenen 108,9 Mrd. EUR72 (zu Preisen 2018) für die neue 
Rubrik zu externen Politikbereichen73 (siehe Abbildung 13) mit einer vereinfachten Struktur und 
mehr Flexibilität stellen einen Anstieg um 13 % dar, was darauf hinweist, dass das auswärtige 
Handeln zunehmend als ein wesentlicher Bereich erkannt wird, der einen EU-Mehrwert erbringen 
kann. Mit den Berichtigungen vom Mai 2020 wurden die Gesamtmittel für Rubrik 6 weiter auf 
insgesamt 118,2 Mrd. EUR gesteigert. Diese umfassen einen Grundbestand von 102,7 Mrd. EUR 
innerhalb des MFR sowie 15,5 Mrd. EUR, die über ein neues Aufbauinstrument „NextGenerationEU“ 
verteilt werden. 

Wie vorgeschlagen, wird mit Rubrik 6 versucht, prognostizierte Herausforderungen zu 
berücksichtigen und Kontinuität und Modernisierung zu kombinieren. Dies spiegelt die 
erforderliche Schwerpunktsetzung auf strategische Prioritäten, sowohl in geografischer 

 

67 EU-Haushalt: Die Kommission schlägt ein modernes Budget vor für eine Union, die schützt, stärkt und verteidigt, 
Europäische Kommission, Pressemitteilung, 2. Mai 2018. 
68 Ein neuer, moderner mehrjähriger Finanzrahmen für eine Europäische Union, die ihre Prioritäten nach 2020 effizient 
erfüllt, Europäische Kommission, Februar 2018. 
69 Parry, M. und Sapala, M.: Mehrjähriger Finanzrahmen 2021–2027 und neue Eigenmittel, EPRS, Europäisches Parlament, 
2018. 
70 Mazur, S.: Financing EU security and defence: Heading 5 of the 2021-2027 MFF, EPRS, Europäisches Parlament, 2020. 
71 D'Alfonso, A.: Migration and border management. Heading 4 of the 2021-2027 MFF, EPRS, Europäisches Parlament, 2020. 
72 D'Alfonso, A.: Multiannual financial framework for the years 2021 to 2027. The future of EU finances, EPRS, Europäisches 
Parlament, 2019. 
73 Lilyanova, V.: Financing EU external action in the MFF 2021-2027. Heading 6 'Neighbourhood and the World', EPRS, 
European Parliament, 2019. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_940?mc_cid=b50d159290&mc_eid=8df3fb95a2
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_940?mc_cid=b50d159290&mc_eid=8df3fb95a2
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication-europe-moment-repair-prepare-next-generation.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication-europe-moment-repair-prepare-next-generation.pdf
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3570_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3570_de.htm
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/communication-new-modern-multiannual-financial-framework_de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/communication-new-modern-multiannual-financial-framework_de.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2018/625148/EPRS_IDA(2018)625148_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)646134
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)646134
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/646135/EPRS_BRI(2020)646135_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/646135/EPRS_BRI(2020)646135_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/637979/EPRS_BRI(2019)637979_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/637979/EPRS_BRI(2019)637979_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/644173/EPRS_BRI(2019)644173_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/644173/EPRS_BRI(2019)644173_EN.pdf
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(Nachbarschaft und Afrika) als auch in thematischer (Sicherheit, Migration, Klima und 
Menschenrechte) Hinsicht wider. 

Abbildung 13 – Rubrik 6, MFR 2021-2027 (Vorschlag der Kommission, Mai 2020)  

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, 2020. 

Die wesentliche Änderung besteht in der Zusammenführung der meisten EFIs in ein einziges 
Instrument sowie in der Einbeziehung des EEF in das Instrument, der damit in den EU-Haushalt 
eingegliedert wird. Der Vorschlag umfasst auch einen gestrafften Investitionsrahmen74 für 
auswärtiges Handeln. Zur Finanzierung von operativen Aktionen des GASP mit militärischen und 
verteidigungspolitischen Bezügen wurde eine neue Europäische Friedensfazilität außerhalb des EU-
Haushalts vorgeschlagen. Mit der Zunahme humanitärer Krisen wurden die ursprünglich 
vorgesehenen stabilen Mittel für humanitäre Hilfe im Mai 2020 erhöht und 5 Mrd. EUR im Rahmen 
des Instruments NextGenerationEU zugeteilt. Außerhalb der Rubrik 6 und der Obergrenzen des MFR 
schlägt die Kommission vor, die zusätzliche Flexibilität der Soforthilfereserve, dem besonderen 
Instrument für Notfälle außerhalb der EU, zu nutzen und interne Operationen der EU in dessen 
Anwendungsbereich einzubeziehen. 

 Instrument für Nachbarschaft, Entwicklung und internationale Zusammenarbeit 
(NDICI): 86 Mrd. EUR zu Preisen 2018, davon 10,5 Mrd. EUR aus NextGenerationEU 

Das umfassende Finanzierungsinstrument75 beinhaltet eine grundlegende geografische Säule, eine 
thematische Säule, eine Säule für die „Krisenreaktion“ sowie eine „Flexibilitätsreserve“. Sowohl das 
geografische als auch das thematische Programm zielen auf Sicherheits-, Stabilitäts- und 
Friedensangelegenheiten ab. Rasche Reaktionshandlungen würden zur Konfliktverhütung in 
Akutsituationen beitragen. Im Rahmen der thematischen Programme wurden insbesondere die 
Mittel für Stabilität und Frieden erhöht. Da das IcSP darin enthalten ist, betonen zivilgesellschaftliche 

 

74 Das vorgeschlagene NDICI-Instrument für den MFR 2021-2027 integriert das bestehende Modell der 
Investitionsoffensive für Drittländer und bietet einen umfassenderen EFSD+, der eine einzige weltweite 
Mischfinanzierungsfazilität und eine Garantie für Außenmaßnahmen mit einer Obergrenze für Garantien für Operationen 
von bis zu 130 Mrd. EUR zu aktuellen Preisen nach den Berichtigungen vom Mai 2020 (im Vergleich zu 60 Mrd. EUR im 
Vorschlag aus dem Jahr 2018) umfasst. Mit dem neuen Rahmen werden die bestehenden vorläufig eingesetzten Mittel für 
den EFSD, den ELM der EIB und den GEFA kombiniert. 
75 Immenkamp, B.: A new neighbourhood, development and international cooperation instrument, EPRS, Europäisches 
Parlament, 2020. 

https://www.cgdev.org/sites/default/files/eus-financial-architecture-external-investment-progress-challenges-and-options.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_988
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/soteu2018-investment-outside-eu-communication-644_en_0.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/628251/EPRS_BRI(2018)628251_EN.pdf
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Akteure aus dem Bereich der Friedenskonsolidierung die Wichtigkeit der Weiterverfolgung der 
spezifischen Ziele der Konsolidierung des Friedens und der Verhütung von Konflikten. 

 Die Europäische Friedensfazilität (EPF): 9,2 Mrd. EUR (zu Preisen 2018), vorgeschlagen 
im Jahr 2018, verglichen mit bis zu 8 Mrd. EUR im neuesten Vorschlag des Präsidenten 
des Europäischen Rates 

Die außerbudgetäre EPF76 dient der Finanzierung von GASP-Operationen mit militärischen und 
verteidigungspolitischen Bezügen während des nächsten MFR und ersetzt damit teilweise den 
Mechanismus Athena und die Friedensfazilität für Afrika, baut jedoch auch auf diesen auf, indem 
der Anwendungsbereich erweitert wird und neue Arten von Hilfen kontinuierlich verfügbar sind. 
Die Finanzierung würde durch die Mitgliedstaaten basierend auf einem BNE-Verteilungsschlüssel 
erfolgen. Der 2018 präsentierte Haushalt stellte eine wesentliche Erhöhung der Mittel verglichen 
mit den in der Vergangenheit aufgebrachten Beträgen dar. Aktuell laufen die Verhandlungen 
zwischen den Mitgliedstaaten im Rat noch und der Haushalt wird sich zwangsläufig ändern, wie im 
neuesten Vorschlag des Präsidenten des Europäischen Rates ersichtlich. Durch die Friedensfazilität 
sollte es möglich sein, Partnerländern insbesondere in Afrika, wo die Sahelzone laut dem Hohen 
Vertreter Josep Borrell eine langfristige Priorität der EU darstellt, Ausrüstung zur Verfügung zu 
stellen.77 

Die Coronavirus-Krise hat die Sicht auf den MFR weiter verändert und zu wesentlichen Änderungen 
des ursprünglichen Vorschlags geführt, wodurch ein ambitionierterer langfristiger Haushalt der 
Zukunft Gestalt annimmt, der die EU stärkt. Die Verhandlungen über den MFR waren bei 
Redaktionsschluss noch im Gange. Das Ergebnis wird zeigen, wie die EU ihr Verhältnis zum Rest der 
Welt in den nächsten Jahren gestalten will.  

1.5. Bedrohungen für den 
Frieden messen: 
Der Normandie-Index 
Die moderne Definition von Frieden 
bezieht sich nicht nur auf „Abwesenheit 
von Krieg“, sondern schließt auch Elemente 
des Wohlbefindens ein: Wir verlangen mehr 
vom Frieden. Diese positive Dimension des 
Friedens ist schwer messbar, weil das 
Spektrum zwischen den Bedingungen 
eines zwischenstaatlichen Kriegs und 
Lebensbedingungen, die von der 
Öffentlichkeit positiv wahrgenommen 
werden, ein übergangsloses Kontinuum ist. 
Wie die Untersuchung des Stockholmer 
Internationalen Friedensforschungsinsti-
tuts zeigt (siehe Abbildung 14), umfasst 
dieses Kontinuum internationale Gewalt 
(d. h. Kriege und hybride Konflikte) und 
innerstaatliche Gewalt (d. h. Bandengewalt 
oder polizeiliche Gewalt, Vertreibung). 

 

76 MFF - The European Peace Facility, Legislative train, EPRS, Europäisches Parlament, 2019. 
77 HR/VP Josep Borrell bei einer Sondersitzung des Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung des Parlaments, 26. Mai 
2020. 

Abbildung 14 – Ein Gewalt-Friedens-Spektrum 
und Manifestationen von Gewalt und Frieden 

 

Datenquelle: Stockholmer Internationales 
Friedensforschungsinstitut (SIPRI), 2016. 

https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/46286/questions-answers-european-peace-facility_de
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/46286/questions-answers-european-peace-facility_de
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-new-boost-for-jobs-growth-and-investment/file-mff-european-peace-facility
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200520IPR79516/eu-must-guarantee-security-to-its-citizens-warns-defence-subcommittee-chair
https://www.sipri.org/sites/default/files/SIPRIYB17c06.pdf
https://www.sipri.org/sites/default/files/SIPRIYB17c06.pdf
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Daher müssen bei der Messung des Friedens zahlreiche Dimensionen berücksichtigt werden. 
Beispielsweise zieht der Index für positiven Frieden (PPI) des IEP 24 Indikatoren wie anhaltende 
Konflikte, die Anerkennung der Rechte anderer und die Sicherheit in der Gesellschaft heran.78 So soll 
über das negative Konzept von Frieden als Abwesenheit von Krieg hinausgegangen werden, um zu 
veranschaulichen, dass ein qualitativer Frieden zahlreiche Dimensionen umfasst. 

Der vom Europäischen Parlament gemeinsam mit dem IEP entwickelte Normandie-Index verwendet 
einen Ansatz, der durch und für das Handeln der Europäischen Union angepasst wurde. Mithilfe 
dieses Ansatzes wird der allgemeine Stand der „Konfliktträchtigkeit“ einer gegebenen Entität als 
Produkt von Faktoren, die mit den wesentlichen von der EU in ihrer Strategie für auswärtiges 
Handeln identifizierten Bedrohungen zusammenhängen, bewertet. Wie oben beschrieben, werden 
in der Globalen Strategie der EU die folgenden 11 Bedrohungen als die aktuell wichtigsten 
Herausforderungen für Frieden und Sicherheit identifiziert. 

Terrorismus Hybride Bedrohungen Wirtschaftskrisen Klimawandel 

Unsicherheit der 
Energieversorgung Gewaltsame Konflikte Cybersicherheit Desinformation 

Fragile Staaten 
Grenzüberschreitende 
Kriminalität 

Massenvernichtungswaffen 
(MVW)  

Der Index verwendet neun dieser elf Bedrohungen als Faktoren, die im Endergebnis für 137 VN-
Länder gleichwertig sind (wobei die EU-27 als ein Land gezählt wird). Im NI werden die 10 oben 
genannten Faktoren um die Qualität des demokratischen Prozesses ergänzt, da die Unterstützung 
der Demokratie eine Kerndimension des auswärtigen Handelns der EU ist. Wie in den folgenden 
Abschnitten erörtert, gibt es außerdem eine starke Korrelation zwischen schwachen 
demokratischen Prozessen und Bedrohungen für Frieden und Sicherheit. Der Normandie-Index ist 
daher ein Instrument, das von den politischen Entscheidungsträgern der EU genutzt werden soll, 
um die am stärksten gefährdeten Länder der Welt im Einklang mit der Globalen Strategie der EU zu 
bewerten und für ein zielgerichtetes Handeln der EU zu sorgen. Es handelt sich nicht um eine 
Rangliste von Staaten in Bezug auf ihre Friedensbereitschaft, sondern um eine Rangliste spezifischer 
Bedrohungen für den Frieden pro Land (siehe Abbildung 15). 

 

78 Global Peace Index, Institute for Economics and Peace, 2017, Methodik: S. 114. 

https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_IDA(2020)652039
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_IDA(2020)652039
https://publications.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/3eaae2cf-9ac5-11e6-868c-01aa75ed71a1/language-de/format-PDF
https://publications.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/3eaae2cf-9ac5-11e6-868c-01aa75ed71a1/language-de/format-PDF
http://visionofhumanity.org/app/uploads/2017/06/GPI17-Report.pdf
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Abbildung 15 – Normandie-Index 2020.  

 

Datenquelle: EPRS und IEP, 2020.  
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1.6. Wie friedlich ist die EU?  
Europa zählt kontinuierlich zu den friedlichsten Regionen der Welt.79 Im Sinne des positiven 
Friedens liegen alle 27 EU-Mitgliedstaaten unter den 45 höchstplatzierten Staaten auf der Liste und 
weisen ein „sehr hohes Maß“ oder „hohes Maß“ an positivem Frieden auf.80 

In jeder Hinsicht ist das Ausmaß der Bedrohung für Frieden in der EU im Vergleich zu anderen 
Regionen und Ländern in der Welt weiterhin sehr gering. In den Ranglisten des Normandie-Index 
2020 liegt die EU-27 in der Kategorie der am wenigsten gefährdeten Regionen weltweit auf Rang 
vierzehn. Energieversorgungssicherheit ist die einzige Dimension, bei der Europa vor größeren 
Risiken steht als die übrige Welt (siehe Abbildung 16). 

Außerdem ist die Nachbarschaft der EU nach wie vor von einer Reihe andauernder Konflikte 
betroffen. Von den 80 von der Internationalen Krisengruppe (ICG) mittels ihres Konflikt-
Nachverfolgungstools Crisiswatch 
weltweit überwachten Krisen waren 
21 entweder in der EU (Zypern), in eng 
mit der EU nach ihrer Mitgliedschaft 
verbundenen Ländern (Nordirland), in 
über ihren Beitritt zur EU verhandeln-
den Ländern oder in Ländern mit einer 
europäischen Perspektive (Bosnien 
und Herzegowina, Kosovo,81 Nord-
mazedonien, Türkei) oder in Ländern, 
die von der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik (ENP) erfasst werden 
(Algerien, Armenien, Aserbaidschan, 
Ägypten, Georgien, Israel, Jordanien, 
Libanon, Libyen, Republik Moldau, 
Palästina, Ukraine, Syrien, Tunesien). 
Dem Normandie-Index zufolge sind 
die Westbalkanländer und Georgien 
weniger gefährdet als Länder der 
Europäischen Nachbarschaft, wäh-
rend viele europäische Nachbarländer wie die Türkei, Ägypten und der Libanon einem großen Risiko 
ausgesetzt sind. Daraus folgt, dass die EU ihre Unterstützung für diese Länder in entscheidender 
Weise fortsetzen muss, zumal aufkommende Bedrohungen für ein Land in der Regel auf benach-
barte Regionen übergreifen. 

Wie die COVID-19-Pandemie gezeigt hat, haben Bedrohungen für Frieden und Sicherheit einen 
grenzüberschreitenden, mehrdimensionalen Charakter und werden in der Regel nicht vorher-
gesehen. Vielfach wird prognostiziert, dass die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der 
Pandemie die Art und Weise, wie einige Länder funktionieren, verändern wird und Institutionen, 
Strukturen, Einstellungen und möglicherweise Verhaltensnormen betreffen werden.82 So 
verdeutlicht die Pandemie, dass Frieden und Sicherheit nicht selbstverständlich sind und dass 
fortlaufend eine Analyse und Bewertung von Frieden stattfinden sollte mit dem Ziel einer 

 

79 These are the world's most peaceful regions in 2020, Weltwirtschaftsforum, 2020.  
80 Positive Peace Index, Institute for Economics and Peace, 2018. 
81 Diese Bezeichnung berührt nicht die Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit der Resolution 1244/1999 des 
VN-Sicherheitsrates und dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs zur Unabhängigkeitserklärung des Kosovos. 
82 COVID-19 and Peace, Institute for Economics and Peace, 2020.  

Abbildung 16 – Friedensprofil der EU-27  

 

Quelle: Normandie-Index, 2020. 

https://www.crisisgroup.org/crisiswatch
https://www.crisisgroup.org/crisiswatch
https://www.weforum.org/agenda/2020/07/global-peace-index-2020/
http://visionofhumanity.org/app/uploads/2018/11/Positive-Peace-Report-2018.pdf
http://visionofhumanity.org/reports/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2020/652039/EPRS_IDA(2020)652039_EN.pdf
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verbesserten Vorsorge und Hilfe und des Aufbaus der Fähigkeiten der Schutzbedürftigsten. Für die 
EU stellen die geopolitischen Konsequenzen des Coronavirus eine Herausforderung und eine 
Chance für eine weitere Stärkung ihrer Rolle als globaler Akteur im Zusammenhang mit Frieden und 
Sicherheit dar.83 

 

83 Lazarou, E.: Außenpolitische Folgen des Coronavirus, EPRS, Europäisches Parlament, 2020.  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2020/651960/EPRS_ATA(2020)651960_DE.pdf
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2. Maßnahmen der EU zur Abwehr von Bedrohungen für 
Frieden und Sicherheit  

2.1. Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen 

 

Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

Die weltweite Anzahl der Kernwaffen ist seit Mitte der Achtzigerjahre zurückgegangen. Damals war 
ein absoluter Höchststand von fast 70 000 Atomsprengköpfen erreicht worden. Der Rückgang ist 
hauptsächlich auf Reduzierungen aufseiten der Atomstreitkräfte Russlands und der USA infolge von 
drei Rüstungsbegrenzungsverträgen seit 1991 sowie auf unilaterale Reduzierungen der Streitkräfte 
zurückzuführen. Nichtsdestoweniger gibt es gemäß dem Stockholmer Internationalen Friedens-
forschungsinstitut (SIPRI) weltweit noch immer rund 13 865 Kernwaffen. Davon sind 3 750 bei 
operativen Truppen stationiert und beinahe 2 000 davon befinden sich in hoher Einsatzbereitschaft. 
Zusammengenommen besitzen die Vereinigten Staaten von Amerika (USA) und Russland noch 
immer 12 175 Atomsprengköpfe. Außerdem geht der Abbau der Kernwaffenarsenale immer lang-
samer vonstatten. Weder Russland noch die USA, die zusammen über ca. 91 % der Kernwaffen der 
Welt verfügen (siehe Abbildung 17), haben bislang die Absicht erkennen lassen, die eigenen 
strategischen Atomstreitkräfte über die Kürzungen hinaus zu verringern, die der neue Vertrag über 
die Verminderung strategischer Waffen (Neuer START-Vertrag) aus dem Jahr 2010 vorschreibt. Der 
neue START-Vertrag läuft 2021 aus, sofern sich nicht beide Parteien auf eine Verlängerung einigen. 
Dass dies passiert, ist aktuell allerdings nicht sehr wahrscheinlich (siehe unten). 

Abbildung 17 – Kernwaffen weltweit im Jahr 2020 

 

Datenquelle: SIPRI, Juni 2020.  

Gleichzeitig modernisieren alle Staaten, die im Besitz von Kernwaffen sind, weiterhin ihre Arsenale. 
Sowohl Russland als auch die USA haben umfangreiche und kostspielige Programme aufgelegt, um 
ihre Atomsprengköpfe, ihre Raketen- und Luftwaffenträgersysteme und ihre Produktionsanlagen 
für Kernwaffen zu ersetzen und zu modernisieren. 2011 kündigte Russland an, bis 2020 bis zu 

http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
https://www.sipri.org/sites/default/files/2020-06/yb20_summary_en_v2.pdf?utm_source=phpList&utm_medium=email&utm_campaign=SIPRI+Update+June+2020:+New+SIPRI+data+on+world+nuclear+forces,+SIPRI+Yearbook+2020+launch,+and+more&utm_content=HTML
https://www.sipri.org/sites/default/files/2020-06/yb20_summary_en_v2.pdf?utm_source=phpList&utm_medium=email&utm_campaign=SIPRI+Update+June+2020:+New+SIPRI+data+on+world+nuclear+forces,+SIPRI+Yearbook+2020+launch,+and+more&utm_content=HTML
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70 Mrd. USD für die Modernisierung seiner Atomstreitkräfte auszugeben.84 Schätzungen aus dem 
Jahr 2017 zufolge wird erwartet, dass sich die geplanten Ausgaben der USA für Kernwaffen bis auf 
1,2 Billionen USD (inflationsbereinigt) zwischen den Haushaltsjahren 2017 und 2046 belaufen 
werden, was rund 6 % aller nationalen Verteidigungsausgaben entspricht.85 Die Trump-
Administration hat neue Pläne bezüglich ihrer Kernwaffenkapazitäten vorgestellt, die die Ausgaben 
für Kernwaffen wahrscheinlich auf mindestens 6,4 % des nationalen Verteidigungsbudgets steigen 
lassen und sich bis zum Ende der 2020er-Jahre auf 8 % erhöhen werden.86 Obschon die Kernwaffen-
arsenale der anderen Atommächte wesentlich kleiner sind, entwickeln oder stationieren alle neue 
Waffensysteme oder haben dementsprechende Pläne. China, Indien und Pakistan vergrößern 
ebenfalls ihre Kernwaffenarsenale.87 

2.1.1. Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen in Gefahr 
Der Vertrag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen (NVV) von 1970 bildet 
den Eckpfeiler der globalen Regelun-
gen über Nichtverbreitung und Abrüs-
tung. Während sich die Parteien des 
NVV auf die Feier seines 50-jährigen 
Jubiläums vorbereiten, ist dieser aus 
verschiedenen Richtungen unter Druck 
geraten. Die Konferenz zur Über-
prüfung des Nichtverbreitungsvertrags 
im Jahr 2015 endete ohne Abschluss-
erklärung, vor allem wegen mangeln-
der Übereinstimmung über die Ein-
richtung einer MVW-freien Zone im 
Nahen Osten.88 Im Juni 2019 stellte der 
Rat der Europäischen Union beinahe 
3 Mio. EUR für die Unterstützung des 
Verfahrens vertrauensbildender Maß-
nahmen, die zur Einrichtung einer 
MVW-freien Zone im Nahen Osten 
führen sollen, zur Verfügung.89 Jedoch 
wurden keine wirklichen Fortschritte 
zur Lösung dieses Problems, das bis ins 
Jahr 1995 zurückreicht, erzielt.90 Außerdem kam der Vertrag auch von Seiten der Unterstützer der 
2013 gegründeten „humanitären Initiative“ zur Neuausrichtung der Debatte über die nukleare 
Abrüstung unter Druck, die die verheerenden Auswirkungen einer nuklearen Detonation auf die 
Menschen auf der ganzen Welt hervorhoben. Die Initiative führte zur Annahme des Vertrags über 

 

84 NTI, Russia - Nuclear, Oktober 2018. 
85 Kingston Reif, U.S. nuclear modernization programs, Arms Control Association, August 2018. 
86 Die US-Administration hat für das Haushaltsjahr 2021 insgesamt 44,5 Mrd. USD für das Pentagon (28,9 Mrd. USD) und 
das Energieministerium (15,6 Mrd. USD) für die Wartung und Modernisierung der nuklearen Trägersysteme und 
Sprengköpfe und deren unterstützende Infrastruktur beantragt – eine Steigerung von rund 7,3 Mrd. USD oder 19 % 
gegenüber dem Haushaltsjahr 2020. Quelle: Kingston Reif, US nuclear budget skyrockets, Arms Control Association, März 
2020. 
87 SIPRI, Yearbook 2019, Modernization of world nuclear forces continues despite overall decrease in number of warheads, 
17. Juni 2019. 
88 Wan, W.: Why the 2015 NPT Review Conference Fell Apart, United Nations University, 28. Mai 2015. 
89 Beschluss (GASP) 2019/938 des Rates vom 6. Juni 2019. 
90 Davenport, K.: WMD-Free Middle East proposal at a glance, Arms Control Association, abgerufen am 9. April 2020. 

Nukleare Abrüstung 
Die weltweite nukleare Abrüstung ist eines der am längsten 
bestehenden Ziele der Vereinten Nationen. Der Vertrag 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV) von 1970 
bildet den Eckpfeiler der globalen Regelungen über 
Nichtverbreitung und Abrüstung. Der NVV beruht auf drei 
Säulen: der nuklearen Abrüstung, der Nichtverbreitung und 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie. Sein Ziel ist es, die 
Verbreitung von Kernwaffen zu unterbinden, die Zusam-
menarbeit der Vertragsstaaten im Bereich der zivilen Kern-
energie zu fördern und letztlich die vollständige nukleare 
Abrüstung zu erreichen. Der NVV räumt den fünf in ihm 
anerkannten Atommächten – China, Frankreich, Russland, 
dem Vereinigten Königreich und den USA – das alleinige 
Recht ein, Nukleararsenale zu besitzen, verpflichtet sie aber 
auch, „in redlicher Absicht Verhandlungen zu führen über 
wirksame Maßnahmen zur Beendigung des nuklearen 
Wettrüstens [...] und zur nuklearen Abrüstung“ (Artikel VI 
NVV). Außerdem wird im NVV den Staaten, die nicht im 
Besitz von Kernwaffen sind, das Recht eingeräumt, 
Kernenergie für friedliche Zwecke auszubauen und zu 
nutzen. 

 

https://www.nti.org/learn/countries/russia/nuclear/
https://www.armscontrol.org/factsheets/USNuclearModernization
https://www.armscontrol.org/act/2020-03/news/us-nuclear-budget-skyrockets
https://www.sipri.org/media/press-release/2019/modernization-world-nuclear-forces-continues-despite-overall-decrease-number-warheads-new-sipri
https://cpr.unu.edu/why-the-2015-npt-review-conference-fell-apart.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32019D0938
https://www.armscontrol.org/factsheets/mewmdfz
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das Verbot von Kernwaffen am 7. Juli 2017. Bei diesem Vertrag handelte es sich um das erste recht-
lich bindende multilaterale Instrument zur nuklearen Abrüstung, das seit zwanzig Jahren 
ausgehandelt wurde.91 Gegner des Atomwaffenverbotsvertrags, zu denen auch viele EU-
Mitgliedstaaten zählen, machen jedoch geltend, dass die Voraussetzungen für die Abrüstung 
derzeit nicht gegeben sind, und verweisen auf das Risiko, dass der NVV untergraben wird. Die 
unüberwindbaren Diskrepanzen zwischen den Unterstützern und den Gegnern des Vertrags 
werden sich wahrscheinlich auf die künftigen Verhandlungen im Rahmen des NVV auswirken und 
könnten die für die nächste geplante Konferenz zur Überprüfung des Nichtverbreitungsvertrags 
zum Scheitern bringen, wodurch die bestehenden Regelungen über Nichtverbreitung und 
Abrüstung möglicherweise weiter geschwächt werden.92 Der Atomwaffenverbotsvertrag hat 81 
Unterzeichner und 37 Vertragsstaaten. Von den Mitgliedstaaten der EU haben nur Österreich, 
Zypern, Irland, Malta und Schweden für den Verbotsvertrag gestimmt. Während Irland ihn 
unterzeichnet hat, wurde er bislang nur von Österreich ratifiziert. 

2.1.2. Bedenken bezüglich Iran und Nordkorea wegen nuklearer Proliferation 
Als der NVV 1968 zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, besaßen 5 Länder Kernwaffen: die USA, 
Russland, China, Frankreich und das Vereinigte Königreich. Der NVV war dazu gedacht, weitere 
Staaten von der Entwicklung von Kernwaffen abzuhalten und das Wettrüsten auf diese 5 
Nuklearmächte zu beschränken. Heute umfasst der NVV mit 191 Vertragsstaaten beinahe die ganze 
Welt. Israel, Pakistan und Indien haben jedoch die Unterzeichnung des Vertrages verweigert und 
bedeutende Kernwaffenarsenale aufgebaut. Nordkorea hat zuerst den Vertrag unterzeichnet, ist 
aber 2003 aus ihm ausgestiegen und hat 2006 erstmals eine Kernwaffe getestet. In jüngster Zeit 
haben Bedenken bezüglich nuklearer Proliferation im Zusammenhang mit den Zusagen des Iran im 
Rahmen des Gemeinsamen umfassenden Aktionsplans (JCPOA)93 aus dem Jahr 2015 und mit den 
Verpflichtungen des Landes im Rahmen des bilateralen NVV-Sicherungsabkommens aus dem Jahr 
1974 mit der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) zugenommen.94 Nach dem Rückzug 
der USA aus dem JCPOA im Mai 201895 nahm der Iran 2019 die Urananreicherung über das im 
Rahmen des Abkommens erlaubte Ausmaß hinaus wieder auf. Dies hat einige Vertragsstaaten der 
JCPOA dazu veranlasst, den Streitbeilegungsmechanismus des Abkommens zu aktivieren – ein 
Schritt, der letztendlich zur erneuten Verhängung von Sanktionen des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen gegen der Iran führen könnte.96 Gleichzeitig wurden Bedenken laut, dass der Iran den 
Verpflichtungen im Rahmen der Sicherungsmaßnahmen des NVV nicht nachkommt. Die 
Verpflichtungen des Iran im Rahmen des NVV bestehen getrennt und sind rechtlich unabhängig 
von den Zusagen des Iran im Rahmen des JCPOA. In den vergangenen Monaten hat sich der Iran 
geweigert, Informationen bereitzustellen, um Ängste zu zerstreuen, dass die Offenlegungen des 
Landes über seine nuklearen Materialien und Aktivitäten unvollständig sein könnten.97 Zusätzlich 
zu den Bedenken bezüglich der Nichteinhaltung des JCPOA und des NVV-Sicherungsabkommens 

 

91 Immenkamp, B.: Treaty on the Prohibition of nuclear weapons – the 'Ban Treaty', EPRS, Europäisches Parlament, 
Januar 2018. 
92 Die nächste Konferenz zur Überprüfung des Nichtverbreitungsvertrags war für den 27. April bis 22. Mai 2020 in New York 
geplant. Aufgrund der Lage im Zusammenhang mit der globalen Coronavirus-Pandemie, haben die Vertragsstaaten 
beschlossen, die Überprüfungskonferenz 2020 zu verschieben und diese abzuhalten, sobald die Umstände dies zulassen, 
spätestens jedoch im April 2021. 
93 Dietrich, C., Pawlak, P.: The nuclear agreement with Iran, EPRS, Europäisches Parlament, Januar 2016. 
94 Sicherungsabkommen im Rahmen des NVV sorgen dafür, dass alle nuklearen Tätigkeiten, die ein Staat unternimmt, 
friedlichen Zwecken dienen, und der Staat keinen unerlaubten nuklearen Tätigkeiten nachgeht. 
95 Immenkamp, B. mit Beiträgen von Garces de Los Fayos Tournan, F.: Future of the Iran nuclear deal. How much can US 
pressure isolate Iran?, EPRS, Europäisches Parlament, Mai 2018. 
96 Geranmayeh, E.: Europe's new gamble: Dispute resolution and the Iran nuclear deal, European Council on Foreign 
Relations, 15. Januar 2020. 
97 Hibbs, M.: Iran and the NPT: Safeguards at stake, 6. März 2020. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/614664/EPRS_BRI(2018)614664_EN.pdf
https://www.un.org/en/conferences/npt2020
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2016/572820/EPRS_BRI(2016)572820_EN.pdf
https://www.armscontrol.org/factsheets/IAEAProtoco
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/621897/EPRS_BRI(2018)621897_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/621897/EPRS_BRI(2018)621897_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/621897/EPRS_BRI(2018)621897_EN.pdf
https://www.ecfr.eu/article/commentary_europes_new_gamble_dispute_resolution_and_the_iran_nuclear_deal
https://www.ecfr.eu/article/commentary_europes_new_gamble_dispute_resolution_and_the_iran_nuclear_deal
https://www.europeanleadershipnetwork.org/commentary/iran-and-the-npt-safeguards-at-stake/?mkt_tok=eyJpIjoiWTJWak0yTTRPRE5pTXpnMyIsInQiOiJmVDVLanhUcHNQanF1M0w4eVM4QldqSkFcL1FGZ3ZLOUlidzh1ZklPTWFcLzNnSDkrWENxT3FubHl4WlA1UDIxQzdRU2E5bnllZXJMS21uR0pCcUJvU2xyRzFMZGltbm4xMU11Wm52ekRDZGRYUCtJZ0tnOFM1QjJlTEN0RDJkWERIIn0=
https://www.europeanleadershipnetwork.org/commentary/iran-and-the-npt-safeguards-at-stake/?mkt_tok=eyJpIjoiWTJWak0yTTRPRE5pTXpnMyIsInQiOiJmVDVLanhUcHNQanF1M0w4eVM4QldqSkFcL1FGZ3ZLOUlidzh1ZklPTWFcLzNnSDkrWENxT3FubHl4WlA1UDIxQzdRU2E5bnllZXJMS21uR0pCcUJvU2xyRzFMZGltbm4xMU11Wm52ekRDZGRYUCtJZ0tnOFM1QjJlTEN0RDJkWERIIn0=
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wachsen die Sorgen, dass der Iran dem Beispiel Nordkoreas folgen und aus dem NVV vollkommen 
aussteigen könnte.98 

Abbildung 18 – Atomprogramm des Iran: Zeitachse 

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments. 

2.1.3. Das Auslaufen des INF-Vertrages 
Zu besonderen Bedenken gibt das kürzliche Auslaufen des Vertrages über nukleare 
Mittelstreckenwaffen (INF) Anlass. Im Februar 2019 gaben die Vereinigten Staaten und Russland 
bekannt, ihre Verpflichtungen gemäß dem 1987 unterzeichneten wegweisenden Vertrag zur 
Kontrolle über nukleare Waffen auszusetzen. Der INF-Vertrag eliminierte und verbot landgestützte 
ballistische Raketen und Marschflugkörper mit Reichweiten zwischen 500 und 5 500 km. Die 
Unterzeichnung des INF-Vertrages im Jahr 1987 führte zur Entfernung und Zerstörung von beinahe 
3 000 Kurz- und Mittelstreckenraketen, die als Trägerraketen für Kernwaffen einsatzfähig und in 
Europa stationiert oder auf Europa gerichtet waren.99 Da sich die beiden Parteien nicht annähern 
konnten, lief der INF-Vertrag am 2. August 2019 aus, wodurch ein Eckpfeiler der europäischen 
Sicherheitsordnung entfernt wurde. Bei einer erneuten Stationierung von Mittelstreckenraketen 
gerät Europa wieder in die Schusslinie strategischer Nuklearwaffen. Europa könnte vor schwierigen 
Entscheidungen stehen, die allesamt Sicherheitsrisiken nach sich ziehen. Dazu gehört unter 
anderem die Entscheidung, ob die EU einen Stationierungswettlauf mit Russland eingeht oder die 
erneute Stationierung von US-amerikanischen Raketen auf europäischem Boden verweigert, 
wodurch die europäischen Länder von Russland potenziell eingeschüchtert werden könnten. Im 
Februar 2019 nahm das Europäische Parlament eine Entschließung zur Zukunft des INF-Vertrags 
und zu den Auswirkungen auf die Europäische Union an, in der es Russland und die USA dazu aufrief, 
in einen konstruktiven Dialog einzutreten und sicherzustellen, dass die zu diesem Zeitpunkt 
unsichere Zukunft des INF-Vertrages andere Rüstungskontrollabkommen nicht gefährdet.100 

 

98 Rouhi, M.: Will Iran follow North Korea's path and ditch the NPT?, Bourse & Bazzar, 29. März 2020. 
99 Immenkamp, B.: The end of the INF Treaty? A pillar of European security architecture at risk, EPRS, Europäisches 
Parlament, Februar 2019. 
100 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. Februar 2019 zur Zukunft des INF-Vertrags und den Auswirkungen 
auf die Europäische Union (2019/2574(RSP)). 

https://www.bourseandbazaar.com/articles/2020/3/26/will-iran-follow-north-koreas-path-and-ditch-the-npt
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/633175/EPRS_BRI(2019)633175_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/633175/EPRS_BRI(2019)633175_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0130_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0130_DE.html
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2.1.4. Änderung der Nuklearpolitik bedeutender Kernwaffenstaaten 
Der Nuclear Posture Review (NPR) 
2018101 der US-Regierung markiert 
ein endgültiges Abgehen von den 
seit den frühen 1990er-Jahren 
andauernden Bemühungen, das 
Kernwaffenarsenal des Landes zu 
verkleinern.102 Experten erachten 
den NPR als besorgniserregend, da 
er zusätzliche Szenarien eröffnet, in 
denen Kernwaffen eingesetzt 
werden könnten.103 Erstens werden 
zur Erweiterung der nuklearen 
Optionen der USA im NPR Kern-
waffen mit geringer Sprengkraft 
(„low yield nuclear weapons“) 
vorgesehen, die präzise Angriffe mit 
Kernwaffen weit unterhalb eines 
Ausmaßes im Sinne eines „Gleich-
gewichts des Schreckens“ („precise-
ly tailored nuclear attacks well short 
of mutual assured destruction 
levels“) ermöglichen. Zweitens 
werden im NPR die Umstände, die 
für einen Einsatz von Kernwaffen 
sprechen, erweitert. Nunmehr zäh-
len dazu auch Angriffe mit konven-
tionellen Waffen auf die USA, ihre Verbündete oder Partner sowie Schläge gegen „einen Staat, eine 
terroristische Gruppe oder einen anderen nichtstaatlichen Akteur, der terroristische Aktivitäten zur 
Erlangung oder zum Einsatz von Nuklearsprengkörpern unterstützt oder ermöglicht“. 

Russland104 hat seinen Schwerpunkt auf Kernwaffen in seiner Militär- und nationalen Sicherheits-
strategie im Laufe des letzten Jahrzehnts verstärkt. Präsident Vladimir Putin hat 2018 angekündigt, 
dass Russland fünf neue für Kernwaffen einsatzfähige strategische Waffensysteme entwickeln 
werde, einschließlich einer schweren ballistischen Interkontinentalrakete, eines nuklear bewaff-
neten Hyperschallflugzeugs, eines nuklear bewaffneten luftfahrzeuggestützen Hyperschall-
flugkörpers, eines nuklear angetriebenen und bewaffneten Marschflugkörpers und einer nuklear 
bewaffneten Unterwasserdrohne. Einschlägige Experten sind sich uneinig, ob diese neuen Systeme 
dazu gedacht sind, Überlegenheit gegenüber den USA zu erlangen, oder ob Sie eine Reaktion 
Russlands auf Bedenken bezüglich der Entwicklung US-amerikanischer Fähigkeiten darstellen.105 

 

101 United States Department of Defense, Nuclear Posture Review, Februar 2018. 
102 Kaczmarek, M., Lazarou, E.: United States' nuclear weapons policy: New priorities, new challenges, EPRS, Europäisches 
Parlament, Dezember 2017. 
103 Europäisches Parlament, Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung, 
Öffentliche Anhörung zur Zukunft von Kontrollabkommen bezüglich nuklearer Rüstung und den Auswirkung auf die 
Sicherheit in der EU, 18. Februar 2020. 
104 Woolf, A. F.: Russia's Nuclear Weapons: Doctrine, Forces, and Modernization, Congressional Research Service, 
2. Januar 2020. 
105 Congressional Research Service, Russia's Nuclear Weapons: Doctrine, Forces, and Modernization, Januar 2020. 

Die Rolle von Kernwaffen für die Sicherheit in Europa 
Nach dem Brexit ist Frankreich der einzige Mitgliedstaat der EU, 
der sich im Besitz von Kernwaffen befindet. In seiner Rede vom 
7. Februar 2020 zur nuklearen Abschreckung rief der franzö-
sische Präsidenten Emmanuel Macron interessierte euro-
päische Länder dazu auf, in einen strategischen Dialog zur Rolle 
des französischen Kernwaffenarsenals in der europäischen 
Sicherheitsarchitektur einzutreten. Er rief außerdem die euro-
päischen Partner zur gemeinsamen Vorlage einer von Europä-
ern entworfenen und unterstützten internationalen Agenda 
zur Waffenkontrolle auf, um dem Untergang bi- und multi-
lateraler Rüstungskontrollverträge, der eine unmittelbare 
Auswirkung auf Europa haben könnte, Rechnung zu tragen. 
Präsident Macron hielt ausdrücklich fest, dass Europäer in jede 
Europa betreffende Diskussion über Rüstungskontrolle einge-
bunden sein sollten und diese nicht den USA, Russland oder 
China überlassen werden sollte. Es bleibt abzuwarten, wie 
andere EU-Mitgliedstaaten auf den Vorschlag reagieren, den 
Kernwaffen Frankreichs eine zentrale Rolle in einer stärker 
koordinierten Verteidigungsstrategie der EU zukommen zu 
lassen. Zwanzig EU-Mitgliedstaaten sind NATO-Mitglieder und 
haben sich zur Verpflichtung der NATO zur nuklearen 
Abschreckung bekannt. Darunter fallen vier Länder, in denen 
taktische Kernwaffen der USA stationiert sind (Belgien, 
Deutschland, Italien und die Niederlande). 

https://media.defense.gov/2018/Feb/02/2001872886/-1/-1/1/2018-NUCLEAR-POSTURE-REVIEW-FINAL-REPORT.PDF
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/search.html?word=united+states+weapons
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/search.html?word=united+states+weapons
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/committee-on-security-and-defence_20200218-0900-COMMITTEE-SEDE_vd
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/committee-on-security-and-defence_20200218-0900-COMMITTEE-SEDE_vd
https://fas.org/sgp/crs/nuke/R45861.pdf
https://fas.org/sgp/crs/nuke/R45861.pdf
https://fas.org/sgp/crs/nuke/R45861.pdf
https://fas.org/sgp/crs/nuke/R45861.pdf
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Die Länder Europas hegen insbesondere Bedenken hinsichtlich der Stationierung kern-
waffenfähiger russischer Systeme auf europäischem Boden, auch mitten im NATO-Territorium.106 

2.1.5. Multilaterale Rüstungskontrolle in Gefahr 
Die letzten drei Jahre waren dadurch gekennzeichnet, dass größere Länder sich immer weniger zum 
Multilateralismus bekannt haben, was der EU große Sorge bereitet.107 Einige Experten gingen sogar 
so weit, die Rüstungskontrolle für beinahe oder praktisch tot zu erklären.108 Der neue START-Vertrag 
könnte das nächste Opfer dieser Entwicklung sein. Der neue START-Vertrag ist ein bilateraler Vertrag 
zwischen den USA und der Russischen Föderation, der am 5. Februar 2011 in Kraft getreten ist. 
Dieser setzt Grenzen bezüglich strategischer Waffen, die die beiden Vertragsparteien einhalten 
müssen, was diese bis zum 5. Februar 2018 auch taten. Der neue START-Vertrag ersetzte ältere 
Rüstungskontrollverträge zwischen den USA und Russland und setzte damit den Prozess der 
Verkleinerung ihrer Arsenale strategischer Kernwaffen fort, der 1994 begonnen hatte. Der neue 
START-Vertrag begrenzt die Zahl der Atomsprengköpfe und deren Trägersysteme (Raketen, 
Bombenflugzeuge und Startvorrichtungen). Der Vertrag wird im Februar 2021 auslaufen, sofern er 
nicht von einem neuen Abkommen ersetzt wird. Eine Verlängerung um bis zu fünf Jahre, bis 2026, 
ist möglich.109 Die USA wollen China in die Verhandlungen über eine Verlängerung oder Erneuerung 
des neuen START-Vertrages einbinden und streben ein trilaterales Abkommen mit Russland und 
China an. Präsident Trump hat ebenfalls angedeutet, dass China an den Verhandlungen über einen 
Nachfolgevertrag für den INF-Vertrag teilnehmen soll.110 China hat es bislang abgelehnt, an 
trilateralen Gesprächen teilzunehmen.111 

Der neue START-Vertrag ist der einzige verbliebene Rüstungskontrollvertrag zwischen den USA und 
Russland und der einzige bilaterale Rüstungskontrollvertrag, der derzeit noch in Kraft ist. Sein Ende 
würde auch das Ende jeglicher Beschränkung des Umfangs und der Zusammensetzung der 
Atomwaffenarsenale dieser beiden führenden Atommächte bedeuten. Obwohl dies problematisch 
ist, ist nicht jede von den USA oder Russland ausgehende Bedrohung für den Frieden ausschließlich 
auf die Größe ihrer Atomwaffenarsenale zurückzuführen. Experten weisen insbesondere auf die 
neue Annahme eines kontrollierbaren nuklearen Schlagabtausches („controllable nuclear exchan-
ges“) hin, der zu weniger Risikoabwägungen führen und die Wahrscheinlichkeit von Konflikten, die 
sich zu einem Atomkrieg entwickeln, erhöhen könnte.112 Einige erachten das Risiko eines Atom-
kriegs zwischen den USA und Russland derzeit als größer, als zu den gefährlichsten Zeiten des Kalten 
Krieges.113 

 

106 Gottemoeller, R.: Russia is Updating their Nuclear Weapons: What Does That Mean for the Rest of Us? Carnegie 
Endowment for International Peace, 29. Januar 2020. 
107 Linn, J.: Recent Threats to Multilateralism, 2018. 
108 Kühn, U.: Why Arms Control Is (Almost) Dead, 5. März 2020. 
109 Arms Control Association, New Strategic Arms Reduction Treaty, abgerufen am 11. März 2020. 
110 Kühn, U. (Hrsg.): Trilateral Arms Control, Perspectives from Washington, Moscow and Beijing, Institut für 
Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg, März 2020. 
111 Mehtra, A.: Arms control decisions by Trump administration could be “imminent”. Will China be involved?, 
DefenseNews, 26. Februar 2020. 
112 Brown, S. (2018): The Trump Administration's Nuclear Posture Review (2018): In Historical Perspective, Journal for Peace 
and Nuclear Disarmament, 1:2, S. 268-280. 
113 Kroenig, M., Massa, M. und Trotti, C., Russia's Exotic Nuclear Weapons and Implications for the United States and NATO: 
Atlantic Council, März 2020. 

https://carnegieendowment.org/2020/01/29/russia-is-updating-their-nuclear-weapons-what-does-that-mean-for-rest-of-us-pub-80895
https://carnegieendowment.org/2020/01/29/russia-is-updating-their-nuclear-weapons-what-does-that-mean-for-rest-of-us-pub-80895
https://journals.sagepub.com/doi/pdf/10.1177/0972063417747765
https://carnegieeurope.eu/strategiceurope/81209?mkt_tok=eyJpIjoiTVdWaFpUVmpNR05tTWpnNCIsInQiOiJjUGRcL3hTWG80a1p3cDJuWGxoUGJSYzJDUEZtOEpjSVRNSnRuZ085ODNieGRaNXY5aUZVWjUwbVZ4TCtFWHdicUpsVThwYk5wSlwvUEVjU3duSkUwYVwveGxaKzgxeUZ1XC9OZ1R6eGU4enpNVGpLUWRkSUtZUVk4RWRUOHdDZmpMdk4ifQ==
https://www.armscontrol.org/treaties/new-strategic-arms-reduction-treaty
https://ifsh.de/file/publication/Research_Report/002/20200224_IFSH_Research_Report_002_final.pdf
https://www.defensenews.com/pentagon/2020/02/26/arms-control-decisions-by-trump-administration-could-be-imminent-will-china-be-involved/
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/25751654.2018.1494092
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/25751654.2018.1494092
https://www.atlanticcouncil.org/in-depth-research-reports/issue-brief/russias-exotic-nuclear-weapons-and-implications-for-the-united-states-and-nato/
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2.1.6. Maßnahmen der EU gegen die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen 

Beteiligung an der Arbeit der Vereinten Nationen 
Seit ihrer Gründung haben die Vereinten Nationen zwei parallele und sich gegenseitig fördernde 
Ziele verfolgt: die Beseitigung von (biologischen, chemischen und nuklearen) Massenvernich-
tungswaffen und die Einführung von Regelungen für konventionelle Waffen (insbesondere 
hinsichtlich des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen).114 Die EU ist entschlossen, diese Ziele durch 
ihren Status in den Vereinten Nationen und die Mitbestimmung ihrer Mitgliedstaaten in den 
verschiedenen Organen 
der Vereinten Nationen, 
die sich mit Fragen der Ab-
rüstung und der Nichtver-
breitung von Kernwaffen 
befassen, zu verfolgen 
(siehe Kasten). Von den 
Vereinten Nationen und 
ihren Organen wurden 
einige wichtige Abrüs-
tungsverträge ausgear-
beitet, darunter das 
Chemiewaffenüberein-
kommen, das Biowaffen-
übereinkommen, der Ver-
trag über die Nichtver-
breitung von Kernwaffen (NVV) und der Vertrag für das umfassende Verbot von Nuklearversuchen. 
Hinzu kommen freiwillige und informelle Maßnahmen zur Kontrolle von Raketenwaffen wie z. B. das 
Trägertechnologie-Kontrollregime und der Haager Verhaltenskodex gegen die Verbreitung 
ballistischer Flugkörper. Zur Regulierung des Handels mit konventionellen Waffen hat die UNGA im 
Jahr 2013 den Vertrag über den Waffenhandel (ATT) verabschiedet. Im Hinblick auf den Handel mit 
Klein- und Leichtwaffen wurden im Jahr 2001 zwei Instrumente der Vereinten Nationen vereinbart. 
Im Rahmen des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität haben die Staaten das Feuerwaffen-Protokoll angenommen. Regierungen, 
die den Text ratifizieren, verpflichten sich, eine Reihe von Maßnahmen zur Kriminalitätsbekämpfung 
zu verabschieden und drei Gruppen von Bestimmungen über Feuerwaffen umzusetzen, nämlich 
a) ein Lizenzsystem für Herstellung und Handel, b) die Festlegung von Straftatbeständen in Bezug 
auf die illegale Herstellung und den illegalen Handel, und c) Bestimmungen über die 
Kennzeichnung und die Rückverfolgung von Feuerwaffen. Im gleichen Jahr haben einige Staaten 
ein Aktionsprogramm vereinbart, in dessen Mittelpunkt die Unterbindung des unerlaubten Handels 
mit Kleinwaffen und leichten Waffen steht. 

Leitgrundsätze 
Basierend auf der Globalen Strategie der EU, der Strategie der EU gegen die Verbreitung von MVW 
und ihrer Trägersysteme115 und den neuen Handlungslinien116 stützen sich die Leitgrundsätze der 
EU im Kampf gegen die Verbreitung von MVW weiterhin auf die Verpflichtung zu einem effizienten 

 

114 Gillis, M.: Disarmament – A Basic Guide, Büro der Vereinten Nationen für Abrüstungsfragen, New York, 2017. 
115 Rat der Europäischen Union, Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, 10. Dezember 
2003.  
116 Rat der Europäischen Union, Schlussfolgerungen des Rates und neue Handlungslinien der Europäischen Union im 
Bereich der Bekämpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihrer Trägersysteme, 17. Dezember 2008.  

Die globalen Regelungen über Nichtverbreitung und 
Abrüstung 
Der Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV) ist der 
Eckpfeiler der globalen Regelungen über Nichtverbreitung und 
Abrüstung. Diese umfassen außerdem die Internationale Atomenergie-
Organisation (IAEO), fünf Verträge zur Einrichtung kernwaffenfreier 
Zonen, das Internationale Übereinkommen zur Bekämpfung nuklear-
terroristischer Handlungen, die Resolution 1540 des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen über die Nichtverbreitung von MVW und ihrer 
Trägersysteme, das Übereinkommen über nukleare Sicherheit, das 
Übereinkommen über den physischen Schutz von Kernmaterial, das 
Gemeinsame Übereinkommen über die Sicherheit der Behandlung 
abgebrannter Brennelemente und über die Sicherheit der Behandlung 
radioaktiver Abfälle sowie eine Reihe informeller und/oder freiwilliger 
Initiativen. 

https://s3.amazonaws.com/unoda-web/wp-content/uploads/2017/09/Basic-Guide-4th-Edition-web1.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15708-2003-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-17172-2008-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-17172-2008-INIT/de/pdf
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Multilateralismus. Dazu zählt auch die Sicherstellung der zentralen Bedeutung und der Förderung 
der Allgemeingültigkeit globaler Regelungen zur Nichtverbreitung und Abrüstung durch 
diplomatische Maßnahmen und die finanzielle Unterstützung von Drittländern und internationalen 
Organisationen.  

Die EU pflegt auch eine enge Zusammenarbeit mit Ländern im Hinblick auf eine Stärkung des 
internationalen Nichtverbreitungssystems. Historisch gesehen, waren die USA, Kanada und Japan 
enge Partner in dieser Hinsicht, jedoch ist die Nichtverbreitung Bestandteil einer zunehmenden Zahl 
der bilateralen Beziehungen der EU. Bereits 27 Abkommen zwischen der EU und Drittländern 
enthalten eine Verpflichtung zur Nichtverbreitung von MVW.117 Die Verhandlungen über eine MVW-
Klausel für neue Übereinkünfte mit Aserbaidschan, Chile und Kirgisistan werden fortgesetzt.118 
Darüber hinaus thematisiert die EU Nichtverbreitungsfragen bei bilateralen Treffen im Rahmen des 
politischen Dialogs der EU und des Dialogs der EU über Nichtverbreitung sowie bei eher informellen 
Kontakten. Die Mittel für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), das Stabilitäts- und 
Friedensinstrument (IcSP) und das Instrument für Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen 
Sicherheit (INSC) sind die wichtigsten Instrumente und Ressourcen, über die diese Bemühungen 
finanziert werden. 

Das INSC wurde verwendet, um die Anwendung der höchsten Standards und bewährtesten 
Verfahren, die in der EU in Bezug auf die nukleare Sicherheit zum Einsatz kommen, in Drittländern 
zu fördern. Ebenso wird es dazu genutzt, die Anpassung an die Politik und die Prioritäten der EU im 
Bereich der nuklearen Sicherheit in Drittländern zu fördern.119 Das INSC war mit Mitteln in Höhe von 
524 Mio. EUR für die Jahre 2007-2013 und von 225 Mio. EUR für die Jahre 2014-2020 ausgestattet.120 
Unter dem neuen mehrjährigen Finanzrahmen wird das INSC durch das Instrument für nukleare 
Sicherheit ersetzt, wobei eine Zuweisung in Höhe von 300 Mio. EUR für die Jahre 2021-2027 
vorgeschlagen wurde.121 Laut der Kommission habe das INSC einen einzigartigen Mehrwert für „die 
Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen Sicherheit mit Drittländern weit über die Möglichkeiten 
der Mitgliedstaaten und anderer Geber hinaus“ erbracht. Es habe der Kommission ermöglicht, auf 
globaler Ebene an der Zusammenarbeit im Bereich nuklearer Sicherheit zu arbeiten, etwa auch 
durch Konsultationen mit G7-/G8-Partnern. „Es ermögliche der EU, eine weltweite Führungsrolle im 
Bereich nuklearer Sicherheit einzunehmen und in einen Politikdialog mit Partnerländern 
einzutreten.“122  

Um die regionale Zusammenarbeit gegen die Verbreitung von MVW zu stärken, begründete die EU 
2010 die Initiative der Europäischen Union für Exzellenzzentren für chemische, biologische, 
radiologische und nukleare Risiken (EU CBRN CoE). Die Initiative zielt auf die Verbesserung der 
institutionellen Kapazität von Drittländern ab, Risiken, die sich aus der Verbreitung chemischer, 
biologischer, radiologischer und nuklearer Substanzen ergeben, zu verringern. Das CBRN-CoE-
Netzwerk umfasst 61 Partnerländer in acht Regionen, die jeweils von einem regionalen Sekretariat 
unterstützt werden. Das Netzwerk nutzt außerdem lokale Experten und Kooperationspartner und 
erhält Unterstützung durch das Interregionale Forschungsinstitut der Vereinten Nationen für 
Kriminalität und Rechtspflege (UNICRI) und andere internationale Organisationen. Es wird über das 
IcSP finanziert und stellt das größte zivile Programm der EU im Bereich der äußeren Sicherheit dar. 
Die EU befürwortet ausdrücklich die Arbeit der IAEA, die sie als wesentliche Akteurin bei der 

 

117 EAD, Bestand an Abkommen, die die Massenvernichtungswaffen-Klausel enthalten, abgerufen am 20. April 2020. 
118 Jahresbericht über den Stand der Umsetzung der Strategie der Europäischen Union gegen die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen (2018), 14. Juni 2019. 
119 Parry, M.: Instrument for nuclear safety cooperation, EPRS, Europäisches Parlament, Juli 2017. 
120 Verordnung (Euratom) Nr. 237/2014 des Rates zur Schaffung eines Instruments für Zusammenarbeit im Bereich der 
nuklearen Sicherheit, Dezember 2013. 
121 Immenkamp, B.: Nuclear safety outside the EU, EPRS, Europäisches Parlament, Februar 2019.  
122 Folgenabschätzung der Europäischen Kommission, SWD(2018) 337 final, 14. Juni 2018. 

https://ec.europa.eu/fpi/what-we-do/instrument-contributing-stability-and-peace-preventing-conflict-around-world_de
https://ec.europa.eu/fpi/what-we-do/instrument-contributing-stability-and-peace-preventing-conflict-around-world_de
https://ec.europa.eu/fpi/what-we-do/instrument-contributing-stability-and-peace-preventing-conflict-around-world_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52011DC0648
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52011DC0648
https://europa.eu/cbrn-risk-mitigation/index_de
https://europa.eu/cbrn-risk-mitigation/index_de
https://europa.eu/cbrn-risk-mitigation/index_de
https://www.unbrussels.org/united-nations-interregional-crime-and-justice-research-institute/
https://www.unbrussels.org/united-nations-interregional-crime-and-justice-research-institute/
https://www.unbrussels.org/united-nations-interregional-crime-and-justice-research-institute/
https://ec.europa.eu/world/agreements/ClauseTreatiesPDFGeneratorAction.do?clauseID=28
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52019XG0614(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52019XG0614(01)
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2017/608645/EPRS_BRI(2017)608645_EN.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32014R0237
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32014R0237
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/635529/EPRS_BRI(2019)635529_EN.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/budget-may2018-neighbourhood-world-swd_en.pdf
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Förderung des Friedens und der Sicherheit weltweit erachtet. Die EU trägt zur Umsetzung des 
Aktionsplans der IAEO für nukleare Sicherung für den Zeitraum 2018-2021 bei,123 in dessen Rahmen 
Finanzmittel für Maßnahmen der IAEO zur Universalisierung der internationalen Übereinkünfte 
über Nichtverbreitung und nukleare Sicherheit und andere Prioritäten bereitgestellt werden. 

EU-Ausfuhrkontrolle von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck  
Bestimmte Güter und Technologien dienen legitimen zivilen Zwecken, können jedoch auch für 
militärische Zwecke verwendet werden. Diese sogenannten „Güter mit doppeltem Verwendungs-
zweck“ unterliegen der EU-Ausfuhrkontrolle. Die EU kontrolliert die Ausfuhr, Durchfuhr und 
Vermittlung von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck, um die Verbreitung von Massen-
vernichtungswaffen (MFW) zu verhindern. Die Ausfuhrkontrolle der EU basiert auf Verpflichtungen, 
die im Rahmen multilateraler Ausfuhrkontrollregime, wie der Australischen Gruppe, des Wassenaar-
Arrangements, der Gruppe der Kernmaterial-Lieferländer und des Trägertechnologie-
Kontrollregimes eingegangen wurden. Die Regelungen werden aktuell überarbeitet, um vor allem 
wesentlichen technologischen Entwicklungen Rechnungen zu tragen und Chancengleichheit 
zwischen den EU-Mitgliedstaaten herzustellen.124 

2.2. Unterstützung der Demokratie in fragilen Staaten  

 
Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

Starke demokratische Institutionen sind ein Garant für Frieden und Stabilität, sowohl innerhalb 
eines Staates als auch in Bezug auf seine Außenbeziehungen. Viele Staaten, die aktuell unter 
anhaltenden Konflikten und Instabilität leiden, sind in einer Spirale des Zusammenbruchs 
staatlicher Autorität kombiniert mit inneren und äußeren Bedrohungen gefangen. Herkömmliche 
Kriege zwischen Staaten wurden durch subtilere, zudringlichere und schwer zu bekämpfende 
äußere und innere Bedrohungen ersetzt, bestehend aus einer gefährlichen Mischung grenz-
überschreitender krimineller Aktivitäten und fundamentalistischer Bewegungen sowie lokaler 
Aufstände, die von verschiedenen externen Akteuren, einschließlich ausländischer Regierungen, 
gesteuert werden. Dies alles geschieht vor dem Hintergrund einer mangelnden staatlichen 
Fähigkeit, in Unruheregionen effizient zu regieren und öffentliche Güter und Dienstleistungen 
bereitzustellen, wodurch die Unzufriedenheit in der Bevölkerung geschürt wird.  

2.2.1. Risikofaktoren für fragile Demokratien 
In der Wissenschaft herrscht auf der Grundlage historischer Belege weitgehend Einigkeit darüber, 
dass starke Demokratien Kriege untereinander eher vermeiden, friedvollere Beziehungen zu 
undemokratischen Staaten pflegen125 und auch im Inneren stabiler und friedvoller sind. Wenig 
gefestigte Demokratien neigen zu mehr Aggressivität in ihren Außenbeziehungen und sind 
anfälliger für innere Konflikte und Instabilität. Aus einem von der Gemeinschaft der Demokratien in 
Auftrag gegebenen, vor kurzem veröffentlichten Bericht geht hervor, dass Staaten, die sich in einem 
Zwischenstadium auf dem Weg zur Demokratisierung befinden – Hybridregime mit sowohl 

 

123 Beschluss (GASP) 2016/2383 des Rates vom 21. Dezember 2016. 
124 Immenkamp, B.: Review of dual-use export controls, EPRS, Europäisches Parlament, November 2019. 
125 Reiter, D.: „Is Democracy a Cause of Peace?“, Oxford Research Encyclopaedias, Januar 2017. 
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demokratischen als auch autokratischen Zügen, von Eliten beherrschten klientelistischen 
Strukturen und/oder schwachen Institutionen – im Allgemeinen am anfälligsten für Unsicherheit 
sind, gleich ob sie aus Gewaltverbrechen, Terrorismus oder unüberwindbarer Armut herrührt. Arme 
Demokratien können auch anfälliger sein für gewaltsame Machtwechsel, wobei diese Hypothese in 
der Wissenschaft noch umstritten ist.126 Außerdem kann ein Übergang zur Demokratie zu Instabilität 
führen. Jüngste Erfahrungen mit Staaten, in denen Demokratisierungsversuche unternommen 
wurden, wie etwa in Nordafrika oder im Irak und in Afghanistan, legen in der Tat nahe, dass das 
Instabilitätspotenzial unter solchen Umständen beträchtlich ist. Die Art des demokratischen Über-
gangs spielt ebenso eine Rolle: Ein friedlicher Übergang zur Demokratie verringert das 
Konfliktpotenzial eher als ein gewaltsamer Übergang.127 Andererseits führen innere Konflikte selten 
zum Aufbau robuster demokratischer Strukturen. Trotz der Anstrengungen der internationalen 
Gemeinschaft zur Förderung politischer Einigungsprozesse basierend auf demokratischen 
Mechanismen (wie der Abhaltung freier und fairer Wahlen) als wirkungsvoller Weg zur Beendigung 
von Bürgerkriegen, enden die meisten dieser Konflikte mit entscheidenden militärischen Siegen 
entweder der Regierung oder der Rebellen, während nur etwa ein Viertel auf dem Verhandlungsweg 
gelöst wird.128 Und auch in diesen Fällen besteht die Möglichkeit, dass die hieraus resultierenden 
demokratischen Strukturen fragil bleiben und weiter unterstützt werden müssen, wie beispiels-
weise in Bosnien. 

Laut der Klassifizierung, die von Forschern, die am Projekt „Varieties of Democracy“129 arbeiten, 
vorgenommen wurde, sind die große Mehrheit der fragilsten Staaten weltweit (im „Fragile State 
Index“ mit der höchsten Alarmstufe klassifiziert) nicht im eigentlichen Sinne demokratisch. Mit 
einigen Ausnahmen (namentlich jene, die als abgeschottete Autokratien („closed autocracies“) 
bezeichnet werden) halten diese Staaten reguläre Wahlen ab, von denen manche zu Macht-
wechseln führen, wie etwa in Nigeria. Solche Wahlen werden jedoch nicht als ausreichend 
kompetitiv erachtet, sind von weit verbreiteten Unregelmäßigkeiten gekennzeichnet und das 
institutionelle Gleichgewicht reicht nicht aus, um die Rechenschaftspflicht des obersten 
Exekutivorgans sicherzustellen. Durch den Mangel an robusten demokratischen Institutionen sind 
solche Staaten, wie oben erläutert, sehr anfällig für Instabilität und Bürgerkriege. 

Ein Beispiel dafür, wie eine erfolgreiche, sich entwickelnde Demokratie von inneren und äußeren 
Sicherheitsbedrohungen unter Druck gesetzt werden kann, stellt Burkina Faso dar. Ursprünglich 
eines jener Länder in Afrika, die den Übergang zur Demokratie am erfolgreichsten bewältigt haben, 
ist das Land durch den Druck dschihadistischer Gruppen, die hauptsächlich von Mali aus agieren, 
und durch ein schwindendes Vertrauen der Bevölkerung in die Zentralregierung gelähmt.130 Der 
Übergang zur Demokratie in einem weiteren afrikanischen Land ist durch innere Instabilität und 
ethnische Konflikte bedroht: Äthiopien. Die bedeutende politische Öffnung des autoritären 

 

126 Collier und Rohner (Democracy, Development, and Conflict, Wiley Blackwell, 2008), argumentieren, dass Demokratie 
Aufstände erleichtert, wobei dieser Effekt nur in ärmeren demokratischen Ländern auftritt. Wohlhabende Demokratien 
werden durch die Demokratie sicherer. Gleditsch und Ruggery (Political opportunity structures, democracy, and civil war, 
Journal of Peace Research, 2007), haben festgestellt, dass Demokratie an sich nicht das Risiko des Ausbruchs eines 
Bürgerkriegs erhöht. Das Risiko eines Bürgerkriegs hängt von anderen Faktoren ab, wie der Schwäche eines Staates, die 
sich daran zeigt, dass die politische Führung auf irreguläre Weise abgelöst wird.  
127 Sunde, U. und Cervellati, M.: Democratising for peace, 2014. 
128 Walter, B. F.: The Four Things We Know About How Civil Wars End, Oktober 2013. 
129 V-DEM Institute, Autocratization Surges – Resistance Grows, Democracy Report 2020, März 2020. Der Maßstab „Regimes 
of the World“ baut auf die Klassifikation von Lührmann et al. 2018 auf. Obwohl Daten von V-DEM verwendet werden, wird 
dieser Maßstab vom Direktorium von V-DEM nicht offiziell empfohlen (nur die Hauptindikatoren von V-DEM verfügen über 
eine solche Empfehlung). Siehe Lührmann, A., Tannenberg, M., und Lindberg, S. I.: Regimes of the World (RoW): Opening 
New Avenues for the Comparative Study of Political Regimes, Politics and Governance, 6(1), 2018. Die RoW-Klassifikation 
ist konservativer und klassifiziert Regime, in denen Wahlmanipulationen vorkommen und politische Rechte verletzt 
werden, öfter als Autokratien mit Wahlen („electoral autocracies“).  
130 Internationale Krisengruppe, Burkina Faso: sortir de la spirale des violences, 24. Februar 2020. 

http://search.ebscohost.com/login.aspx?direct=true&db=eoh&AN=0983283&site=ehost-live&scope=site
https://journals.sagepub.com/doi/pdf/10.1177/0022343310362293
https://www.researchgate.net/publication/278144346_Democratizing_for_peace_The_effect_of_democratization_on_civil_conflicts
http://politicalviolenceataglance.org/2013/10/18/the-four-things-we-know-about-how-civil-wars-end-and-what-this-tells-us-about-syria/
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Regierungsmodells, die von Premierminister Abiy Ahmed 2018 eingeleitet wurde, zielte darauf ab, 
die ethnischen Spannungen zu bewältigen, was bislang allerdings noch nicht erreicht wurde. Einige 
Kritiker merken an, dass diese dadurch sogar verschärft wurden.131 

2.2.2. Um sich greifende Unsicherheit in der Gesellschaft und organisierte 
Kriminalität 

Die Unsicherheit in der Gesellschaft kann in manchen Fällen derart um sich greifen, dass die 
Auswirkungen auf das individuelle Wohlbefinden, die menschliche Entwicklung und den sozialen 
Zusammenhalt dasselbe schädliche Ausmaß annehmen, wie bei bewaffneten Konflikten. Die Anzahl 
vorsätzlicher Tötungsdelikte132, insbesondere im Zusammenhang mit organisierter Kriminalität 
(z. B. in Zentralamerika) kann ein Ausmaß erreichen, das mit jenem in Bürgerkriegen vergleichbar 
ist. Laut einschlägigen Forschungsarbeiten hätten sich133 „neue Formen der Gewalt, die sich von 
jenen in herkömmlichen bewaffneten Konflikten unterscheiden, in den vergangenen Jahren zu 
einem bedeutenden globalen Problem entwickelt“. Ein weiterer Wissenschaftler134 stellt fest, dass 
„anhaltende Gewalt vor allem in jenen Ländern oder Regionen weit verbreitet sei, die lange Zeit von 
staatlicher Fragilität und/oder der Abwesenheit staatlicher Autorität gekennzeichnet sind, sowie 
unter Menschen, die nicht die Macht haben, diese Umstände kurz- oder mittelfristig zu ändern“. 

Organisierte Kriminalität, die von verschiedenen Aktivitäten wie dem grenzüberschreitenden 
illegalen Handel mit Drogen, wertvollen Mineralien oder Menschen lebt, hat in fragilen Ländern 
besonders destabilisierende Effekte. Sie unterminiert die staatliche Autorität, erfasst Institutionen 
des Staates und der Wirtschaft und führt gemeinsam mit anderen Faktoren manchmal zum 
vollständigen Verlust der staatlichen Kontrolle über Regionen, wie es beispielsweise im Norden 

 

131 Foreign Policy, Ethiopia will explode if Abiy Ahmed doesn't move beyond ethnic based politics, November 2019. 
132 Siehe Daten der Weltbank zu diesem Problem. 
133 Adams, T. M.: Chronic violence and non-conventional armed actors, Clingendael, 16. September 2014. 
134 Adams, T. M.: How Chronic Violence Affects Human Development, Social Relations, and the Practice of Citizenship: A 
Systemic Framework for Action, Wilson Centre, 2017. 

Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf politische Institutionen in fragilen Staaten 
Neben ihren unmittelbaren Auswirkungen hat die Coronavirus-Pandemie politische Systeme bereits 
beeinträchtigt und wird diese auch weiterhin schwer und nachhaltig beeinträchtigen:  

• Die von den Regierungen zur Bekämpfung der Pandemie verordneten Einschränkungen, wie die 
Einschränkung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und der Versammlungsfreiheit, können 
in fragilen Staaten, in denen robuste Institutionen und eine lebendige Zivilgesellschaft fehlen, 
noch fatalere Auswirkungen haben. 

• Ein weiteres Risiko entsteht durch weit verbreitete soziale Unruhen als Reaktion auf gravierende 
wirtschaftliche Auswirkungen der Krise und möglicherweise auch auf das Problem der 
Lebensmittelknappheit. Dies könnte bereits instabile Regierungen bis zum vollkommenen 
Legitimationsverlust schwächen.  

• Das Risiko von Krisen stärkt fundamentalistische Bewegungen (wie Al-Qaida, den „Islamischen 
Staat in der Sahelzone“ oder Boko Haram in Nigeria), indem diesen ein Vorwand für Propaganda 
und Desinformation geliefert wird und junge Menschen unter dem Druck wirtschaftlicher Not in 
ihre Arme getrieben werden.  

• Die Krise kann Sicherheitskräfte bis aufs Äußerste belasten und die internationale 
Zusammenarbeit zur Friedenssicherung schwächen. 

https://data.worldbank.org/indicator/VC.IHR.PSRC.P5?most_recent_value_desc=true
https://data.worldbank.org/indicator/VC.IHR.PSRC.P5?most_recent_value_desc=true
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Malis der Fall ist.135 Im Jahr 2012 verlor Mali, eine arme, aber seit 1992 bestehende und 
funktionierende Mehrparteien-Demokratie, die Kontrolle über die Hälfte seines Hoheitsgebiets an 
dschihadistische und separatistische Gruppen, nachdem offensichtliche Verbindungen zur 
organisierten Kriminalität das demokratische System in der öffentlichen Meinung und vor allem 
unter bestimmten oppositionellen ethnischen Gruppen in Misskredit gebracht hatten.136 Trotz 
starker Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft zur Stabilisierung der Lage mittels 
Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen und internationaler Vermittlungsbemü-
hungen, die zur Unterzeichnung eines Friedensabkommens mit Rebellengruppen im Jahr 2015 
führten, sowie zahlreicher Entwicklungshilfeinitiativen, konnte der Staat die vollständige Kontrolle 
bislang nicht zurückgewinnen.  

Andere Länder verlieren die Kontrolle über Hoheitsgebiete oder geben diese stillschweigend an 
Gruppen der organisierten Kriminalität ab. Mexiko, ein wirtschaftlich entwickeltes Land und ein 
OECD-Mitglied mit einer gefestigten parlamentarischen Demokratie, das seit dem Jahr 2000 bereits 
mehrere Machtwechsel erlebt hat, leidet laut Freedom House137 an politische und bürgerliche 
Rechte einschränkenden rechtsstaatlichen Defiziten, an Gewalt durch organisierte kriminelle 
Gruppen, an Korruption auf Regierungsebene, an Menschenrechtsverletzungen sowohl durch 
staatliche als auch nichtstaatliche Akteure und an um sich greifender Straflosigkeit. Der Staat wurde 
durch die von Drogenkartellen ausgeübte Gewalt und die eigene Unfähigkeit, darauf in einer die 
Rechtstaatlichkeit und die Menschrechte wahrenden Art und Weise zu reagieren, so weit 
geschwächt, dass die Drogenkartelle in bestimmten Gemeinden bereits die Macht übernommen 
haben.138 

2.2.3. Unterstützung der Demokratie durch die EU und ihr Zusammenhang 
mit dem Frieden 

Die Unterstützung der Demokratie ist eine übergreifende Priorität des auswärtigen Handelns der 
EU. Im Oktober 2019 nahm der Rat der Europäischen Union neue Schlussfolgerungen zur 
Demokratie an, in denen er die „Schaffung der Bedingungen für nachhaltigen Frieden und 
nachhaltige Sicherheit sowie Prävention gewaltsamer Konflikte durch Teilhabe und 
Rechenschaftspflicht, die Fähigkeit zur Reaktion auf Beschwerden und politische Vermittlung bei 
Streitigkeiten“ empfiehlt. Der vorgeschlagene neue EU-Aktionsplan für Menschenrechte und 
Demokratie, der am 25. März 2020 (noch vom Rat anzunehmen) veröffentlicht wurde, setzt 
Prioritäten, die für die Schaffung starker Demokratien, die Sicherheitsbedrohungen widerstehen 
können, von entscheidender Bedeutung sind: Förderung der Grundfreiheiten und Stärkung des 
bürgerlichen und politischen Raums, Unterstützung der Rechtsstaatlichkeit, Bekämpfung von 
Straflosigkeit, Aufbau widerstandsfähiger, inklusiver und demokratischer Gesellschaften unter 
anderem durch einen an den Menschenrechten und an partizipatorischen Aspekten orientierten 
Ansatz zur Konfliktverhütung und Krisenbewältigung. Die starke Verknüpfung von Demokratie und 
Frieden manifestiert sich auch in der Globalen Strategie der EU. In der Strategie wird Demokratie als 
ein unverzichtbarer Aspekt „widerstandsfähiger Gesellschaften“ beschrieben. Bei dem in dieser 
Strategie vertretenen integrierten Ansatz für Konflikte und Krisen liegt der Schwerpunkt auf der 
Nutzung aller zur Verfügung stehenden Strategien und Instrumente zur Verhütung, Bewältigung 

 

135 Internationale Krisengruppe, Bericht 267/Afrika, 13. Dezember 2018, Drug Trafficking, Violence and Politics in Northern 
Mali: „Seit den 2000er-Jahren spielt der Drogenhandel eine Schlüsselrolle bei der Entwicklung noch nie dagewesener 
Formen und Ausmaße von Gewalt. Mit der Schwächung des Zentralstaates und der Zunahme bewaffneter Aufstände 
(einschließlich Dschihadisten) ist der Drogenhandel zu einem Hauptschauplatz und einer bedeutenden Ursache für 
Kämpfe geworden, die das politische Machtgefüge im Norden des Landes neu definieren“. 
136 Briscoe, I. und Goff, D.: Protecting Politics Deterring the Influence of Organized Crime on Political Parties, IDEA und 
Clingendael Institute, 2016. 
137 Freedom House, Freedom in the World 2020, Mexiko. 
138 Gobierno cede control a cárteles en muchas partes de México, Voice of America News, Oktober 2019. 
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https://freedomhouse.org/country/mexico/freedom-world/2020
https://www.voanoticias.com/a/gobierno-cede-control-carteles-muchas-partes-de-mexico/5131017.html
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und Beilegung von Konflikten. In 
Bezug auf die Widerstandsfähig-
keit wird der Tatsache Rechnung 
getragen, dass der Zusammen-
hang zwischen Demokratie und 
Frieden eine Wechselbeziehung 
ist, bei der Demokratie und 
Frieden einander voraussetzen 
und sich gegenseitig verstärken.  

Im Einklang mit den in den 
Verträgen verankerten Ver-
pflichtungen hat die EU eine 
breite Palette von Instrumenten 
zur Unterstützung der Demokra-
tie in Drittländern entwickelt. 
Hierzu zählen politische und 
menschenrechtspolitische Dia-
loge, die Unterstützung der 
Zivilgesellschaft und von Men-
schenrechtsverteidigern, die 

Entwicklungshilfemaßnahmen 
zur Förderung einer guten 
Regierungsführung und der 
Rechtsstaatlichkeit sowie die in 

ihren bilateralen Handels- und Kooperationsvereinbarungen und unilateralen Handelspräferenzen 
verankerte Konditionalität. In vielen dieser Bereiche haben die Anstrengungen der EU zugunsten 
der Demokratie mehr oder weniger direkte Auswirkungen auf Frieden und Stabilität. Die EU verfolgt 
ein umfassendes Demokratiekonzept („vertiefte Demokratie“),139 das auf eine Vielzahl von Aspekten 
abzielt. 

Auf globaler Ebene ist die EU gemeinsam mit ihren Mitgliedstaaten ein wichtiger Geber öffentlicher 
Entwicklungshilfe im Bereich Regierung und Zivilgesellschaft. Zusammen genommen belief sich ihr 
Beitrag auf mehr als 50 % der Mittel der öffentlichen Entwicklungshilfe, die 2017 weltweit für diesen 
Bereich aufgebracht wurden (siehe Abbildung 20). 

Mit der Entwicklungshilfe der EU im Bereich Regierung und Zivilgesellschaft wird ein breites 
Spektrum von Maßnahmen finanziert, die die Widerstandsfähigkeit der Gesellschaften gegenüber 
Konflikten stärken können. Die Unterstützung der EU für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Transparenz und der Rechenschaftspflicht der öffentlichen Verwaltungen, zur Korruptionsbekämp-
fung, zur Reform und Stärkung des Gerichtswesens, zur Reform des Sicherheitsapparats, ein-
schließlich Schulungen in Menschenrechtsfragen, erhöht die Legitimität staatlicher Institutionen 
und verringert das Potenzial für Bürgerkriege. Wie Abbildung 19 zeigt, wird ein erheblicher Anteil 
der EU-Entwicklungshilfe im Bereich Regierung und Zivilgesellschaft Staaten in fragilen Situationen 

 

139 Eine Verpflichtung zur „vertieften Demokratie“ wurde im Gefolge des „Arabischen Frühlings“ 2011 in die überarbeitete 
Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) aufgenommen. Zu einer vertieften Demokratie gehören auch freie und gerechte 
Wahlen, Vereinigungs-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit, Korruptionsbekämpfung, Reformen 
des Sicherheitssektors und der Strafverfolgung und die demokratische Kontrolle der Streit- und Sicherheitskräfte, eine 
Zivilgesellschaft, die Gleichstellung der Geschlechter und die Bekämpfung von Diskriminierung. 

Abbildung 19 – Weltweite öffentliche Entwicklungshilfe 
im Bereich Regierung und Zivilgesellschaft im Jahr 2018 

 

Datenquelle: OECD, CRS-Daten, Verpflichtungen. 

https://stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=CRS1
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gewährt.140 Dieser Anteil beläuft sich seit 2008 auf 30 % bis 40 % der gesamten EU-Entwicklungshilfe 
im Bereich Regierung und Zivilgesellschaft.  

In Anerkennung des Bedarfs an einer Stärkung 
staatlicher Fähigkeiten in fragilen Ländern sieht die 
EU im Rahmen des nächsten MFR die Schaffung 
eines außerbudgetären Instruments – der Europäi-
schen Friedensinitiative141 – vor. Dieser außer-
budgetäre, durch Beiträge der Mitgliedstaaten 
finanzierte Mechanismus dient der Unterstützung 
militärischer Friedensmissionen von Partner-
ländern und zur Bereitstellung von Infrastruktur, 
Ausrüstung oder militärischer Unterstützung sowie 
von Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau für die 
Streitkräfte von Partnerländern. 

Die Voraussetzung der Demokratie, die in den 
Handels- und Kooperationsabkommen der EU 
verankert ist, ist ein weiteres wichtiges Instrument 
zur Förderung der Demokratie in der Welt und kann 
bei der Konfliktverhütung und -lösung eine ent-
scheidende Rolle spielen.142 In den mehr als 
20 Fällen, in denen die EU ihre Entwicklungshilfe aussetzte, geschah dies aufgrund von 
Staatsstreichen oder mit Mängeln behafteten Wahlen, d. h. wenn eine eindeutige Verletzung der 
demokratischen Grundsätze vorlag, die ein hohes Potenzial aufwies, zu internen Konflikten zu 
führen. Entwicklungshilfe wurde erneut gewährt, nachdem die Partnerländer den Empfehlungen 
der EU nachgekommen waren. Insbesondere als Reaktion auf Staatsstreiche wurden Sanktionen der 
EU allgemein als wirksames Mittel angesehen, um zur Wiederherstellung der verfassungsmäßigen 
Ordnung beizutragen.143 Die im Rahmen des Allgemeinen Präferenzsystems der EU vorgesehenen 
einseitigen Handelspräferenzen sind auch an die Achtung der Menschenrechte und demokratischer 
Grundsätze gebunden. Im Februar 2020 entschied die EU, einen Teil der Kambodscha im Rahmen 
der Regelung „Alles außer Waffen“ gewährten einseitigen Handelspräferenzen zu widerrufen, was 
unter anderem auf schwerwiegende und systematische Menschenrechtsverletzungen, wie sie im 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte niedergelegt sind, zurückzuführen ist. 
Der Widerruf tritt im August 2020 in Kraft. 

Ein zentrales Instrument zur Unterstützung der Demokratie sind zweifellos die Wahlbeobachtungs-
missionen der EU. Seit mehr als zwei Jahrzehnten entsendet die EU Wahlbeobachtungsmissionen 

 

140 Da die Daten zum sektoralen Umfang der EU-Entwicklungshilfe von der OECD stammen, wird für die statistischen 
Berechnungen die Einstufung fragiler Staaten der OECD herangezogen, der Daten von anderen multilateralen 
Finanzinstitutionen und der Fragilitätsindex des Friedensfonds zugrunde liegen. Für weitere Informationen siehe die 
OECD-Liste der fragilen Staaten. 
141 Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik mit Unterstützung der Kommission an 
den Rat für einen Beschluss des Rates zur Einrichtung einer Europäischen Friedensfazilität, Juni 2018. 
142 Das kürzlich abgeschlossene Abkommen über eine strategische Partnerschaft mit Kanada enthält eine äußerst 
detaillierte Beschreibung der Umstände im Zusammenhang mit Demokratie und Frieden, unter denen das Abkommen 
ausgesetzt oder gekündigt werden kann. In Bezug auf die Schwere und die Art eines derartigen Verstoßes muss es sich 
um eine außergewöhnliche Situation – wie etwa einen Staatsstreich oder schwere Verbrechen, die den Frieden, die 
Sicherheit und das Wohlergehen der internationalen Gemeinschaft bedrohen – handeln. Es ist sehr unwahrscheinlich, 
dass diese Klausel tatsächlich zur Anwendung kommt, da sowohl Kanada als auch die EU sich stark für die Demokratie und 
die Menschenrechte einsetzen. 
143 Siehe Crawford, G. und Kacarska, S.: „Aid sanctions and political conditionality: Continuity and change“, Journal of 
International Relations and Development, Band 22 Ausgabe 1, Palgrave Macmillan, März 2019. 

Abbildung 20 – Anteil der für fragile 
Staaten durch die EU und 
Mitgliedstaaten vorgesehenen 
öffentlichen Entwicklungshilfe für 
Regierungen und Zivilgesellschaft 

 

Datenquelle: OECD, CRS-Daten, 
Verpflichtungen. 

http://www.oecd.org/dac/conflict-fragility-resilience/listofstateoffragilityreports.htm
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9736-2018-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9736-2018-INIT/de/pdf
https://dx.doi.org/10.1057/s41268-017-0099-8
https://dx.doi.org/10.1057/s41268-017-0099-8
https://stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=CRS1
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in zahlreiche Regionen der Welt. Diese Missionen haben sich, wie dokumentiert ist, beim Aufbau 
von Vertrauen zwischen gegnerischen Gruppen in den Gesellschaften und folglich bei der Verhü-
tung von Konflikten als wirksam erwiesen.144 Der Beitrag der EU zu Wahlreformen über den Wahl-
zyklus hinweg trägt ebenfalls zur inneren Stabilität bei. Nach dem jährlichen Index der fragilen 
Staaten des Friedensfonds erfolgten die145 Wahlbeobachtungsmissionen der EU seit 2006 
vornehmlich in Ländern, die eine besorgniserregende oder alarmierende Fragilität aufwiesen (siehe 
Abbildung 21).146 

Abbildung 21 – Wahlbeobachtungsmissionen der EU zwischen 2006 und 2019 in fragilen 
Ländern147 

 

Datenquelle: Datenbank der EU-Wahlbeobachtungsmissionen, Friedensfonds zum Index der fragilen Staaten.  

Das Europäische Parlament hat seine eigenen Maßnahmen zur Unterstützung der parlamenta-
rischen Demokratie in Drittstaaten vorgesehen, die zu vorrangigen Partnern in Bezug auf die 
Unterstützung der Demokratie erklärt wurden. Einige dieser Maßnahmen dienen speziell dem 
Aufbau von Vertrauen und der Erleichterung des Dialogs und der Konsensfindung in Bezug auf 

 

144 Particip GmbH & GOPA Consultants: Evaluation of EU Election Observation Activities July 2016 – January 2017, 
Europäischer Auswärtiger Dienst. 
145 Friedensfonds. 
146 Ohne die Länder/Gebiete, für die der Fonds keine Angaben macht: Fidschi, Kosovo und Palästina. 
147 Auch in die nachstehenden Länder/Gebiete wurden Wahlbeobachtungsmissionen entsandt, doch der Friedensfonds 
macht keine Angaben zu ihrer Fragilität: Fidschi (2006), Kosovo (2017, 2014, 2013), Palästinensische Gebiete (2006). Daher 
sind sie nicht in der Karte angegeben. Die Karte umfasst auch die beiden Wahlbewertungsteams, die 2010 in den Irak und 
2012 nach Libyen entsandt wurden, die jedoch im Vergleich zu regulären Wahlbeobachtungsmissionen aufgrund der 
unsicheren Lage wesentlich kleiner waren. In der Hälfte der auf der Karte gezeigten Länder war die EU zweimal oder öfter 
zur Wahlbeobachtung vor Ort. Die EU entsendet jedoch keine Wahlbeobachtungsmissionen in Regionen, die von der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) erfasst werden (also Europa, Zentralasien und 
Nordamerika), wo diese Organisation die Wahlen mit einem ähnlichen Verfahren selbst beobachtet. Trotzdem wird häufig 
eine Delegation des Europäischen Parlaments in die internationalen Wahlbeobachtungsmissionen einbezogen, die vom 
ODIHR – dem Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte – der OSZE organisiert werden. Es wird darauf 
hingewiesen, dass diese Missionen, einschließlich der Missionen mit Beteiligung des Europäischen Parlaments, in 
Abbildung 21 nicht berücksichtigt sind. 

https://ec.europa.eu/info/strategy/relations-non-eu-countries/types-relations-and-partnerships/election-observation/mission-recommendations-repository/home
https://ec.europa.eu/info/strategy/relations-non-eu-countries/types-relations-and-partnerships/election-observation/mission-recommendations-repository/home
https://fundforpeace.org/
https://fundforpeace.org/
https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/evaluation_eu_electionobservationactivities-fr.pdf
https://fundforpeace.org/
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rechtliche Fragen zwischen gegnerischen politischen Kräften in einem parlamentarischen Umfeld, 
das durch einen Mangel an politischem Vertrauen gekennzeichnet ist, wie etwa in der Ukraine. 

2.3. Verhinderung gewaltsamer Konflikte: Sicherheit und 
Entwicklung 

 
Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen Entwicklungsfragen und von Konflikten betroffenen 
Situationen.148 Die Hälfte der Armen weltweit lebt in fragilen oder von Konflikten betroffenen 
Staaten. In von Konflikten betroffenen Gebieten fördern Jugendarbeitslosigkeit, mangelnde 
wirtschaftliche Möglichkeiten und schwieriger Zugang zu Ressourcen das Aufkommen 
gewalttätiger bewaffneter Gruppierungen, den Drogenhandel sowie gesellschaftliche oder 

 

148 Siehe: Latek, M.: Interdépendance entre sécurité et développement: l'approche de l'UE, EPRS, Europäisches Parlament, 
2016. 

Coronavirus-Maßnahmen werden die Prioritäten für Hilfe ändern 
Der Ausbruch des Coronavirus verschlimmert die Lage in fragilen Staaten weiter. Vorsorgemaßnahmen wie soziale 
Distanzierung oder regelmäßiges Händewaschen sind in überbevölkerten Vierteln und in Regionen, in denen 
sauberes Wasser und sanitäre Anlagen kaum verfügbar sind, fast unmöglich einzuhalten. Lockdowns und 
Grenzschließungen erschweren den Zugang für humanitäre Hilfe und Lebensmittellieferungen. In fragilen Staaten 
übersteigt die Durchsetzung solcher Maßnahmen oft die Fähigkeiten von Sicherheitskräften der Regierung oder 
bewaffneten Gruppen. Die Zunahme schwerer Fälle belastet die bereits am Rande des Zusammenbruchs 
stehenden Gesundheits- und Hilfsinfrastrukturen zusätzlich. Eindämmungsmaßnahmen haben die Wirtschaft, 
insbesondere den informellen Sektor, geschwächt, wodurch die Lebensgrundlage vieler Menschen in Gefahr 
gerät. Die Coronavirus-Krise verdeutlicht die mangelnde Fähigkeit fragiler Staaten, für den Schutz ihrer Bürger zu 
sorgen. 

Anfang April 2020 hat das Büro der Vereinten Nationen zur Koordinierung der humanitären Hilfe (UNOCHA) den 
Finanzbedarf für den Plan für humanitäre Hilfsmaßnahmen im Zusammenhang mit COVID-19 provisorisch auf 
2,01 Mrd. USD geschätzt – ein Bruchteil der weltweit zur Bekämpfung von COVID-19 aufgewendeten Mittel. Am 
8. April 2020 stellte die EU ein „Team Europa“-Paket im Umfang von 20 Mrd. EUR bereit, das hauptsächlich zur 
Unterstützung gefährdeter Personen und Länder gedacht ist. Dieses Paket umfasst eine Umleitung von nicht 
gebundenen Mitteln sowie Mittel, die für Projekte vorgesehen waren, die sich aufgrund der Pandemie 
verzögerten. Die Mittel stammen aus dem EU-Haushalt, dem EEF (11 Mrd. EUR), von der EIB und der EBRD 
(5 Mrd. EUR) sowie von Mitgliedstaaten (4 Mrd. EUR). Rund 502 Mio. EUR wurden für Notfallmaßnahmen, 
2,8 Mrd. EUR werden zur Unterstützung von Gesundheits- und Sanitätssystemen verwendet und der größte Teil 
des Pakets, 12,8 Mrd. EUR, dient der Linderung der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Pandemie. Ein 
Teil des Pakets wird dafür verwendet werden, soziale Dienste, Polizei und Justiz zu stärken, um eskalierende Gewalt 
gegen gefährdete Bevölkerungsgruppen zu bekämpfen. Tatsächlich haben Lockdown-Maßnahmen zu einer 
Verdoppelung der Zahl der Fälle von Gewalt gegen Frauen in einigen Ländern und zu mehr Fällen von 
Kindesmissbrauch geführt und haben Hetze gegen LGBTI sowie gegen ausländische oder lokale Gemeinschaften 
entfesselt.  

              
              
            

           
           

                  
                 

          
          

http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2016)582014
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2016)582014
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ethnische Konflikte. Umgekehrt behindern Konflikte die Entwicklung: In jenen zehn Ländern mit 
den höchsten wirtschaftlichen Kosten der Gewalt bewegen sich diese zwischen 22 % und 67 % des 
BIP, wobei der Durchschnitt bei einem Drittel des jeweiligen BIP des Landes liegt. In den drei am 
wenigsten friedlichen Ländern belaufen sich diese Kosten auf über 40 % des BIP.149 

Konfliktsituationen verschlimmern auch humanitäre Krisen im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel und Ernährungsunsicherheit, wodurch 2019 mehr Menschen auf humanitäre Hilfe 
angewiesen waren, als vom UNOCHA vorhergesagt. Zivilisten einschließlich Kinder sind umfassend 

von Konflikten betroffen, was sich 
äußerst negativ auf ihr Leben, ihre 
Lebensgrundlagen und ihre physische 
und geistige Gesundheit auswirkt. Im 
Jahr 2019 waren Konflikte und 
Unsicherheit die Haupttriebkräfte für 
Lebensmittelkrisen in 22 Ländern, von 
denen 77 Millionen Menschen (von den 
135 Millionen Menschen in 55 Ländern, 
die unter akuter Ernährungsunsicher-
heit litten – die höchste Zahl seit min-
destens 4 Jahren) betroffen waren.150 
Der Jemen (15,9 Millionen), die Demo-
kratische Republik Kongo (15,6 Millio-
nen) und Afghanistan (11,3 Millionen) 
sind die am stärksten betroffenen 
Länder. 

In fragilen Staaten üben Konflikte – 
zusammen mit dem Klimawandel, 

 

149 Institute for Economics and peace, Global Peace Index 2019, Juni 2019. 
150 Food Security Information Network, 2020. In diesem Bericht werden die schwerwiegendsten Probleme im 
Zusammenhang mit Ernährungsunsicherheit dargestellt: Krise (IPC Phase 3), Notstand (IPC Phase 4) und 
Katastrophe/Hungersnot (IPC Phase 5) – IPC: Integrated Food Security Phase Classification, diese bewertet die Situation in 
55 Ländern. 

Abbildung 23 – Zahl der von akuter 
Ernährungsunsicherheit betroffenen Menschen 
nach Haupttriebkräften (2019) 

 

Datenquelle: Global report on food crises 2020. 

Abbildung 22 – Die wirtschaftlichen Kosten von Gewalt belaufen sich in drei Ländern auf 
über 40 % des BIP 

 

Kosten von Gewalt in Millionen USD (zu Kaufkraftparitäten 2018) und in % des BIP, Datenquelle: Global Peace 
Index 2019. 

http://visionofhumanity.org/app/uploads/2019/06/GPI-2019-web003.pdf
https://www.fsinplatform.org/sites/default/files/resources/files/GRFC_2020_ONLINE_200420_FINAL.pdf
http://visionofhumanity.org/app/uploads/2019/06/GPI-2019-web003.pdf
http://visionofhumanity.org/app/uploads/2019/06/GPI-2019-web003.pdf
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raschem demografischem Wachstum und nicht nachhaltiger Landwirtschaft – mehr Druck auf die 
Verfügbarkeit einer nahrhaften Ernährung für alle aus, da durch sie die Vertreibung von Teilen der 
Bevölkerung sowie Landnahme befördert werden. Auch die medizinische Versorgung und sanitäre 
Einrichtungen werden dadurch beeinträchtigt oder zerstört, sodass Ernährungsunsicherheit 
oftmals mit Epidemien einhergeht (im Jemen, in der Demokratischen Republik Kongo, im Südsudan 
und in anderen von Konflikten betroffenen Ländern etwa kam es zu schwerwiegenden Ausbrüchen 
von Cholera. Die Beeinträchtigungen durch COVID-19 sind in den bei Redaktionsschluss 
verfügbaren Berichten nicht berücksichtigt). Ganz allgemein verringert Ernährungsunsicherheit die 
Widerstandsfähigkeit gegen Krankheiten, was die Unterernährung weiter verschärft. 

Weit verbreitete Verletzungen des humanitären Völkerrechts verhindern den Zugang für 
humanitäre Hilfe in bestimmte Gebiete und führen zu einer Zunahme von Angriffen auf Personen, 
die im Gesundheitswesen oder in der humanitären Hilfe tätig sind. In der Folge sind Millionen 
Menschen von einer Basisversorgung ausgeschlossen.151 Jeden Tag werden 37 000 Menschen 
wegen Konflikten und Verfolgung vertrieben und die meisten Flüchtlinge weltweit stammen aus 
Konfliktgebieten (57 % der Flüchtlinge im Rahmen des UNHCR-Mandats kommen aus Syrien, 
Afghanistan und dem Südsudan).152  

Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe sind langfristige Verpflichtungen der EU, die in 
den Verträgen verankert sind.153 In von Konflikten betroffenen Gebieten stehen humanitäre 
Interventionen und Entwicklungsmaßnahmen vor zahlreichen Herausforderungen. 
Konfliktanfällige „fragile Staaten“ weisen sämtlich eine schwache Legitimität, eine eingeschränkte 
Fähigkeit, Dienste für die Bevölkerung zu erbringen, und Sicherheitsprobleme auf. Jede Fragilität 
oder Konfliktsituation ist durch eine komplexe Matrix von Defiziten in diesen Bereichen 
gekennzeichnet. Die EU, die sich für die Rahmenwerke für die Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit engagiert und sich auch für den sogenannten „New Deal“ für die 
Zusammenarbeit in fragilen Staaten ausgesprochen hat,154 will diese Komplexität bei der Planung 
und Umsetzung von Hilfsprogrammen berücksichtigen, um mögliche negative Auswirkungen zu 
verhindern. 

2.3.1. Konfliktsensitivität und EU-Hilfe 
Wissenschaftler stellen die intuitive Vorstellung infrage, dass Entwicklungshilfe und Soforthilfe 
notwendigerweise Spannungen schlichten. Aus empirischen Konfliktstudien (Empirical Studies of 
Conflict – ESOC)155 der Universität Princeton geht hervor, dass beispielsweise in den Philippinen die 
Zunahme der Beschäftigung zu weiterer Gewalt führte – möglicherweise, weil die Menschen 
aufgrund verbesserter Lebensbedingungen in der Lage waren, Widerstand zu leisten. Investitionen 
in Infrastruktur werden deshalb als vorteilhaft erachtet, da sie der Bevölkerung mehr 
Beschäftigungsmöglichkeiten und den Behörden mehr Steuereinnahmen verschaffen. Bei einigen 
Projekten wurde auch ein Zusammenhang mit einer Zunahme von Gewalt durch Aufständische, die 
versuchten, die Projekte in Beschlag zu nehmen oder zu sabotieren, oder durch Regierungskräfte, 
die wichtige Baustellen schützen wollten, beobachtet. 

 

151 UNOCHA, Global Humanitarian Overview 2020, Dezember 2019. 
152 Siehe: UNHCR, Figures at a glance, abgerufen am 5. April 2020. 
153 Vertrag über die Europäische Union, Artikel 21; Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Artikel 4 Absatz 4 
und Titel III. 
154 Siehe Pichon, E.: Understanding development effectiveness, EPRS, Europäisches Parlament, 2020; Grieger, G.: The 'New 
Deal' for engagement in fragile states, EP Library, 2013 (dieser „New Deal“ legt den Schwerpunkt auf fünf 
Friedenskonsolidierungs- und Staatsaufbau-Ziele: Beschäftigung und Zugang zu sozialen Diensten werden mit inklusiver 
Politik, Gerechtigkeit und Sicherheit auf eine Stufe gestellt). 
155 Siehe Website des Projekts Empirical Studies of Conflict. Siehe auch: „Aid for Peace: Does Money Buy Hearts and Minds?“ 
Foreign Affairs, 21. Januar 2015. 

https://www.humanitarianresponse.info/sites/www.humanitarianresponse.info/files/documents/files/gho-2020.pdf
https://www.unhcr.org/figures-at-a-glance.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12016M/TXT
https://eur-lex.europa.eu/collection/eu-law/treaties/treaties-force.html?locale=de#new-2-52
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282017%29599401
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=LDM_BRI%282013%29130637
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=LDM_BRI%282013%29130637
https://esoc.princeton.edu/
https://www.foreignaffairs.com/articles/asia/2015-01-21/aid-peace
https://www.foreignaffairs.com/articles/asia/2015-01-21/aid-peace
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Entwicklungsprogramme laufen Gefahr, Unmut und Ablehnung bei der übrigen Bevölkerung zu 
verstärken, wenn sie nur auf bestimmte Bevölkerungsgruppen (z. B. religiöse Minderheiten oder 
Frauen) oder geografische Gebiete ausgerichtet sind. Zusätzlich kann die Anwesenheit von 
Mitarbeitern der Entwicklungszusammenarbeit oder der humanitären Hilfe selbst zu Störungen des 
wirtschaftlichen Gefüges führen. Das hat sich in der Zentralafrikanischen Republik gezeigt.156 So hat 
etwa der Wohnraumbedarf dieser Mitarbeiter zu einem Anstieg der Mieten geführt, was sich negativ 
auf die Lebensbedingungen der lokalen Bevölkerung auswirkte. Andernorts führten die von den 
Hilfsorganisationen angebotenen besseren Beschäftigungsmöglichkeiten und höheren Löhne zur 
Abwanderung der Staatsbediensteten vor Ort, die oftmals monatelang kein Gehalt ausgezahlt 
bekommen hatten. Dies wirkte sich nachteilig auf die Anstrengungen der EU zur Förderung einer 
verantwortungsvolleren Verwaltung aus. Hilfe in Form von Sachleistungen oder Geldmitteln kann 
überdies von Regierungen und/oder bewaffneten Gruppierungen ihrer Bestimmung entzogen und 
dazu genutzt werden, ihre Kontrolle über die Bevölkerung zu verstärken. 

Andererseits zeigen andere Untersuchungen, dass Hilfe einen Rückgang der Gewalt bewirken kann, 
wenn sie von guten Kenntnissen über die gesellschaftlichen Zusammenhänge geleitet wird, die zu 
dem Konflikt geführt haben, wie z. B. konfessionelle Spaltungen. Eine sorgfältig ausgerichtete und 
umgesetzte Unterstützung in kleinem Umfang, wie etwa an bestimmte Bedingungen geknüpfte 
Geldzuweisungen, hat sich im Iran und auf den Philippinen als wirkungsvoll erwiesen. Doch zeigen 
die Forschungsergebnisse auch, dass ähnliche Schlussfolgerungen nicht für alle Konfliktgebiete 
gezogen werden können: Um negative Auswirkungen vermeiden zu können, müssen die 
historischen, politischen und sozioökonomischen Zusammenhänge jedes Konflikts verstanden und 
die potenziellen Auswirkungen jeder geplanten Maßnahme analysiert werden 
(„Konfliktsensitivität“).  

Der Konfliktsensitivitätsansatz wird von EU-Mitarbeitern in fragilen und von Konflikten betroffenen 
Ländern, auf die der „neue Europäische Konsens über die Entwicklungspolitik“ aus dem Jahr 2017157 
eindeutig abzielt, angewendet. Dieser Ansatz stützt sich auf angemessene Sachkenntnis und 
geeignete Instrumente158 basierend auf einem umfassenden Erfahrungsschatz.159 Durch den 
Austausch von Fachwissen mit anderen multilateralen Akteuren, insbesondere der Weltbank, 
konnten Instrumente und Methoden entwickelt werden, die besser an Konfliktsituationen 
angepasst sind.  

Konfliktverhütung: Mehr Effizienz durch Frühwarnung. Im Vertrag über die Europäische Union 
wird die Konfliktverhütung als eine zentrale Aufgabe des auswärtigen Handelns der EU bezeichnet. 
In der Tat ist es von entscheidender Bedeutung, die eigentlichen Ursachen potenzieller gewaltsamer 
Konflikte anzugehen, bevor die Konflikte ausbrechen, denn die Beendigung eines Konflikts ist ein 
langwieriger und kostspieliger Prozess: Die Konflikte, die in den Jahren 2014 und 2015 ein Ende 
gefunden haben, hatten eine Dauer von durchschnittlich 26 bzw. 14,5 Jahren.160 Durch die 
Einrichtung des Konfliktfrühwarnsystems (Early Warning System – EWS)161 soll den im Vertrag 

 

156 Siehe: Vircoulon, T. und Arnaud, C.: Penser et anticiper les impacts socio-économiques de l'intervention humanitaire en 
République centrafricaine. IFRI Mitteilung, Juni 2015; Warlord Business CAR's Violent Armed Groups and their Criminal 
Operations for Profit and Power, Enough Project, Juni 2015. 
157 Der neue Europäische Konsens über die Entwicklungspolitik, Pressemitteilung des Rates vom 7. Juni 2017.  
158 Obgleich sich der Ausdruck „do no harm“ ursprünglich auf einen bestimmten Rahmen bezog, wird er heute oft für alle 
konfliktsensitiven Ansätze verwendet; siehe beispielsweise das Dokument Operationalising the Humanitarian-
Development Nexus, Council conclusions vom 19. Mai 2017. 
159 Resilience and Fragility – Analytical tools, Europäische Kommission, Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung. 
160 Quelle: Weltbankgruppe, Vereinte Nationen, Pathways for peace, 2018. 
161 Schlussfolgerungen des Rates zur Konfliktverhütung, 20. Juni 2011 – Konfliktfrühwarnsystem der EU … 
SWD (2016) 3 final, Hohe Vertreterin/Europäische Kommission, 14. Januar 2016. Gemäß dem EEAS-Factsheet werde mit 
dem EWS auch direkt auf die Aufrufe des Europäischen Parlaments reagiert, dass sich die Aktivitäten der EU von 

https://www.ifri.org/sites/default/files/atoms/files/note_rca_vircoulon_arnaud_0.pdf
https://www.ifri.org/sites/default/files/atoms/files/note_rca_vircoulon_arnaud_0.pdf
https://enoughproject.org/files/Warlord%20Business%20061615.pdf
https://enoughproject.org/files/Warlord%20Business%20061615.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2017/06/07/joint-strategy-european-consensus-development/
https://www.cdacollaborative.org/wp-content/uploads/2018/01/Do-No-Harm-A-Brief-Introduction-from-CDA.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/24010/nexus-st09383en17.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/24010/nexus-st09383en17.pdf
https://perma.cc/GY4Q-WM9P
https://www.pathwaysforpeace.org/#download-center
https://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/foraff/122911.pdf
https://europa.eu/capacity4dev/file/31430/download?token=nxOvYPKJ
https://europa.eu/capacity4dev/file/31430/download?token=nxOvYPKJ
http://eeas.europa.eu/archives/docs/cfsp/conflict_prevention/docs/201409_factsheet_conflict_earth_warning_en.pdf
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festgelegten Verpflichtung nachkommen werden. Das EWS bezieht alle betroffenen Akteure in den 
betreffenden Mitgliedstaaten und EU-Dienststellen ein, sowohl auf zentraler Ebene (EAD, 
GD DEVCO, GD ECHO) als auch vor Ort (EU-Delegationen, Außenstellen der GD ECHO, EU-
Sonderbeauftragte, Botschaften der Mitgliedstaaten). Jedes Jahr legt das Personal der EU auf der 
Grundlage von statistischen Risikodaten und Vor-Ort-Informationen Prioritäten für EU-Maßnahmen 
fest, die an den Interessen der EU und am Nutzen ausgerichtet sind. Für jedes Schwerpunktland wird 
ein Bericht über die Konfliktverhütung erstellt, in dem einschlägige Maßnahmen vorgeschlagen 
werden, die dann überwacht und im Zuge der jährlichen Wiederholung der EWS-Prozesse überprüft 
werden. Dadurch können mit den Maßnahmen dort gezielt Ungleichheiten, Mängel bei der 
Governance und Sicherheitsprobleme angegangen werden, wo der dringendste Bedarf besteht und 
die Aussichten auf Erfolg am größten sind.162 

Bestehende Konflikte: Probleme des umfassenden Ansatzes. Bei laufenden Konflikten 
ermöglicht die sogenannte Bewertung der Auswirkungen von Frieden und Konflikten („Peace and 
Conflict Impact Assessment“ – PCIA)163 die zweigleisige Bewertung möglicher Auswirkungen eines 
Konflikts auf eine externe Maßnahme ebenso wie der möglichen Auswirkungen einer Maßnahme 
auf die Dynamik des Konflikts. Andere Verfahren legen den Schwerpunkt auf die Bedeutung der 
Entwicklungsmaßnahmen für die Friedenskonsolidierung (Hilfe für Frieden) oder auf die 
geschlechtsspezifischen Aspekte von Konflikten und Maßnahmen (Geschlechts- und 
Konfliktsensitivität). Bei andauernden Konflikten ist eine Abstimmung der Maßnahmen wesentlich, 
um sicherzustellen, dass zwischen den dringenden Maßnahmen und der planbaren Hilfe keine 
Lücke entsteht. Die meisten Beteiligten bestätigen, dass eine bessere Koordinierung förderlich wäre, 
damit sich kurzfristige humanitäre Maßnahmen und langfristige Entwicklungsprogramme besser 
ergänzen („Verknüpfung von humanitärer Hilfe und Entwicklungshilfe“). Aufgrund der 
vielgestaltigen Rolle der EU sind Spannungen zwischen ihren verschiedenen Mandaten 
unvermeidbar: Manche Akteure der Entwicklungszusammenarbeit bestehen darauf, dass es nicht 
das Gleiche ist, die eigentlichen Ursachen der Migration zu bekämpfen und gegen die illegale 
Migration vorzugehen.164 Die humanitären Maßnahmen sollen die Auswirkungen bewaffneter 
Konflikte begrenzen, doch wird nicht versucht, die Konfliktparteien zur Verantwortung zu ziehen, 
wie es bei Entwicklungsprojekten, die beispielsweise auf die Einrichtung einer Übergangsjustiz 
abzielen, der Fall ist. 

Maßnahmen zur Konfliktnachsorge: Den Wiederaufbau ermöglichen. Mit der Bewertung für 
Wiederaufbau und Friedenskonsolidierung („Recovery and Peacebuilding Assessment“ – RPBA)165 
können in Gebieten, die einen Konflikt überwunden haben, die Triebkräfte des Konflikts analysiert 
und seine Auswirkungen bewertet werden, um einen Fahrplan für die Umsetzung von 
Wiederaufbaumaßnahmen festzulegen. Die RPBA ist eher ein Prozess als ein Bündel von 
Instrumenten. In diesem Prozess spielen die EU und andere internationale Organisationen eine 
entscheidende Rolle: Sie koordinieren ihre Maßnahmen, um die Voraussetzungen für einen 
effizienten Wiederaufbau unter der Eigenverantwortung einer rechtmäßigen Regierung zu 
schaffen. Im Rahmen der gemeinsamen Erklärung der EU, der Weltbank und der Vereinten Nationen 
zur Post-Konflikt-Analyse und Wiederaufbauplanung wurde die RPBA beispielsweise 2015 auf 

 

vorwiegend reaktiven Antworten auf Krisen auf eine frühe Verhütung von Konflikten und auf die Schaffung einer soliden 
Grundlage für Entscheidungen in komplexen Konfliktsituationen verlagern sollten.  
162 2017 wurde eine komparative Analyse des EWS veröffentlicht, die Empfehlungen für das EWS der EU umfasste: 
Berglund, J. und Bruckert, D.: Report on Technological Shortcomings in Early Warning and Conflict Analysis, EU-CIVCAP, 
2017. 
163 Siehe GSDRC Topic guide, 2014. 
164 Siehe beispielsweise das Interview mit Maria-Manuela Cabral, Leiterin des Referats für Fragilität und Resilienz, 
GD DEVCO, Europäische Kommission, in: Voice Out Loud, Ausgabe 26, November 2017, S. 14. 
165 Siehe Wee, A.: Recovery and Peacebuilding Assessments: a tool to prevent conflict and promote peace, Weltbank, 
27. Januar 2020. 

https://eucivcap.files.wordpress.com/2017/03/eu-civcap_deliverable_3-1.pdf
https://gsdrc.org/topic-guides/conflict-sensitivity/approaches-and-tools/peace-and-conflict-impact-assessment/
https://ngovoice.org/publications?string=voice+out+loud+26
https://blogs.worldbank.org/dev4peace/recovery-and-peacebuilding-assessments-tool-prevent-conflict-and-promote-peace
https://blogs.worldbank.org/dev4peace/recovery-and-peacebuilding-assessments-tool-prevent-conflict-and-promote-peace
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Ersuchen der nigerianischen Regierung verwendet, um den Nordosten des Landes zu stabilisieren, 
nachdem die Region erneut von Rebellen der Gruppierung Boko Haram in Besitz genommen 
worden war. Der Plan für den Wiederaufbau und die Friedenskonsolidierung in der 
Zentralafrikanischen Republik aus dem Jahr 2017 ist das Ergebnis einer RPBA, die mit Unterstützung 
der EU, der VN und der Weltbankgruppe durchgeführt wurde. Dieser Plan bildete die Grundlage für 
das politische Abkommen für Frieden und Aussöhnung, das in Bangui im Februar 2019 
unterzeichnet wurde.166 

 

166 Siehe: Karhilo, J., Pichon, E.: The EU and multilateral conflict management: the case of the Central African Republic, EPRS, 
Europäisches Parlament, Juni 2020.  

Der umfassende Ansatz der EU 
Innerhalb der EU-Dienststellen wurden bereits gemeinsame Analysen durchgeführt, und der Rat hat sich 
für neue Ansätze in der Politik und bei den Rechtsrahmen ausgesprochen. Dies hat sich teilweise in 
umfassenden Strategien wie beispielsweise für die Sahelzone, das Horn von Afrika und den Golf von 
Guinea niedergeschlagen. Diese Strategien zielen darauf ab, Entwicklungszusammenarbeit mit der Absicht 
einer Bekämpfung der Ursachen von Migration, humanitären Interventionen und einer Unterstützung des 
Sicherheitssektors zu kombinieren.  

Bei den Maßnahmen der EU gegen Lebensmittelkrisen in fragilen Staaten findet das Prinzip der 
Verknüpfung von Soforthilfe, Rehabilitation und Entwicklung (Link between Relief, Rehabilitation and 
Development – LRRD) Anwendung. Zum Beispiel haben die Generaldirektionen für Entwicklung 
(GD DEVCO) und für humanitäre Hilfe (GD ECHO) der Kommission im Einklang mit dem strategischen 
Rahmen für das Horn von Afrika ein gemeinsames Programm ins Leben gerufen: die Strategie zur 
Unterstützung der Resilienz am Horn von Afrika (Supporting Horn of Africa Resilience – SHARE). Durch die 
Verknüpfung kurzfristiger humanitärer Hilfe mit einer langfristigen Entwicklungspolitik soll das Programm 
SHARE bei der Bewältigung von Ernährungskrisen helfen.  

Ein ganzheitliches Konzept umfasst auch das Schmieden von Partnerschaften über die Akteure in der EU 
hinaus. Zum Beispiel ist die EU im Rahmen ihrer Strategie für Sicherheit und Entwicklung in der Sahelzone 
an der Koordination von Sahel-Strategien auf Ebene der Vereinten Nationen und an der Globalen Allianz 
für die Resilienz-Initiative (AGIR) in der Sahelzone und in Westafrika, einer Reihe von Initiativen zur 
Bekämpfung der Ernährungsunsicherheit, beteiligt. Im Golf von Guinea sind die EU und mehrere EU-
Mitgliedstaaten Teil der G7++ Friends of the Gulf of Guinea (G7++ FOGG), die die Überwachung der und 
den Kampf gegen die Piraterie koordiniert. 

Allerdings sind trotz des umfassenden Ansatzes die EU-Mittel weiterhin auf verschiedene Töpfe verteilt, 
sodass die Strategien nach wie vor durch einen Mix von Mitteln aus dem EU-Haushalt, Geldern aus dem 
Europäischen Entwicklungsfonds sowie aus Treuhandfonds, die sich aus Beiträgen aus dem öffentlichen 
und dem privaten Sektor zusammensetzen, finanziert werden müssen. Die vorgeschlagene Neuordnung 
des EU-Haushalts 2021-2027, die die meisten Haushaltsinstrumente für die Außenpolitik – ausgenommen 
das Instrument für humanitäre Hilfe – zusammenführen würde, zielt darauf ab, Mittel dort zu mobilisieren, 
wo sie am meisten benötigt werden. 

Der umfassende Ansatz nimmt im Arbeitsprogramm der Kommission von der Leyen einen prominenten 
Platz ein. Im März 2020 schlug er sich bereits in einem gemeinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters und 
der Europäischen Kommission zur Konzeption einer umfassenden Strategie gemeinsam mit der 
Afrikanischen Union nieder. Diese vorgeschlagene Strategie spiegelt die Überzeugung der EU wider, dass 
Sicherheit und nachhaltige Entwicklung einander bedingen. Die Verpflichtung für eine bessere 
Unterstützung afrikanischer Friedensbemühungen in jenen Ländern, in denen die Spannungen am 
stärksten sind, umfasst das Versprechen einer Stärkung der Verbindung zwischen humanitärer Hilfe, 
Entwicklungszusammenarbeit und einer Unterstützung des Sicherheitssektors.  

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)652038
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)652038
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2.3.2. Krisenbewältigung: Missionen und Operationen der GSVP 
Die EU hat im Rahmen ihrer Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) eine 
breit angelegte Agenda für das Krisenmanage-
ment erarbeitet, die Konfliktverhütung, Media-
tion, Friedenssicherung und eine Stabilisierung 
der Lage nach Konflikten im Einklang mit den 
Grundsätzen der Vereinten Nationen umfasst. Die 
Vereinten Nationen haben die EU als einen ihrer 
wichtigsten regionalen Partner bei der Friedens-
sicherung anerkannt. Gegenwärtig unterhält die 
EU 17 GSVP-Missionen und Militäroperationen 
auf drei Kontinenten mit einem breiten Spektrum 
an Aufgaben (z. B. militärische Ausbildung, Kapa-
zitätsaufbau, Bekämpfung der Piraterie, Schaf-
fung rechtsstaatlicher Verhältnisse und Reform 
des Sicherheitssektors, Unterstützung des Grenz-
schutzes usw.), bei denen mehr als 5 000 zivile 
und militärische Einsatzkräfte im Einsatz sind 
(siehe Abbildung 24). Die zivilen Missionen der 
EU erfüllen Aufgaben, die sich aus der in der 
Globalen Strategie enthaltenen Verpflichtung 
ergeben, Resilienz und Stabilität von Partner-
ländern zu stärken, die von Konflikten und Insta-
bilität bedroht sind bzw. bemüht sind, diese 
hinter sich zu lassen. Der Schwerpunkt der 
militärischen Missionen liegt derzeit auf Berei-
chen wie Terrorismusbekämpfung, irreguläre 
Migration, Piraterie und Aufbau der Kapazitäten 
von Streifkräften.  

Im Jahr 2018 wurden im Zuge der zivilen EU-
Missionen rund 830 Ausbildungsveranstaltungen 
für fast 12 000 Teilnehmer (davon mindestens 
2 127 Frauen) zu Themen wie Bekämpfung des 
Waffen- und Menschenschmuggels, forensische 
Verfahren, Spurensuche am Tatort, Personalver-
waltung, Entwerfen von Rechtstexten, Polizei-
arbeit, Korruptionsbekämpfung, Aufdeckung von 
Dokumentenbetrug, Anwendung der örtlichen 
Gesetze zur irregulären Migration, Meldewesen, integrierter Grenzschutz, Sicherheit im Seeverkehr 
sowie Menschenrechts- und Gleichstellungsfragen durchgeführt. Im Rahmen von GSVP-Missionen 
wurde lokalen Partnern und lokalen NRO Ausrüstung im Wert von fast 6 Mio. EUR zur Verfügung 
gestellt.167 

Im Rahmen der militärischen Missionen und Operationen mit und ohne Exekutivbefugnisse168 
wurden lang- und kurzzeitige Ausbildungsveranstaltungen für rund 6 500 Teilnehmer zu Themen 

 

167 Europäischer Auswärtiger Dienst, Common Security and Defence Policy of the European Union: Missions and 
Operations Annual Report 2018 (neuester verfügbarer Bericht). 
168 Operationen ohne Exekutivbefugnisse sind solche, die den Gastgeberstaat nur mit Beratungsleistungen unterstützen. 

Frauen und GSVP  
Als Unterzeichnerin der Resolution 1325 (2000) des 
VN-Sicherheitsrates zu Frauen, Frieden und Sicherheit 
hat sich die EU dazu verpflichtet, die Zahl der Frauen, 
die sich mit Krisenbewältigung und Friedensverhand-
lungen befassen, zu erhöhen. In der Globalen Strategie 
wird die Absicht betont, mehr Frauen in die Außen- 
und Sicherheitspolitik der EU einzubinden und der EAD 
hat eine Strategie für Geschlechtergleichstellung und 
Chancengleichheit 2018-2023 eingeführt. Im Jahr 2018 
begrüßte der Rat den neuen strategischen Ansatz der 
EU bezüglich Frauen, Frieden und Sicherheit sowie die 
Verpflichtung, in alle Sektoren und Tätigkeiten im 
Bereich Frieden und Sicherheit systematisch eine 
geschlechtsspezifische Perspektive einzubeziehen. 
Das Europäische Parlament hat die EU dazu aufgeru-
fen, bei den folgenden Bemühungen voranzuschrei-
ten: bei der Umsetzung der Resolution 1325 und der 
Verwirklichung ihrer Grundsätze auf allen Ebenen der 
EU-Aktivitäten in den Bereichen Konfliktverhütung 
und Vermittlung, bei der Gewährleistung einer 
vollständigen Gleichstellung der Geschlechter und 
einer Teilhabe von Frauen über den gesamten Konflikt-
zyklus hinweg und bei der Sicherstellung von Ge-
schlechtersensibilität bei Schulungsmaßnahmen und 
Interventionen. Der Pakt für die zivile GSVP (CCC) 
enthält eine Verpflichtung zur aktiven Förderung der 
Teilnahme von Frauen an den Missionen der EU. Laut 
SIPRI hat sich der Anteil von Frauen in zivilen Missionen 
von 14 % im Jahr 2009 auf 24 % im Jahr 2015 erhöht. 
Seit 2016 liegt er etwa bei 22-23 %. 

Forschungsarbeiten weisen darauf hin, dass die Beteili-
gung von Frauen an Friedens- und Sicherheits-
prozessen eine wichtige Rolle bei der Feststellung des 
Erfolgs und der Dauerhaftigkeit von Friedensabkom-
men sowie der Dauerhaftigkeit und Qualität des Frie-
dens spielen kann. Im Ausland eingesetzte Frauen 
tragen auch dazu bei, Geschlechterstereotype infrage 
zu stellen. 

https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/european_union_common_security_and_defence_policy_-_missions_and_operations_-_annual_report_2018.pdf
https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/european_union_common_security_and_defence_policy_-_missions_and_operations_-_annual_report_2018.pdf
https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/european_union_common_security_and_defence_policy_-_missions_and_operations_-_annual_report_2018.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=LEGISSUM:4304095
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wie Infanteriefähigkeiten, Streitkräfteorganisation, Scharfschützenfähigkeiten, Granatwerfer-
beschuss, Führungsqualitäten, Ingenieurtechnik, Logistik, taktische Fliegerleitung und Gewinnung 
von Informationen durchgeführt. Weitere Aktivitäten umfassten etwa das Mentoring von rang-
hohen Militäroffizieren im Bereich der Reform des Sicherheitssektors (SSR), Aktivitäten zur 
Unterstützung der SSR und zur Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung, 
Minenaufklärung für 16 488 Bürger und Unterstützung bei der Entsorgung von rund 3 000 Tonnen 
unsicherer Munition und komplexen Waffensystemen.  

Die Mehrzahl der GSVP-Missionen und -Operationen wurde in Afrika durchgeführt, und in vielen 
Fällen geschah dies parallel zu Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen oder zu Missio-
nen der Afrikanischen Union (AU). Seit 2017 hat die EU die Koordination ihrer Sicher-
heitsbemühungen in der Sahelzone durch die Schaffung einer regionalen Koordinierungs-
dimension für ihre GSVP-Operationen in der Region verstärkt. Eine regionale Koordinierungszelle 
innerhalb der EUCAP Sahel-Mali wurde 2017 eingerichtet. Der regionalen Koordinierungszelle 
gehören auch Experten für innere Sicherheit und Verteidigung in den G5-Sahel-Ländern an, die in 
Mali, aber auch in den EU-Delegationen in anderen G5-Sahel-Ländern – d. h. Mauretanien, Burkina 
Faso, Niger und Tschad – eingesetzt sind. Dieser verstärkte regionale Ansatz bei der Arbeit der EU in 
der Region zielt darauf ab, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der Sahelzone zu 
unterstützen, regionale Kooperationsstrukturen zu fördern und die nationalen Kapazitäten der G5-
Sahel-Länder zu stärken. 2019 wurde die regionale Koordinierungszelle in regionale Beratungs- und 
Koordinierungszelle („regional advisory and coordination cell“ – RACC) umbenannt und durch ein 
erweitertes Expertennetzwerk aus den EU-Delegationen innerhalb der G5 verstärkt. Diese RACC soll 
mit ihrer Arbeit die regionalen und gegebenenfalls die nationalen Kapazitäten der G5-Sahel-Länder 
stärken und insbesondere die Einsatzfähigkeit der Militär- und Polizeikomponenten der gemein-
samen Einsatztruppe der G5 Sahel im Hinblick auf die Förderung und Verbesserung der regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheit und Verteidigung unter-
stützen.169 

2018 nahm die EU den Pakt für die zivile GSVP („Civilian CSDP Compact“ – CCC) an.170 Mit dem Pakt 
wird das Ziel verfolgt, die Fähigkeiten zur Durchführung von Missionen sowohl hinsichtlich der 
Reaktionszeiten und des Zugangs zur erforderlichen Ausbildung zu erweitern. Reaktionsfähigkeit 
und Flexibilität sollen verbessert und die Reaktionszeiten bei der Mobilisierung des Militärs verkürzt 
werden. Außerdem soll auch die Integration zwischen den Mitgliedstaaten in den Bereichen 
Programmplanung, Umsetzung und gemeinsame Nutzung von Informationen verstärkt werden.171 
Die vollständige Umsetzung des CCC wird spätestens für Sommer 2023 erwartet. Im Zuge der ersten 
jährlichen Überprüfung des CCC wurden für die Zukunft folgende Punkte festgehalten: die 
gemeinschaftliche Erhöhung der Zahl der Experten in den Missionen, die Gewährleistung, dass die 
zivile GSVP vor Ort modularer, skalierbarer und flexibler ist, unter anderem durch eine Stärkung der 
Reaktionsfähigkeitsinstrumente, die Auslotung etwaiger Modalitäten für die Bewertung der 
operativen Auswirkungen der Missionen und die Förderung eines stärker koordinierten Vorgehens. 

 

169 Ioannides, I.: Peace and Security in 2020: Evaluating the EU approach to tackling the Sahel conflicts, EPRS, Europäisches 
Parlament, 2020.  
170 Latici, T.: The Civilian CSDP Compact, EPRS, Europäisches Parlament, 2018.  
171 Ein Beispiel für diese Partnerschaft ist eine potenzielle Zusammenarbeit mit der Europäischen Friedensfazilität, einem 
vorgeschlagenen außerbudgetären Fonds für den MFR 2021-2027, durch die sich Machbarkeit und Chancen der 
Förderung der Friedenskonsolidierung in Drittländern verbessern würden. Gegenwärtig können nicht von der EU geführte 
militärische Operationen nur durch die Friedensfazilität für Afrika des EEF gefördert werden. Für Operationen unter der 
Führung regionaler afrikanischer Organisationen siehe: Immenkamp, B.: MFF – European Peace Facility, Legislative Train 
Schedule, Europäisches Parlament, monatlich aktualisiert. 

https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_STU(2020)654173
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_STU(2020)654173
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282018%29630295
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282018%29630295
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-new-boost-for-jobs-growth-and-investment/file-mff-european-peace-facility
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Der Rat hat den Bedarf an einer Verstärkung und Abstimmung des Engagements der Mitglied-
staaten bei der Konfliktbewältigung und Stabilisierung hervorgehoben.172  

Die GSVP-Missionen und -Operationen arbeiten mit mehr als 150 Partnern auf nationaler Ebene 
(lokale Ministerien für innere Angelegenheiten, Sicherheit, Justiz und auswärtige Angelegenheiten, 
Verbände im Bereich der Strafverfolgung wie Richterräte und Polizeibehörden sowie örtliche zivil-
gesellschaftliche Organisationen) und fast 180 internationalen Partnern (beispielsweise EU 
Delegationen, EU-Agenturen wie Frontex und Europol, Vereinte Nationen, OSZE, Interpol, Afrika-
nische Union, NRO und mehrere Entwicklungsagenturen) zusammen. 

2.3.3. Missionen und Operationen der GSVP und der Kampf gegen das 
Coronavirus  

Angesichts der COVID-19-Pandemie erfüllen die Missionen und Operationen weiterhin ihre Aufga-
ben im Bereich Sicherheit und erforschen Möglichkeiten zur Unterstützung ihrer Gastgeberländer. 
Während die laufenden Missionen und Operationen im Rahmen ihrer aktuellen Mandate, Mittel und 
Kapazitäten keine Aufgaben im Bereich humanitärer Hilfe haben, bieten zivile Missionen spezifische 
Beratung und tauschen Informationen mit internationalen und nationalen Partnern im Umgang mit 
der Krise aus (siehe Abbildung 24). Mehrere Missionen verteilen medizinische Ausrüstung und 
Schutzausrüstung. Die Tätigkeiten der GASP-Missionen stimmen vollständig mit den umfassen-
deren, im Rahmen der globalen Reaktion von „Team Europa“ auf das Auftreten des Coronavirus 
gesetzten Tätigkeiten überein, die der Bewältigung der humanitären, gesundheitsbezogenen, 
sozialen und wirtschaftlichen Auswirkung dienen. Im Rahmen ihrer Ressourcen und ihres Mandats 
bieten militärische Missionen auch Unterstützung.173 

 

172 Rat der Europäischen Union, Schlussfolgerungen zur Umsetzung des Pakts für die zivile GSVP, 2019. 
173 Vom EAD bereitgestellte Informationen. 

Das Europäische Parlament tritt seit Langem für eine wirkungsvollere GSVP ein. Im Januar 2020 forderte 
es eine vorrausschauende Herangehensweise an die Planung und Entwicklung von Fähigkeiten sowie 
eine frühe Erkennung des Bedarfs an Krisenreaktionen. Das Europäische Parlament hat den Rat dringend 
aufgefordert, Schritte in Richtung einer Harmonisierung und Standardisierung der europäischen Streit-
kräfte zu unternehmen, um die Zusammenarbeit der Angehörigen der Streitkräfte in der EU zu 
vereinfachen. 

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/649401/EPRS_BRI(2020)649401_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/649401/EPRS_BRI(2020)649401_EN.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14611-2019-INIT/de/pdf
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Abbildung 24 – GSVP-Missionen und -Operationen  

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments. 
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GSVP-Marineoperationen 
2019 unterhielt die EU zwei GSVP-Marineoperationen, eine im Mittelmeer (EU NAVFOR MED – Operation 
Sophia) und eine im Westindischen Ozean (EU NAVFOR Somalia – Operation Atalanta) mit einer Flotte aus 
insgesamt 30 Schiffen und Hubschraubern, die zur Bekämpfung der Piraterie, des Menschenhandels und 
der Schleuserkriminalität eingesetzt wurden. 2020 wurde das Mandat der Operation EU NAVFOR 
MED – Operation Sophia beendet. 2018 wurden im Rahmen der Operation Sophia mehr als 20 mut-
maßliche Schleuser festgenommen und übergeben und 22 Schlepperboote aus dem Verkehr gezogen. Im 
Zuge der Operation wurden 2018 auch 2 290 Menschen in Seenot gerettet. Im Jahr 2020 wurde eine neue 
militärische Operation im Mittelmeer, EU NAVFOR MED – Operation IRINI, begründet. Die Operation hat 
hauptsächlich die Aufgabe, das VN‑Waffenembargo gegen Libyen mit luft-, satelliten- und seegestützten 
Mitteln durchzusetzen. Im Rahmen der Operation können in Übereinstimmung mit der Reso-
lution 2292 (2016) des VN-Sicherheitsrates Schiffe auf hoher See vor der Küste Libyens untersucht werden, 
die im Verdacht stehen, Rüstungsgüter oder sonstiges Wehrmaterial nach oder aus Libyen zu transpor-
tieren. Die Operation wird außerdem die rechtswidrige Ausfuhr von Erdöl und verwandten Erzeugnissen 
überwachen und einschlägige Informationen sammeln, zum Kapazitätsaufbau und zur Schulung der 
libyschen Küstenwache und Marine in Strafverfolgungsaufgaben auf See beitragen sowie zur Zerschla-
gung des Geschäftsmodells der Schleuser- und Menschenhändlernetze durch Sammeln von Informa-
tionen und durch Patrouillen von Luftfahrzeugen beitragen. Das Hauptquartier der Operation wird sich in 
Rom in Italien befinden und ihr erstes Mandat gilt bis zum 31. März 2021. Der Befehlshaber der 
Einsatzkräfte wird abwechselnd im Abstand von 6 Monaten Italien bzw. Griechenland zugewiesen. 
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2.4. Umgang mit Cyber(un)sicherheit und disruptiver Technologie 

 
Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

Die Schwachstellen in Bezug auf Cyber-
bedrohungen nehmen proportional mit 
der Abhängigkeit der Gesellschaften vom 
Internet zu. Der durch das Internet und die 
damit verbundenen technologischen 
Innovationen erzielte transformative Nut-
zen ist riesig. Wenn jedoch, wie geschätzt 
wird, täglich rund eine Million neue Nutzer 
hinzukommen,174 nehmen die Auswir-
kungen und die Raffinesse der Cyber-
bedrohungen zu. Die böswilligen Akteure 
im virtuellen Raum, die von der darin gege-
benen Anonymität und dem geringen 
Kostenaufwand profitieren, können Einzel-
täter, professionell agierende Kriminelle 
oder auch staatliche und nichtstaatliche 
Akteure sein.  

Das Ausmaß der Cyberbedrohungen 
nimmt stetig zu und reicht aktuell von 
regelrechten Cyberkonflikten oder -krie-
gen über Cybersabotage, Spionage und 
Angriffen auf kritische Infrastruktur bis zu 
ernsten Herausforderungen für die Ab-
wehrfähigkeit demokratischer Systeme. 
Cyberinstrumente sind wesentliche Bau-
steine im Arsenal subversiver Taktiken für 
die hybride Kriegsführung. Koordinierte 
Cyberangriffe kombiniert mit wirtschaft-
lichem Druck, Desinformation und der 
Kriegsführung mit Waffen stellen die 
Abwehrfähigkeit demokratischer Staaten 
und Institutionen, auch der EU, auf die 
Probe. Der Frieden und die Sicherheit in 
der EU werden daher unmittelbar ins Visier 
genommen. Derartige subversive, bösar-
tige Aktionen zielen auf die langfristige 
Untergrabung des Vertrauens der Bürger 
in Institutionen, Politiker, den Staat, die 

 

174 Weltwirtschaftsforum, The Global Risks Report 2020, Januar 2020.  

Bedrohungen durch Viren: Coronavirus und 
Cyberkriminalität 
Der Ausbruch der Coronavirus-Pandemie zum Jahresanfang 2020 
zog nicht nur Sicherheitsmaßnahmen in ungekanntem Ausmaß auf 
der ganzen Welt nach sich, sondern verursachte, getragen von den 
Wellen, die das Virus im Informationsraum schlug, auch eine enorme 
Zunahme von Cyberangriffen. Berichten zufolge profitieren die An-
greifer von den Millionen Menschen, die über ungeschützte WLAN-
Verbindungen arbeiten, aber auch von der allgemeinen Angst, um 
Menschen zum Klick auf einen schädlichen Link zu verleiten. Von 
einem Unternehmen wurde die Steigerung der Cyberangriffe mit 
Bezug zum Coronavirus auf 30 000 % geschätzt. 

Angreifer nutzen also die Verwirrung und die Panik rund um den 
Ausbruch. Beispielsweise wurde in betrügerischer Absicht eine von 
der John-Hopkins-Universität erstellte interaktive Karte zur Verbrei-
tung eines Schadprogramms für den Passwortdiebstahl verwendet. 
Es wurde festgestellt, dass Cyberkriminelle E-Mails versenden, die 
den Eindruck erwecken, von staatlichen Behörden oder der 
Weltgesundheitsorganisation zu stammen. Auch Angriffe auf den 
Flughafen Prag und mehrere tschechische Krankenhäuser, die 
darauf abzielten, die Computer der Opfer schwer zu beschädigen, 
wurden gemeldet. 

Die Präsidentin der Europäischen Kommission Ursula von der Leyen 
machte die Bürger auf den Anstieg der Cyberkriminalität seit dem 
Ausbruch aufmerksam. Unterdessen wurden Krankenhäuser auch 
auf die Notwendigkeit von Vorsichtsmaßnahmen hingewiesen, da 
sie zunehmend Ziele von Cyberangriffen sind. Der Höhepunkt der 
Coronavirus-Pandemie in Europa machte deutlich, dass Solidarität 
die beste Reaktion sowohl auf COVID-19 als auch auf Cyberbedro-
hungen darstellt. Computer lahmlegende Schadprogramme kön-
nen sich noch schneller als das Virus verbreiten und in europäischen 
Gesellschaften Chaos stiften. Solidarität, die Weitergabe von Infor-
mationen und gegenseitige Hilfe sind die geeignetsten Mittel, mit 
denen europäische Gesellschaften beiden Sicherheitsbedrohungen 
begegnen können. Alle EU-Organe haben aktiv an der Bewusst-
seinsbildung in Bezug auf diese Risiken mitgearbeitet und haben 
auch im Cyberraum kursierende Falschinformationen entlarvt.  

http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
https://www.weforum.org/reports/the-global-risks-report-2020
https://www.zscaler.com/blogs/research/30000-percent-increase-covid-19-themed-attacks
https://www.reuters.com/article/us-czech-cyber/prague-airport-says-thwarted-several-cyber-attacks-in-recent-days-idUSKBN2200GW
https://www.theparliamentmagazine.eu/articles/news/eu-steps-efforts-counter-disinformation-during-covid-19-crisis
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Medien und die Demokratie. Die Bedrohungen in der digitalen Sphäre können auch Regierungen 
und politische Systeme destabilisieren, Gesellschaften spalten und die Gefahr innerer und äußerer 
Konflikte schüren. 

2.4.1. Das Umfeld  
Die Agentur der Europäischen Union für Cybersicherheit (ENISA) vermittelt das Bild eines düsteren 
Umfelds der Cyberbedrohungen in Europa, das von Ransomware, Kryptowährungen und Phishing-
Angriffen geprägt ist.175 Dementsprechend reiht das Weltwirtschaftsforum für das Jahr 2020 
Cyberangriffe sowohl in Bezug auf ihre Eintrittswahrscheinlichkeit als auch auf ihre Auswirkungen 
unter die 10 bedeutendes Risiken weltweit.176 Einige Schätzungen veranschlagen die Kosten von 
Cyberkriminalität im Jahr 2017 mit rund 0,8 % des globalen BIP oder 600 Mrd. USD.177 Andere stellen 
fest, dass Sicherheitsverletzungen in den letzten fünf Jahren um 67 % zugenommen haben und 
sagen Schäden in Höhe von etwa 5,2 Billionen USD an Verlusten durch Cyberangriffe voraus.178 
Wenn auch die Art der Cyberbedrohungen je nach Land unterschiedlich ausfallen kann, gibt es 
keine Anzeichen dafür, dass die Angriffe auf Europa zurückgehen. Allein im Jahr 2018 gab es neben 
Angriffen von anonymen Kriminellen auch zahlreiche Angriffe, die mutmaßlich von China, dem Iran, 
Pakistan oder Russland ausgingen.179 Da der Internet-Boom auch Afrika rasend schnell erfasst, gilt 
dies auch für Cyberbedrohungen. Afrika ist nicht nur vermehrt Ziel von Cyberangriffen, sondern 
auch deren Ursprung. Laut einem Bericht könnte der afrikanische Kontinent mangels Kapazitäten 
im Bereich Cybersicherheit, strenger Gesetze und eines entsprechenden Bewusstseins von 
Kriminellen als ein einfacheres Ziel erachtet werden. Es gibt einen verstärkten Trend zu Angriffen 
auf strategisch wichtige Sektoren und kritische Infrastruktur, die für das Funktionieren einer 
Gesellschaft unerlässlich sind. Dazu zählen Krankenhäuser, staatliche Systeme, Energieversorgungs-
netze, Ölraffinerien, aber auch Nuklearanlagen. Cyberangriffe auf kritische Infrastruktur können 
desaströse und potenziell katastrophale Auswirkungen haben. Sie können zu gewaltsamen Unru-
hen, zu Misstrauen in die Regierungen und zur Verschärfung geopolitischer Spannungen führen, 
wenn der Verdacht besteht, dass sie staatlich gefördert werden. Durch solche Angriffe kann ein Land 
praktisch gelähmt werden, wie die Angriffe auf das Elektrizitätsversorgungsnetz der Ukraine vor 
dem Heiligabend 2015 zeigen. Das Weltwirtschaftsforum erachtet Cyberangriffe auf kritische 
Infrastruktur als das fünftgrößte Risiko weltweit im Jahr 2020.180  

Hybride Taktiken mithilfe des Internets stellen eine ernste Gefahr für staatliche Institutionen, Wahl-
prozesse und das diesbezügliche Vertrauen der Bürger dar. Im Februar 2020 teilte Georgien mit, 
Opfer eines groß angelegten Cyberangriffs zu sein, von dem rund 15 000 Websites von staatlichen 
Institutionen (einschließlich jener des georgischen Präsidenten), Zeitungen, Fernsehsendern und 
privaten Unternehmen betroffen waren.181 Die georgischen Behörden und internationale Partner 
schrieben diesen Angriff Einheiten des militärischen Nachrichtenwesens Russlands zu.  

 

175 ENISA, Threat Landscape Report 2018, Januar 2019.  
176 Weltwirtschaftsforum, The Global Risks Report 2020, Januar 2020. 
177 Center for Strategic and International Studies und McAffee, The Economic Impact of Cybercrime - No Slowing Down, 
Februar 2018. 
178 Weltwirtschaftsforum, This is the crippling cost of cybercrime on corporations, November 2019. 
179 Fiott, D.: Yearbook of European Security 2019, Institut der Europäischen Union für Sicherheitsstudien, 2019.  
180 Weltwirtschaftsforum, The Global Risks Report 2020, Januar 2020. 
181 Gotev, G.: Georgia reports massive cyber-attack 'carried out by Russia', Euractiv, Februar 2020. 

https://www.iss.europa.eu/sites/default/files/EUISSFiles/yes2019.pdf
https://www.iss.europa.eu/sites/default/files/EUISSFiles/yes2019.pdf
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/1097198X.2019.1603527
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/1097198X.2019.1603527
https://www.broadcom.com/info/symantec/cyber-security-trends-africa
https://www.broadcom.com/info/symantec/cyber-security-trends-africa
https://www.enisa.europa.eu/publications/enisa-threat-landscape-report-2018
https://www.weforum.org/reports/the-global-risks-report-2020
https://www.mcafee.com/enterprise/en-us/solutions/lp/economics-cybercrime.html
https://www.weforum.org/agenda/2019/11/cost-cybercrime-cybersecurity/
https://www.iss.europa.eu/sites/default/files/EUISSFiles/yes2019.pdf
https://www.weforum.org/reports/the-global-risks-report-2020
https://www.euractiv.com/section/eastern-europe/news/georgia-reports-massive-cyber-attack-carried-out-by-russia/
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Weitere Beispiele sind die Störung der US-Präsidentschaftswahl 2016 oder der Wahlkampagne des 
damaligen Präsidentschaftskandidaten Emmanuel Macron. 

Was in der Fachliteratur oft als ein Anstoß zur Erlangung „digitaler Souveränität“ dokumentiert ist, 
kann sich vom Widerstand gegen eine internationale Regulierung leicht zu geopolitischen Span-
nungen steigern. Das Weltwirtschaftsforum ist der Meinung, dass die globale Vernetzung, 
Zusammenarbeit und Interoperabilität auf dem Spiel stehen. Die digitale Souveränität oder ein 
digitales Wettrüsten könnte die fragilen Fortschritte bei Cybernormen gefährden und sogar zu 
einem offensiven Einsatz disruptiver Technologie führen, um „das Wettrüsten zu gewinnen“ (mehr 
dazu in Abbildung 25). Die politisierten Diskussionen über den Einsatz der 5G-Technologie seit 2018 
stehen für diesen Trend des geopolitischen Technologiewettbewerbs.  

Cyber-Fragen: Cyberangriff, -sicherheit, -abschreckung, -abwehr und -diplomatie 
Der Begriff „Cyber“ wird als Bestandteil von Komposita wie Cyberangriff, Cyberkriminalität, Cyberkrieg, 
Cybersicherheit, Cyberabschreckung und Cyberabwehr verwendet. Es existieren zahlreiche Definitionen 
von „Cyber“-Begriffen. Cyberangriffe stellen bewusste Handlungen zur Störung oder Zerstörung von 
Online-Systemen und Eigentum, von der Verunstaltung von Websites bis zum Angriff auf Wahlen, dar.  

Die Begriffe Cybersicherheit und Cyberabwehr werden zwar häufig synonym verwendet, bezeichnen 
jedoch unterschiedliche Aktivitäten. Der Begriff Cybersicherheit bezieht sich auf Aktivitäten im Zusam-
menhang mit der Informationssicherheit und der sicheren Kommunikation, der operativen Technik und 
den für die digitalen Ressourcen erforderlichen IT-Plattformen. Cyberabwehr umfasst Bedrohungs-
analysen, Strategien und Maßnahmen, mit denen vor Cyberbedrohungen geschützt und ihnen 
entgegengewirkt werden kann, was üblicherweise vom Verteidigungssektor übernommen wird. Bei den 
EU-Organen bezieht sich der Begriff Cybersicherheit hauptsächlich auf zivile Aktivitäten, während die 
Cyberabwehr im militärischen Bereich angesiedelt ist.  

Der Begriff Cyberabschreckung bezeichnet Maßnahmen, mit denen potenzielle Angreifer abgeschreckt 
werden sollen, unter anderem durch den Einsatz robuster Systeme und durch Sanktionsmechanismen.  

Cyberdiplomatie zielt auf das Erreichen völkerrechtlich verankerter multilateraler Abkommen zu Cyber-
normen und verantwortlichem Verhalten staatlicher und nichtstaatlicher Akteure sowie auf eine wir-
kungsvollere E-Governance weltweit ab. Das Endziel ist die Schaffung eines offenen, freien, stabilen und 
sicheren Cyberraums durch Allianzen zwischen gleichgesinnten Ländern und Organisationen, dem 
privaten Sektor, der Zivilgesellschaft und Experten. 
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Schließlich könnten die verbleibenden Unklarheiten im Cyberraum ebenfalls eine Bedrohung für 
den Frieden und die Sicherheit darstellen, insbesondere, wenn böswillige Operationen nicht das 
Ausmaß bewaffneter Konflikte erreichen. Obwohl die VN-Gruppe von Regierungssachverständigen 
und die offene Arbeitsgruppe wichtig für die Förderung verantwortungsvollen staatlichen Ver-
haltens im Cyberraum sind, fehlt es noch immer an weltweit anerkannten internationalen Abkom-
men oder verbindlichen Leitlinien für Einsatzregeln.182 Die Länder sind sich noch immer uneinig 
über die Anwendbarkeit des Völkerrechts, wenn es um Selbstverteidigung und Gegenmaßnahmen 
im Cyberraum geht.183  

 

182 Microsoft, Protecting people in cyberspace: The Vital Role of the United Nations in 2020, 2019. 
183 Delerue, F. et al.: The application of international law in cyberspace: is there a European way?, EU CyberDirect, April 2019. 

Abbildung 25 – Cyberraum-Umfeld 

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, 2020. 

https://www.un.org/disarmament/wp-content/uploads/2019/12/protecting-people-in-cyberspace-december-2019.pdf
https://www.un.org/disarmament/wp-content/uploads/2019/12/protecting-people-in-cyberspace-december-2019.pdf
https://eucyberdirect.eu/content_research/application-of-international-law-european-way/
https://eucyberdirect.eu/content_research/application-of-international-law-european-way/
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2.4.2. Maßnahmen der EU im Bereich Cybersicherheit 
Die Europäer fühlen sich zunehmend in Gefahr, Opfer von Cyberkriminalität zu werden. Jedoch 
steigt im Jahr 2020 auch die Zahl jener, die sich besser dazu in der Lage fühlen, sich davor zu 
schützen184. 2017 erachteten mehr als acht von zehn Personen (87 %) Cyberkriminalität als eine 
bedeutende Herausforderung.185  

Cyberkriminalität wird nun neben See-, Land-, Luft und Weltraumkriegen als fünfter Bereich der 
Kriegsführung erachtet. Die globale EU-Strategie beginnt selbst mit der Aussage, dass „unsere 
Union bedroht ist“. Dies schließt auch Cyberbedrohungen ein.186 In der Strategie wird die EU als 
„zukunftsorientierter Cyberakteur“ verpflichtet und ausdrücklich das Bestreben genannt, verant-

wortungsvolles staatliches Verhalten im Cyberraum 
auf der Grundlage bestehender völkerrechtlicher 
Regelungen zu fördern. Wenngleich seit 2013 keine 
Strategie für den Cyberraum entwickelt wurde, hat die 
EU 2017 ein breites Spektrum an Cyber-Maßnahmen 
im Rahmen des Cybersicherheitspakets lanciert. Dazu 
zählen unter anderem die Vergabe eines ständigen 
Mandats an die ENISA (Agentur der Europäischen 
Union für Cybersicherheit), ein EU-Rahmen für die 
Cybersicherheitszertifizierung, Leitlinien für die volle 
Umsetzung der Richtlinie über die Sicherheit von Netz- 
und Informationssystemen, ein Konzept für rasche 
Reaktionen in Notfällen, ein Forschungsnetzwerk zur 
Cybersicherheit in der gesamten EU und allgemeine 
Verbesserungen bei den Reaktionen und bei der 
Abschreckung in der EU.187  

Die Cyber-Kapazitäten der EU verteilen sich auf Einrich-
tungen wie ENISA, Europol – insbesondere dessen 
Europäisches Zentrum zur Bekämpfung der Cyber-
kriminalität – die Agentur der Europäischen Union für 

das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 
das IT-Notfallteam und das EU-Zentrum für Informationsgewinnung und Lageerfassung (INTCEN). 
Der EAD und die EDA spielen insbesondere bei der Cyberabwehr ebenso eine wichtige Rolle, was 
Cyber-Projekte im Rahmen der SSZ und des EEF betrifft. Seit 2017 hat die EU mit dem 
„Instrumentarium für die Cyberdiplomatie“188 einen Rahmen für eine gemeinsame diplomatische 
Reaktion der EU auf böswillige Cyberaktivitäten geschaffen. Alle EU-Mitglieder verfügen aktuell über 
eine nationale Cyberstrategie und einige auch über spezielle Strategien für die Cyberabwehr.189 

2.4.3. Cyberdiplomatie: Eine europäische Antwort auf ein globales Problem 
Diplomatie war immer schon die bevorzugte Antwort Europas in Sicherheitsangelegenheiten und 
diesbezüglichen Streitigkeiten, wozu nun auch Cyberbedrohungen zählen. Das Instrumentarium für 

 

184 Europäische Kommission, Europeans' attitudes towards cyber security, Eurobarometer 499, Januar 2020.  
185 Europäische Kommission, Europeans’ attitudes towards cybersecurity, 2017. 
186 Globale Strategie der Europäischen Union‚ 2016. 
187 Europäische Kommission, Gemeinsame Mitteilung: Abwehrfähigkeit, Abschreckung und Abwehr: die Cybersicherheit 
in der EU wirksam erhöhen, 2017. 
188 Rat der Europäischen Union, Rahmen für eine gemeinsame diplomatische Reaktion der EU auf böswillige 
Cyberaktivitäten, 2017. 
189 ENISA, National Cyber Security Strategies, 2020. 

Cybersicherheit kritischer 
Infrastruktur: Energieversorgung 
Mit der zunehmenden Digitalisierung von 
Energieversorgungssystemen werden die-
se auch anfälliger für Cyberangriffe. Gleich-
zeitig steigt durch die immer stärkere Ver-
netzung der Gesellschaften selbst die 
Abhängigkeit vom Stromnetz. Moderne 
Gesellschaften sind von sicheren Energie-
versorgungssystemen abhängig und damit 
besonders attraktive Ziele böswilliger Ak-
teure, wie der Angriff auf das Stromnetz der 
Ukraine verdeutlicht. Vor diesem Hinter-
grund hat die Kommission die Bereit-
stellung von Leitlinien für die Mitglied-
staaten vorgeschlagen, damit deren Ener-
giesektor gegenüber Cyberangriffen 
widerstandsfähiger wird. 

https://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/survey/getsurveydetail/instruments/special/surveyky/2249
http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/SPECIAL/surveyKy/2171
http://eeas.europa.eu/archives/docs/top_stories/pdf/eugs_review_web.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017JC0450&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017JC0450&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017JC0450&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017JC0450&from=DE
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9916-2017-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9916-2017-INIT/de/pdf
https://www.enisa.europa.eu/topics/national-cyber-security-strategies/ncss-map/national-cyber-security-strategies-interactive-map
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/642274/EPRS_BRI(2019)642274_EN.pdf
https://www.wired.com/2016/03/inside-cunning-unprecedented-hack-ukraines-power-grid/
https://ec.europa.eu/energy/sites/ener/files/commission_recommendation_on_cybersecurity_in_the_energy_sector_c2019_2400_final.pdf
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die Cyberdiplomatie der EU versetzt sie in die Lage, sowohl auf Cybervorfälle zu reagieren, als auch 
den Aufbau von Kapazitäten und Fähigkeiten inner- und außerhalb der EU zur Sicherstellung der 
Cyberabwehrfähigkeit zu fördern. Neben dem Ziel der Abstimmung der Cyberdiplomatie über alle 
Strategien und Engagements hinweg unterhält die EU auch eine strukturierte Zusammenarbeit190 
mit ihren 10 strategischen Partnern191. Die EU unterhält außerdem Cyber-Engagements mit der 
Afrikanischen Union und dem Verband südostasiatischer Nationen (ASEAN) sowie auch in der 
östlichen und südlichen Nachbarschaft.192 Seit 2016 hat sich der Cyberbereich zu einem wichtigen 
Gebiet der Zusammenarbeit zwischen der EU und der NATO entwickelt.193 Dies schlägt sich in einer 
Zusammenarbeit bei der Bewältigung von Cyberkrisen, aber auch in der gemeinsamen Teilnahme 
an Cyber-Übungen wie den parallelen und koordinierten Übungen (Parallel and Coordinated 
Exercises – PACE) oder der Cyberkoalition 2019 nieder. Seit März 2019 können NATO-Mitarbeiter an 
Cyberschulungen des Europäischen Sicherheits- und Verteidigungskollegs teilnehmen.194 Die 
Kommission von der Leyen hat die Cybersicherheit zu einer wichtigen Priorität erklärt.195 Obwohl es 
sich dabei um ein klassisches ressortübergreifendes Thema handelt, ist der Cyberbereich eine 
zentrale Aufgabe der Vizepräsidentin für ein Europa für das digitale Zeitalter, Margrethe Vestager.196 
Die Mitteilung der Kommission aus dem Jahr 2020 zur „Gestaltung der digitalen Zukunft Europas“ 
skizziert Wege zur Steigerung der Cyberabwehrfähigkeit Europas bei gleichzeitiger Bejahung der 
Digitalisierung.197  

Zur Förderung eines sicheren und verantwortungsvollen Cyberraums nimmt die EU an zahlreichen 
Regierungsbündnissen, öffentlich-privaten Partnerschaften, wissenschaftlichen Arbeitsgemein-
schaften und gemischten Expertenkommissionen teil und unterstützt diese. Dazu zählen 
beispielsweise die „Global Commission on the Stability of Cyberspace“,198 deren Schwerpunkt auf 
Cybernormen und einem verantwortungsvollen Verhalten im Cyberraum liegt, die von Microsoft 
vorgeschlagene Digitale Genfer Konvention,199 die ein sektorübergreifendes, rechtlich verbindliches 
Abkommen vorschlägt, die Initiative „Charter of Trust“ von Siemens und der Münchner 
Sicherheitskonferenz,200 oder der „Call for Trust and Security in Cyberspace“ des französischen 
Präsidenten Emmanuel Macron.201 Trotz der bruchstückhaften Fülle an Initiativen (siehe 
Abbildung 26) gibt es Optimismus aufgrund der Verpflichtung vieler Interessenträger zur 
Entwicklung und Bewahrung eines offenen, sicheren und auf Grundsätzen basierenden 
Cyberraums.202 Die EU und ihre Mitgliedstaaten fördern in unterschiedlicher Weise aktiv mehrere 
dieser Initiativen. Beispielsweise umfasst der Rechtsakt der EU zur Cybersicherheit eine 

 

190 Renard, T.: EU cyber partnerships: Assessing the EU strategic partnerships with third countries in the cyber domain, 
European Politics and Society, Januar 2018.  
191 Brasilien, Kanada, China, Indien, Japan, Mexiko, Russland, Südafrika, Südkorea und die USA. 
192 EU CyberDirect, Cyber diplomacy in the EU, 2019. 
193 Europäischer Auswärtiger Dienst, EU-NATO Kooperation, 2018. 
194 Fourth progress report on the implementation of the common set of proposals endorsed by NATO and EU Councils on 
6 December 2016 and 5 December 2017, Juni 2019. 
195 Europäische Kommission, Rede der gewählten Kommissionspräsidentin von der Leyen im Europäischen Parlament 
anlässlich der Debatte zur Vorstellung des Kollegiums der Kommissionsmitglieder und seines Programms, November 
2019. 
196 Scott, M.: Margrethe Vestager's vast new powers, POLITICO, Oktober 2019. 
197 Europäische Kommission, Gestaltung der digitalen Zukunft Europas, Mitteilung, Februar 2020.  
198 Global Commission on the Stability of Cyberspace (GCSC). 
199 A Digital Geneva Convention to protect cyberspace, Microsoft, 2017. 
200 Zeit zu Handeln: Building a Consensus for Cybersecurity, Siemens, 2019. 
201 Paris Call for Trust and Security in Cyberspace, 2018. 
202 Ruhl, C. et al: Cyberspace and Geopolitics: Assessing Global Cybersecurity Norm Processes at a Crossroads, Carnegie 
Endowment, Februar 2020.  

http://www.egmontinstitute.be/content/uploads/2018/01/EPS-EU-cyber-partners_RENARD_AM.pdf?type=pdf
http://www.egmontinstitute.be/content/uploads/2018/01/EPS-EU-cyber-partners_RENARD_AM.pdf?type=pdf
https://eucyberdirect.eu/wp-content/uploads/2019/12/cd_booklet-final.pdf
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-Homepage/28286/eu-nato-cooperation-factsheet_de
https://www.nato.int/nato_static_fl2014/assets/pdf/pdf_2019_06/190617-4th-Joint-progress-report-EU-NATO-eng.pdf
https://www.nato.int/nato_static_fl2014/assets/pdf/pdf_2019_06/190617-4th-Joint-progress-report-EU-NATO-eng.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_19_6408
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_19_6408
https://www.politico.eu/article/european-commission-vice-president-digital-margrethe-vestager-competition/
https://ec.europa.eu/info/files/communication-shaping-europes-digital-future_de
https://cyberstability.org/about/
https://www.microsoft.com/en-us/cybersecurity/content-hub/a-digital-geneva-convention-to-protect-cyberspace
https://www.microsoft.com/en-us/cybersecurity/content-hub/a-digital-geneva-convention-to-protect-cyberspace
https://new.siemens.com/global/en/company/stories/research-technologies/cybersecurity/cybersecurity-charter-of-trust.html
https://new.siemens.com/global/en/company/stories/research-technologies/cybersecurity/cybersecurity-charter-of-trust.html
https://pariscall.international/en/
https://carnegieendowment.org/2020/02/26/cyberspace-and-geopolitics-assessing-global-cybersecurity-norm-processes-at-crossroads-pub-81110
https://carnegieendowment.org/2020/02/26/cyberspace-and-geopolitics-assessing-global-cybersecurity-norm-processes-at-crossroads-pub-81110
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Verpflichtung zum Schutz des „öffentlichen Kerns“ des Internets, eine Norm, die von der „Global 
Commission on the Stability of Cyberspace“ entwickelt wurde.203 

Cyberdiplomatie wird auch als ein Instrument für die Deeskalation erachtet. Cybermaßnahmen 
ermöglichen eine Antwort auf eine Provokation oder sogar auf einen Angriff, können aber auch zur 
Vermeidung eines potenziell eskalierenden militärischen Engagements beitragen.204 Außerdem 
lassen Cyberinstrumente Ausfuhrkontrollregime unter Druck geraten, da sie üblicherweise schwer 
zu regulieren sind: Kommerzielle IT-Instrumente können leicht zu Waffen werden und sind in den 
falschen Händen leicht für schädliche Zwecke einsetzbar. Die EU erwägt ihrerseits die Einführung 

 

203 European Union Embeds Protection of the public core of the internet in new EU cybersecurity act, GCSC, Mai 2019. 
204 Jensen, B. und Valeriano, B.: What do we know about cyber escalation?, Atlantic Council, November 2019.  

Abbildung 26 – Nicht erschöpfende Liste der Interessenträger im Cyberbereich  

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, 2020. 

https://cyberstability.org/news/european-union-embeds-protection-of-the-public-core-of-the-internet-in-new-eu-cybersecurity-act-2/
https://www.atlanticcouncil.org/in-depth-research-reports/issue-brief/what-do-we-know-about-cyber-escalation-observations-from-simulations-and-surveys/
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von Cyber-Überwachungstechnologien im Rahmen ihrer Ausfuhrkontrolle von Gütern mit dop-
peltem Verwendungszweck.205 Aspekte der Cyberabwehr wirken sich insbesondere auf die 
Solidaritäts- und Beistandsklauseln der EU sowie auf die Arbeitsweise und den Schutz der Missionen 
und Operationen der GSVP aus. 

2.5. Bekämpfung von Desinformation und Einflussnahme aus dem 
Ausland 

 
Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

Die Sichtbarkeit von Desinformation, die von der Europäischen Kommission als nachweislich falsche 
oder irreführende Informationen, die mit dem Ziel eines wirtschaftlichen Vorteils oder der 
vorsätzlichen Täuschung der Öffentlichkeit konzipiert, vorgelegt und verbreitet werden, definiert 
wird, hat in den vergangenen Jahren wesentlich zugenommen. Nach der russischen 
Desinformationskampagne gegen die Ukraine als Teil des hybriden Krieges Moskaus gegen dieses 
Land, der auch die illegale Annexion der Krim und ebensolche Aktivitäten in der Ostukraine 
umfasste, erlangte das Problem der Desinformation traurige Berühmtheit als globale 
Herausforderung während des Referendums im Vereinigten Königreich über die Mitgliedschaft in 
der EU und im Präsidentschaftswahlkampf der Vereinigten Staaten im Jahr 2016. Neue Wellen von 
Desinformationskampagnen im Zuge der COVID-19-Pandemie signalisieren, dass Desinformations-
kampagnen nicht auf demokratische Prozesse beschränkt sind. Desinformationskampagnen säen 
Misstrauen, Angst und Verwirrung in ihrem Publikum, manipulieren die öffentliche Meinung und 
unterminieren das Vertrauen der Öffentlichkeit in offizielle Informationen (einschließlich jene zu 
Gesundheitsthemen, wie während der COVID-19-Pandemie beobachtet werden konnte), demokra-
tische Institutionen und die Medien. Sie können verschiedene gesellschaftliche Gruppen gegen-
einander ausspielen, Spannungen verschärfen, Angst entfachen und Spaltungstendenzen 
verstärken.  

 

205 Immenkamp, B.: Review of dual-use export controls, EPRS, Europäisches Parlament, November 2019.  

Das Europäische Parlament ist für wirkungsvolle Maßnahmen der EU im Cyberbereich eingetreten. In einer 
Entschließung vom Juni 2018 zur Cyberabwehr bestätigte das Parlament im Hinblick auf die Werte der EU 
sein Bekenntnis zu einem offenen, freien und sicheren Cyberraum. Im März 2019 billigte das Parlament den 
Rechtsakt zur Cybersicherheit, mit dem das erste EU-weite System für die Cybersicherheitszertifizierung 
eingeführt wurde, und erteilte der ENISA ein ständiges Mandat. Im Januar 2020 forderte es verstärkte An-
strengungen der EU bei der Bekämpfung von Cyberbedrohungen, wobei es die Zusammenarbeit zwischen 
der EU und der NATO als ausschlaggebend erachtete. Schließlich wurde durch das Parlament in Erinnerung 
gerufen, dass Cyberangriffe einen hinreichenden Grund darstellen könnten, „dass ein Mitgliedstaat die 
„Solidaritätsklausel“ (Artikel 222 AEUV) geltend macht“. 

http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/tackling-online-disinformation
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/tackling-online-disinformation
https://www.ned.org/issue-brief-how-disinformation-impacts-politics-and-publics/
https://www.ned.org/issue-brief-how-disinformation-impacts-politics-and-publics/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2016/589832/EPRS_BRI(2016)589832_EN.pdf
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2.5.1. Desinformation als Teil des hybriden Instrumentariums autoritärer 
Regime 

Desinformation kann in Kombination mit anderen Instrumenten aus einer zunehmend vielfältiger 
werdenden hybriden „Toolbox“ von autoritären staatlichen Akteuren dazu genutzt werden, 
politische Entscheidungen außerhalb ihrer eigenen politischen Sphäre zu beeinflussen. Autokratien 
haben üblicherweise Mühe, „Soft Power“ – „Public Diplomacy“ und der Dialog über Werte, Kulturen 
und Ideen, die dann als am erfolgreichsten erachtet werden, wenn sie mit dem Verhalten des 
Akteurs im Ausland übereinstimmen – zu vermitteln, und nutzen deshalb oft Unruhe stiftende oder 
zerstörerische („harte“) Mittel. In verschiedenen offenen und verdeckten Aktionen, die dazu dienen, 
demokratische Akteure und Werte als weniger attraktiv erscheinen zu lassen und die vermeintliche 
Schwäche des Gegners ins Visier zu nehmen, sehen sie ein Mittel zur Erreichung ihrer Ziele. 
Zusätzlich zur Einflussnahme auf die Informationsverbreitung durch Desinformation gehören auch 
die Beeinflussung von Wahlen, Cyberbedrohungen, die Nutzung der Energieversorgung als Mittel 
zur Ausübung von Zwang sowie Terrorismus zu den hybriden Bedrohungen.206 

Die Desinformationsmethoden entwickeln sich ständig weiter. Heutzutage verbinden die sozialen 
Medien die mündliche Überlieferung mit neuen elektronischen Verbreitungsmethoden, die eine 
unmittelbare Verbreitung von (potenziell Unruhe stiftenden) Botschaften ermöglichen. In Europa 
stellen die Angriffe Russlands auf Georgien im Jahr 2008 und auf die Ukraine ab dem Jahr 2014 die 
eindeutigsten Beispiele für hybride Kriegsführung dar. Ein weiteres Beispiel einer Desinformations-
kampagne ist die organisierte Verbreitung von Verschwörungstheorien im Zusammenhang mit der 
Vergiftung von Sergej und Julia Skripal in der englischen Stadt Salisbury im März 2017 durch zwei 
Attentäter mit Verbindungen zum GRU.207 Auch war die COVID-19-Pandemie, wie im Kasten unten 
dargestellt, von umfassenden Falsch- und Desinformationswellen begleitet, die von der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) als „Infodemie“208 bezeichnet wurden – einer Überfülle an Informa-
tionen, die teilweise korrekt und teilweise falsch waren, was es den Menschen erschwert, 
vertrauenswürdige Quellen und zuverlässige Orientierung zu finden, wenn sie diese benötigen. 

2.5.2.  Immer mehr Belege für Desinformation im Internet aus der ganzen 
Welt 

Das Oxford Internet Institute (OII) hat eine zunehmende Zahl von Manipulationen sozialer Medien 
durch Regierungen und politische Parteien auf der ganzen Welt aufgedeckt. Laut OII haben 
Facebook und Twitter im Jahr 2019 Belege dafür gefunden, dass sieben Staaten Informations-
kampagnen nutzen, um ein ausländisches Zielpublikum zu beeinflussen: China, Indien, der Iran, 
Pakistan, Russland, Saudi-Arabien und Venezuela. Jedoch nutzen zehnmal mehr Länder solche 
Methoden zur Beeinflussung der einheimischen Bevölkerung: Das Institut fand im Jahr 2019 in 70 
Ländern Belege für organisierte Manipulationen sozialer Medien, verglichen mit 48 Ländern im Jahr 
2018 und 28 Ländern im Jahr 2017.209  

Gleichzeitig wurden laut dem OII Algorithmen, Automatisierungstechniken und Big Data zur 
Beeinflussung des öffentlichen Lebens – sogenannte „computergestützte Propaganda“ – von 26 
Ländern innerhalb der eigenen Landesgrenzen dazu genutzt, die Informationsverbreitung zu 

 

206 Countering hybrid threats, The European Centre of Excellence for Countering Hybrid Threats, abgerufen am 5. April 
2020. 
207 Ramsay, G. und Robertshaw, S.: Weaponising news - RT, Sputnik and targeted disinformation, King's College London, 
März 2019. 
208 Novel Coronavirus(2019-nVoV) Situation report – 13, Weltgesundheitsorganisation, 2. Februar 2020.  
209 In jedem dieser Länder fanden die Forscher heraus, dass zumindest eine politische Partei oder Regierungsstelle soziale 
Medien zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung nutzte.  

https://www.hybridcoe.fi/hybrid-threats/
https://www.kcl.ac.uk/policy-institute/assets/weaponising-news.pdf
https://www.who.int/docs/default-source/coronaviruse/situation-reports/20200202-sitrep-13-ncov-v3.pdf?sfvrsn=195f4010_6
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steuern, grundlegende Menschenrechte zu verwehren, politische Gegner zu diskreditieren und 
abweichende Meinungen zu unterdrücken.  

Russland ist ein allseits bekannter Akteur auf dem Gebiet der hybriden Kriegsführung und der 
Operationen zur Desinformation und Einflussnahme und die Methoden und Narrative Russlands 
sind gut dokumentiert.210 Wie bereits erwähnt, nutzt eine wachsende Zahl staatlicher Akteure solche 
Instrumente und verfeinert diese. Das vielleicht promi-
nenteste Beispiel ist China, dessen Nutzung sozialer Medien 
zur Beeinflussung eines ausländischen Zielpublikums sich in 
den vergangenen Jahren wesentlich weiterentwickelt hat. 
Während sich die Kommunistische Partei Chinas (KPCh) für 
computergestützte Propaganda jahrelang auf einheimische 
Plattformen zu konzentrieren schien, hat Peking offenbar 
seine Kampagnen zur Beeinflussung von Medien auf der 
ganzen Welt seit 2017 wesentlich ausgebaut und seine 
globalen Aktivitäten verstärkt.211 Im Zuge der Proteste in 
Hongkong begann die KPCh Facebook, Twitter und You-
Tube für die Steuerung der Narrative zu den Ereignissen zu 
nutzen. 

Obschon verschlüsselte Nachrichtenübermittlungsdienste 
(wie WhatsApp von Facebook) eine immer bedeutendere 
Rolle bei der Verbreitung von Falsch- und Desinformation 
(etwa bei den kürzlich abgehaltenen Wahlen in Brasilien212 
und Indien213) spielen, ist Facebook, teilweise aufgrund 
seiner dominierenden Rolle auf dem Weltmarkt, nach wie 
vor die Plattform der Wahl, wenn es um die Manipulation 
sozialer Medien auf der ganzen Welt geht. Mit 2,5 Milliarden Nutzern weltweit ist Facebook bei 
Weitem das beliebteste soziale Netzwerk, gefolgt von YouTube (2 Milliarden Nutzer), WhatsApp 
(1,6 Milliarden), WeChat (1,2 Milliarden), Instagram (1 Milliarde) und TikTok (800 Millionen). Twitter 
hat 340 Millionen Nutzer.214  

 

210 Siehe beispielsweise die East StratCom Task Force des EAD.  
211 Beijing's global megaphone – the expansion of Chinese Communist Party media influence since 2017, Special Report, 
Freedom House, Januar 2020. 
212 What 100,000 WhatsApp messages reveal about misinformation in Brazil, First Draft, 27. Juni 2019. 
213 India had its first 'WhatsApp election'. We have a million messages from it, Columbia Journalism Review, 16. Oktober 
2019. 
214 Die weltweit populärsten sozialen Netzwerke im Januar 2020 nach der Zahl aktiver Nutzer, Statista, Januar 2020. 

Abbildung 27 – Hinweise auf 
eine 150-prozentige Zunahme 
der Zahl der Länder, die zwi-
schen 2017 und 2019 soziale 
Medien in organisierter Weise 
manipulierten 

 

Datenquelle: Oxford Internet Institute. 

https://euvsdisinfo.eu/de/
https://freedomhouse-files.s3.amazonaws.com/01152020_SR_China%20Global%20Megaphone_with%20Recommendations%20PDF.pdf
https://firstdraftnews.org/latest/what-100000-whatsapp-messages-reveal-about-misinformation-in-brazil/
https://www.cjr.org/tow_center/india-whatsapp-analysis-election-security.php
https://www.cjr.org/tow_center/india-whatsapp-analysis-election-security.php
https://comprop.oii.ox.ac.uk/wp-content/uploads/sites/93/2019/09/CyberTroop-Report19.pdf
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2.5.3. Die Reaktion der EU auf Desinformation im Internet 
Liberale demokratische Regierungen stehen vor dem Dilemma, eine wirkungsvolle Antwort auf 
Desinformation zu finden, ohne demokratische Grundwerte wie das Recht auf freie Meinungs-
äußerung zu unterminieren. Menschenrechtsgruppen äußern zunehmend Bedenken, dass der 
globale Kampf gegen Desinformation und gezielte Falschmeldungen vorwiegend durch autoritäre 
staatliche Akteure dazu genutzt wird, drakonische Gesetze zur Ausschaltung politisch Anders-
denkender und zur Einschränkung des Rechts auf freie Meinungsäußerung zu verabschieden. 

In den vergangenen Jahren hat die EU ihre Bemühungen im Kampf gegen Desinformation intensi-
viert. Im September 2015 wurde als Reaktion auf den Europäischen Rat vom März 2015, der die 
Notwendigkeit betonte, „Russlands laufenden Desinformationskampagnen entgegenzuwirken“, 
die East StratCom Task Force (ESTF) im EAD eingerichtet. Das Europäische Parlament hat konti-
nuierlich auf eine ausreichende Personalausstattung und die Bereitstellung „angemessener 

Die Coronavirus-Pandemie entfesselt einen „Kampf der Narrative“ 
Die durch die COVID-19-Pandemie ausgelöste globale Gesundheitskrise, die insbesondere die EU-Mit-
gliedstaaten Italien und Spanien sehr stark getroffen hat, hat zu beträchtlichen Bedenken Anlass gegeben, 
dass eine Kombination aus Desinformation und einer mit Nachdruck geförderten Gesundheitsdiplomatie, 
die von Erfüllungsgehilfen vor Ort in Europa aufgegriffen wird, möglicherweise den Weg für eine umfas-
sendere Beeinflussung anderer Sektoren im Zuge der Krise ebnen könnte. Das Überhandnehmen von 
Falschinformationen in Bezug auf Gesundheitsthemen kann das Vertrauen in behördliche gesund-
heitsbezogene Empfehlungen und in Institutionen, die für die Bekämpfung von Bedrohungen für die 
öffentliche Gesundheit zuständig sind, untergraben und stellt damit eine ernste Bedrohung für die 
Gesundheit und das Wohlergehen von Einzelpersonen dar. Fehlinformationen und Desinformation sind 
in diesem Bereich nicht neu – Impfgegner verbreiten seit vielen Jahren Falschinformationen. Russische 
Bots und Trolle haben sowohl Gruppen von Impfgegnern als auch Impfbefürwortern gestärkt und so 
bereits bestehende Spaltungen vertieft. Die Bedrohung durch die Verbreitung gesundheitsbezogener 
Mitteilungen wurde durch die aktuelle COVID-19-Pandemie verschärft, da in deren Verlauf Verschwö-
rungsnarrative einen wesentlichen Bestandteil staatlich geförderter Desinformationskampagnen im 
Internet darstellten. 

Sowohl Moskau als auch Peking betreiben offenbar parallele Informationskampagnen, die die 
übergreifende Botschaft vermitteln, dass demokratische staatliche Akteure versagen und die Bürger 
Europas ihren Gesundheitsversorgungssystemen nicht vertrauen können, während ihr autoritäres System 
die Welt retten kann. Im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie hat die KPCh eine Reihe dienstlicher 
Twitter-Konten – obwohl die Plattform in China gesperrt ist – für prominente KPCh-Vertreter angelegt. Im 
Versuch, die Schuld von China auf das Ausland zu verlagern und das Bild Chinas als weltweit im Gesund-
heitsbereich führende Nation zu vermitteln, wurden die Konten dazu genutzt, Verschwörungstheorien 
über den Ursprung von COVID-19 zu forcieren. Darüber hinaus konnten zehntausende mutmaßlich 
gefälschte Twitter-Konten bis zur KPCh zurückverfolgt werden.  

Als Reaktion auf diese Beeinflussungskampagnen hat der Hohe Vertreter der EU/Vizepräsident Josep 
Borrell die geopolitischen Komponenten einer, wie er es nannte, Politik der Großzügigkeit („politics of 
generosity“), anerkannt. Er fügte hinzu, dass es „beim Kampf der Narrative auch den Versuch gab, die EU 
als solche zu diskreditieren, und es auch einige Fälle gab, in denen Europäer stigmatisiert wurden, als ob 
alle Träger des Virus wären“. Große, weltweit agierende Technologieunternehmen, deren Verantwortung 
für den öffentlichen Diskurs während der COVID-19-Krise deutlich zutage trat, haben große Bereitschaft 
gezeigt, während der Krise mit den Gesundheitsbehörden und Regierungen zusammenzuarbeiten. Sie 
haben Inhalten aus zuverlässigen Quellen Priorität eingeräumt, kostenlose Werbemöglichkeiten für 
Gesundheitsbehörden bereitgestellt und Anstrengungen unternommen, Betrügereien im Zusammen-
hang mit COVID-19 entgegenzuwirken. 
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Ressourcen“ für die StratCom Task Force gedrängt und all seine Instrumente, wie Entschließungen 
und seine Haushaltsbefugnisse, zu diesem Zweck eingesetzt.215  

Die Europäische Kommission hat eine Initiative gegen Falschinformationen im Internet in ihr 
Arbeitsprogramm 2018 aufgenommen.216 Eine Eurobarometer-Umfrage vom März 2018 zeigt eine 
weit verbreitende Besorgnis in der Öffentlichkeit in Bezug auf dieses Thema: 85 % der Befragten 
erachteten Falschmeldungen als ein Problem in ihrem Land, 83 % erachteten sie als ein Problem für 
die Demokratie.217 71 % der Befragten einer im März 2020 veröffentlichten Eurobarometer-Umfrage 
sagten, mehrmals pro Monat oder öfter auf Falschmeldungen zu stoßen. In Malta (73 %), Frankreich 
und Spanien (jeweils 66 %) sagen mindestens zwei Drittel, dass sie mindestens einmal pro Woche 
mit Falschmeldungen konfrontiert sind.218 In der Mitteilung der Kommission vom April 2018 mit 
dem Titel „Bekämpfung von Desinformation im Internet: ein europäisches Konzept“ wurde 
empfohlen, ein unabhängiges Netz von Faktenprüfern zu schaffen sowie Maßnahmen zur 
Förderung des Qualitätsjournalismus und der Medienkompetenz zu unterstützen. Außerdem wurde 
darin vorgeschlagen, einen Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation mit wichtigen 
Internetplattformen, sozialen Netzwerken und der Werbebranche zu vereinbaren. Dieser wurde im 
September 2018 veröffentlicht und zielt darauf ab, Desinformation im Internet anhand von 5 Schlüs-
selbereichen zu reduzieren: 

 bessere Prüfung der Platzierung von Anzeigen, um die Verbreitung von Desinformation 
zu demonetisieren, 

 Transparenz bei der politischen/themenbasierten Werbung, um Nutzern die Erkennung 
beworbener Inhalte zu erleichtern, 

 Schließung von Scheinkonten und Erhöhung der Transparenz bezüglich Interaktionen, 
die von Bots gesteuert werden, 

 Erleichterung des Auffindens vertrauenswürdiger und unterschiedlicher Nachrich-
tenquellen und des Zugangs dazu, 

 Stärkung der Forschungsgemeinschaft durch die Förderung von Bemühungen zur 
Überwachung von Desinformation im Internet und die Unterstützung der Forschung zu 
Desinformation und politischer Werbung.219 

Darüber hinaus wurde durch die EU-Organe und die Mitgliedstaaten im März 2019 ein Schnell-
warnsystem eingerichtet, um Informationen bezüglich Desinformationen auszutauschen.220 Zusätz-
lich wurde ein europäisches Kooperationsnetz für Wahlen etabliert. Um das Bewusstsein und die 
gesellschaftliche Resilienz zu fördern, wurde die Sozialbeobachtungsstelle für Desinformation und 
Analyse der sozialen Medien (SOMA) geschaffen sowie eine Europäische Woche der Medien-
kompetenz etabliert. 

Der Aktionsplan sah auch eine Ausweitung der Ressourcen für die Bekämpfung von Desinformation 
vor, wobei insbesondere die Task Forces für strategische Kommunikation221 und die EU-Analyse-
einheit für hybride Bedrohungen im EAD zu nennen sind. Das Budget für erstere wurde von 

 

215 Amand-Eeckhout, L. (Hrsg.): Die Macht des Europäischen Parlaments: Beispiele für den Einfluss des EP in der 
Wahlperiode 2014-2019, EPRS, Europäisches Parlament, April 2019. 
216 Arbeitsprogramm der Kommission 2018, Europäische Kommission, 24. Oktober 2017. 
217 Final results of the Eurobarometer on fake news and online disinformation, 12. März 2018. 
218 Eurobarometer 503, Attitudes towards the impact of digitalisation on daily lives, März 2020. 
219 Die Unterzeichner haben regelmäßig Berichte vorgelegt und vor der Europawahl auch eine Selbstbewertung ihres 
Fortschritts vorgenommen. Die endgültige Bewertung ihres Verhaltens durch die Kommission wird am Beginn des Jahres 
2020 erwartet. 
220 Europäisches Parlament, Legislative train, Online platforms, the digital single market and disinformation. 
221 EUvsDisinfo.eu ist das Vorzeigeprojekt der East StratCom Task Force mit über 6 500 Beispielen für kremlfreundliche 
Desinformation. 

https://euvsdisinfo.eu/de/ueber-uns/
https://euvsdisinfo.eu/de/ueber-uns/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2019/637942/EPRS_IDA(2019)637942_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2019/637942/EPRS_IDA(2019)637942_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2019/637942/EPRS_IDA(2019)637942_DE.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/cwp_2018_de.pdf
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/final-results-eurobarometer-fake-news-and-online-disinformation
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_383
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-connected-digital-single-market/file-online-platforms-disinformation
https://euvsdisinfo.eu/de/ueber-uns/
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1,9 Mio. EUR im Jahr 2018 auf 5 Mio. EUR im Jahr 2019 erhöht. Zusätzlich zur East StratCom Task 
Force im EAD (deren Aufgabe die Vermittlung der EU-Politik in der östlichen Nachbarschaft und die 
Ermittlung, Zusammenstellung und Aufdeckung von Desinformation, die von kremlfreundlichen 
Medien in der EU und den Ländern der östlichen Partnerschaft verbreitet wird, ist) wird durch die 
Überwachungs- und Analysefähigkeiten des EAD auch Desinformation abgedeckt, die im West-
balkan und in der südlichen Nachbarschaft der EU verbreitet wird. Darüber hinaus hat das Team 
auch von China ausgehende Desinformationsoperationen in seinen Arbeitsbereich aufgenom-
men.222  

In der gemeinsamen Mitteilung vom 14. Juni 2019 zur Umsetzung des Aktionsplans gegen 
Desinformation schlussfolgerten die Kommission und der HR/VP, dass trotz einiger Fortschritte 
aufseiten der Online-Plattformen noch vieles zu tun bleibt: Alle Online-Plattformen müssen 
detailliertere Informationen vorlegen, um die Identifikation böswilliger Akteure und der durch sie 
ins Visier genommenen Mitgliedstaaten zu erleichtern, ihre Zusammenarbeit mit Faktenprüfern 
intensivieren und Nutzer in die Lage versetzen, Desinformation besser erkennen zu können, und der 
Forschungsgemeinde ausreichenden Zugang zu Daten unter Beachtung der Bestimmungen zum 
Schutz personenbezogener Daten gewähren. 

Im Juni 2019 forderten europäische Staats- und Regierungschefs kontinuierliche Bemühungen zur 
Sensibilisierung, zum Ausbau der Vorsorgemaßnahmen und zur Stärkung der Abwehrfähigkeit 
unserer Demokratien gegenüber Desinformation. In ihrem Mandatsschreiben an Věra Jourová 
beauftragte die Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen, die Vize-
präsidentin für Werte und Transparenz mit dem „Aufbau der Abwehrfähigkeit unserer demo-
kratischen Systeme“, einschließlich einer Zusammenarbeit mit allen zuständigen Kommissaren bei 
der „Bekämpfung von Desinformation und Falschinformationen bei gleichzeitiger Wahrung des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung, der Pressefreiheit und des Medienpluralismus“.223  

Die Europäische Kommission hat sich zum Ziel gesetzt, gegen Ende des Jahres 2020 einen Euro-
päischen Aktionsplan für Demokratie vorzustellen, um die Widerstandsfähigkeit von Demokratien 
zu verbessern und die ausländische Einflussnahme auf Wahlen in Europa zu bekämpfen. Die 
Strategie wird auf die Bekämpfung von Desinformation und auf die Anpassung an neue 

 

222 Die Geschichte von EUvsDisinfo, 22. April 2020. 
223 Ursula von der Leyen, Mandatsschreiben an Věra Jourová, 1. Dezember 2019. 

Abbildung 28 – Überblick über gemeinsame und koordinierte Maßnahmen gegen 
Desinformation 

 

Quelle: Europäische Kommission. 

https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-push-for-european-democracy/file-european-democracy-action-plan
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-push-for-european-democracy/file-european-democracy-action-plan
https://euvsdisinfo.eu/de/den-laufenden-desinformationskampagnen-russlands-entgegenwirken-die-geschichte-von-euvsdisinfo/
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/sites/comm-cwt2019/files/commissioner_mission_letters/mission-letter-jourova-2019-2024_en.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/factsheet_disinfo_elex_140619_final.pdf
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Bedrohungen und Manipulationen sowie auf die Unterstützung freier und unabhängiger Medien 
abzielen. Der EU-Aktionsplan für Menschenrechte beabsichtigt die weltweite Unterstützung unab-
hängiger und pluralistischer Medien, des Zugangs zu Informationen und des Kampfes gegen 
Desinformation sowie die Förderung von Bemühungen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit und 
die Stimulation des öffentlichen Diskurses rund um Maßnahmen zur Bekämpfung von Desinfor-
mation. Darüber hinaus soll auf die diesbezüglichen Maßnahmen und Initiativen der EU, wie den 
Aktionsplan gegen Desinformation‚ das Wahlpaket der Kommission, den Verhaltenskodex zur 
Bekämpfung von Desinformation und den künftigen Europäischen Aktionsplan für Demokratie 
aufgebaut werden.224 

2.6. Bekämpfung des Terrorismus 

 
Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

Gemessen an der Zahl der Todesopfer konnte der Kampf gegen Terrorismus in den letzten Jahren 
bedeutende Erfolge verzeichnen. Gemäß dem Globalen Terrorismusindex 2019 (GTI) nahm die Zahl 
der durch Terrorismus getöteten Menschen zwischen 2014 und 2018 um 52 % ab und sank von 
33 555 auf 15 952.225 Die stärksten Rückgänge wurden im Irak und in Somalia verzeichnet und sind 
auf die Zerschlagung des „Islamischen Staates in Irak und der Levante“ (ISIL) im Irak, an der mehrere 
EU-Mitgliedstaaten beteiligt waren, sowie auf US-geführte Luftschläge gegen Al-Shabaab 
zurückzuführen. Was einzelne Länder betrifft, hat sich der Terrorismus-Indexwert für 98 Ländern 
verbessert, während er sich für 40 Länder verschlechtert hat. Dies ist seit 2004 die höchste Zahl an 
Ländern, die im Jahresvergleich eine Verbesserung verzeichnen können. Terrorismus ist jedoch 
noch immer weit verbreitet und breitet sich auch weiter aus. 71 Länder hatten im Jahr 2018 
zumindest ein Todesopfer im Zusammenhang mit Terrorismus zu beklagen. Laut GTI ist dies die 
zweithöchste Zahl seit dem Jahr 2000. 

Über 95 % der Todesopfer durch Terrorismus werden in Ländern verzeichnet, die bereits unter 
Konflikten leiden. Die 10 Länder, die die meisten Todesopfer durch Terrorismus zu verzeichnen 
haben, sind alle in bewaffnete Konflikte verwickelt. Mit einer Verdoppelung der Zahl der Todesopfer 
durch Terrorismus auf 7 379 Personen hat Afghanistan 2018 den Irak als das am meisten von 
Terrorismus betroffene Land abgelöst. Die Taliban, die für den Großteil der Todesopfer durch 
Terrorismus in Afghanistan im Jahr 2018 verantwortlich waren, lösten den ISIL/Da'esh als jene 
terroristische Vereinigung ab, die für die meisten Todesopfer verantwortlich ist. Die anderen drei 
Länder, die einen signifikanten Anstieg der Todesopfer durch Terrorismus zu verzeichnen hatten, 
sind Nigeria, Mali und Mozambique. Aufgrund der Zunahme der Zahl der Todesopfer in Afghanistan 
ist Südasien, gefolgt von den afrikanischen Ländern südlich der Sahara, jene Region, die am meisten 
von Terrorismus betroffen ist. Im Gegensatz dazu waren in Europa und der MENA-Region die 
stärksten Verbesserungen hinsichtlich der Auswirkungen des Terrorismus zu verzeichnen. 

Gleichzeitig mit der Verringerung der Zahl der Todesopfer durch religiös motivierten Terrorismus ist 
die Zahl der Todesopfer durch rechtsextremen politischen Terrorismus stark gestiegen. In 

 

224 Aktionsplan der EU für Menschenrechte und Demokratie 2020-2024, Anhang, 25. März 2020. 
225 Institute for Economics and peace, Global Terrorism Index 2019, November 2019. 

http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/10101/2020/EN/JOIN-2020-5-F1-EN-ANNEX-1-PART-1.PDF
http://visionofhumanity.org/app/uploads/2019/11/GTI-2019web.pdf
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Nordamerika, Ozeanien und Westeuropa haben Anschläge durch Rechtsextreme zwischen 2014 
und 2018 um 320 % zugenommen. Dieser Trend hat sich im Jahr 2019 fortgesetzt.  

Die Bedrohung durch terroristische Anschläge mit chemischen, biologischen, radiologischen 
und/oder nuklearen (CBRN) Elementen ist zu einem realistischen Szenario geworden.226 
Wiederholte chemische Anschläge durch staatliche und nichtstaatliche Akteure im Syrien-Konflikt, 
der Nowitschok-Anschlag in Salisbury (Vereinigtes Königreich) und vereitelte Terroranschläge mit 
chemischen oder biologischen Agenzien in Frankreich, Deutschland und Italien haben die Ent-
schlossenheit der EU verstärkt, der wachsenden Bedrohung durch CBRN-Anschläge entgegen-
zutreten.227 Darüber hinaus stellt die noch andauernde Coronavirus-Pandemie – obwohl davon 
ausgegangen wird, dass sie natürlichen Ursprungs ist –ein realistisches Beispiel für das Potenzial 
einer groß angelegten Freisetzung bestimmter biologischer Agenzien228 dar und verdeutlicht auch, 
wie sich ein terroristischer Anschlag mit Biowaffen auf die Welt auswirken könnte.229 

2.6.1. Terrorismus in Europa 
Die Bedrohung durch Terrorismus hat in Europa in den letzten zwei Jahrzehnten erheblich 
zugenommen. Gruppen mit einer ausdrücklich antiwestlichen und antieuropäischen Ideologie wie 
Al-Qaida und ISIL/Da’esh haben an Größe und Bedeutung gewonnen. Nichtsdestoweniger sank die 
Zahl der Todesopfer durch Terrorismus im zweiten Jahr in Folge von über 200 Menschen im Jahr 
2017 auf 62 im Jahr 2018. In der EU sank die Zahl der Todesopfer durch Terrorismus auf 13 Menschen 
im Jahr 2018, wobei alle Todesopfer auf dschihadistische Anschläge zurückzuführen waren. Auffällig 
ist jedoch, dass die Festnahmen und Anschläge in Verbindung mit rechtsextremem Terrorismus im 
selben Zeitraum stetig zugenommen haben (siehe Abbildung 29). 

Fast alle terroristischen Handlungen, die Europa seit 2004 erlebt hat, wurden von Einzelpersonen 
verübt, die entweder direkt mit extremistischen Gruppen, deren Zentren außerhalb Europas liegen, 
verbunden waren oder sich zumindest auf diese Gruppen bezogen. Die Erkenntnis, dass eine 
Verbindung zwischen innerer und äußerer Sicherheit besteht, hat das Handeln der EU seitdem 
mitgeprägt. Daher ist die EU gegen die terroristische Bedrohung sowohl innerhalb als auch 
außerhalb der EU vorgegangen.  

Die Hauptverantwortung für die Kriminalitätsbekämpfung und die Gewährleistung der Sicherheit 
in der EU liegt bei den Mitgliedstaaten. Die EU stellt jedoch Instrumente bereit, um Zusammen-
arbeit, Koordinierung und (bis zu einem gewissen Grad) eine Harmonisierung zwischen den Mit-
gliedstaaten zu unterstützen. Sie bietet auch finanzielle Unterstützung, um dieses grenzüberschrei-
tende Problem anzugehen. Die EU-Ausgaben für die Terrorismusbekämpfung sind im Laufe der 
Jahre gestiegen, um eine bessere Zusammenarbeit zwischen den nationalen Strafverfolgungs-
behörden und eine bessere Unterstützung durch die für die Sicherheit zuständigen EU-Organe zu 
ermöglichen. Seit 2014 wurden zahlreiche neue Vorschriften und Instrumente verabschiedet: Die 
betroffenen Bereiche reichen von der Vereinheitlichung der Begriffe bezüglich terroristischer 
Straftaten und der entsprechenden Strafmaßnahmen über den Informations- und Datenaustausch, 
die Unterstützung der Zusammenarbeit zur Verhinderung einer Radikalisierung, den Grenzschutz 
und die Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung bis hin zur Regulierung von Feuerwaffen. Mit 
einer Stärkung der Rechtsvorschriften und der Schaffung neuer Koordinierungsmechanismen auf 
EU-Ebene wurde auch den Opfern des Terrorismus Aufmerksamkeit zuteil. 

 

226 Immenkamp, B.: ISIL/Da'esh and 'non-conventional' weapons of terror, EPRS, Europäisches Parlament, Mai 2016. 
227 Europol, European Union Terrorism Situation and Trend Report 2019. 
228 Ellen Laipson, After the pandemic: COVID-19 exposes threat of biological warfare, Euractiv, 30. März 2020. 
229 COVID-19 pandemic provides "window" into how bio-terrorist attack might unfold in world: Guterres, The Economic 
Times, 10. April 2020. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2016/581996/EPRS_BRI(2016)581996_EN.pdf
https://www.europol.europa.eu/activities-services/main-reports/terrorism-situation-and-trend-report-2019-te-sat
https://www.euractiv.com/section/politics/opinion/after-the-pandemic-covid-19-exposes-threat-of-biological-warfare/
https://www.euractiv.com/section/politics/opinion/after-the-pandemic-covid-19-exposes-threat-of-biological-warfare/
https://economictimes.indiatimes.com/news/defence/covid-19-pandemic-provides-window-into-how-bio-terrorist-attack-might-unfold-in-world-guterres/articleshow/75079874.cms
https://economictimes.indiatimes.com/news/defence/covid-19-pandemic-provides-window-into-how-bio-terrorist-attack-might-unfold-in-world-guterres/articleshow/75079874.cms
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Die EU hat im Kampf gegen die Bedrohung durch Terrorismus, unter anderem durch die Bereit-
stellung zusätzlicher Mittel, die Zusammenarbeit mit Drittländern ausgebaut. Der Informations-
austausch mit Drittländern hat sich deutlich verbessert und ein Dialog über die Terrorismus-
bekämpfung wird nun mit mehreren Ländern geführt, u. a. im Nahen Osten, in Nordafrika, im 
Balkanraum und mit der Türkei. Darüber hinaus stellt die EU bestimmten Ländern technische Hilfe 
und Ausbildung zur Bekämpfung des Terrorismus zur Verfügung und hat dazu beigetragen, in der 
Sahelzone eine gemeinsame Einsatztruppe zur Bekämpfung von Terrorismus und organisierter 
Kriminalität aufzustellen. Die Mittel für diese Initiativen stammen sowohl aus dem EU-Haushalt als 
auch aus den einzelnen Mitgliedstaaten. Von besonderer Bedeutung sind die Unions-Treuhand-
fonds für Maßnahmen im Außenbereich – Treuhandfonds mehrerer Geber für Notfallmaßnahmen, 
entsprechende Folgemaßnahmen und thematische Maßnahmen, die die Kommission im Bereich 
des auswärtigen Handelns ergreifen und verwalten kann. Aus dem 2015 gegründeten Nothilfe-
Treuhandfonds der EU für Afrika werden Ausgaben im Zusammenhang mit der Terrorbekämpfung 
bestritten und Partnerländer dabei unterstützt, ihre Fähigkeit zur Bekämpfung von Terrorismus und 
organisiertem Verbrechen zu verbessern.  
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2.6.2. Entwicklung der EU-Politik 
Die Terrorismusbekämpfung durch die EU geht zurück auf die sogenannte TREVI-Gruppe 
(Terrorisme, Radicalisme, Extrémisme et Violence internationale), ein zwischenstaatliches Netzwerk 
von Vertretern von Justiz- und Innenministerien, das 1976 gegründet wurde. Doch erst mit den 
Anschlägen vom 11. September 2001 – die dazu führten, dass der Terrorismus erstmals als 

Abbildung 29 –Terroranschläge und Festnahmen, EU-Mitgliedstaaten (EU-28), 2018. 

 

Datenquelle: Europol, 2019. 

https://www.europol.europa.eu/activities-services/main-reports/terrorism-situation-and-trend-report-2019-te-sat
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weltweite grenzüberschreitende Bedrohung wahrgenommen wurde – wurde dieser Bereich 
maßgeblich ausgebaut. Im Gefolge des 11. September verabschiedete die EU ihren ersten 
diesbezüglichen Aktionsplan und im Juni 2002 einen grundlegenden Rechtsetzungsakt: den 
Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung,230 in dem eine gemeinsame EU-weite Definition 
terroristischer Straftaten in ganz Europa festgelegt ist. 

Nach den Anschlägen in Madrid 2004 und in London 2005 nahm die EU im Jahr 2005 eine über-
greifende Strategie zur Terrorismusbekämpfung an, die auf vier Säulen beruht: Prävention, Schutz, 
Verfolgung und Reaktion.231 In der Strategie wurde betont, wie wichtig die Zusammenarbeit mit 
Drittstaaten und internationalen Institutionen ist. 2004 ernannte die Europäische Union einen 
Koordinator für die Terrorismusbekämpfung, der die Umsetzung der Strategie überwachen und die 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und mit den internationalen Partnern unterstützen 
soll. Die Strategie wurde zuletzt 2014 aktualisiert. Die Terrorismusbekämpfung gehört zu den 
wichtigsten Prioritäten in den allgemeinen Strategiepapieren, wie der EU-Strategie der inneren 
Sicherheit,232 die 2010 verabschiedet und 2015 aktualisiert wurde.233 Sie ist außerdem Teil der 
globalen Strategie der EU, die 2016 mit dem Ziel verabschiedet wurde, die Innen- und Außenpolitik 
miteinander zu verbinden. 

Die Kommission von der Leyen wird weiterhin ihr besonderes Augenmerk auf die bedeutende 
Bedrohung durch Terrorismus legen. Anschließend an die Prioritäten der Kommission Juncker für 
die Jahre 2014-2019 umfasst das Arbeitsprogramm der Kommission für das Jahr 2020 eine neue EU-
Strategie für eine Sicherheitsunion, die darauf abzielt, jene Bereiche zu umreißen, in denen die 
Union einen Mehrwert für die Mitgliedstaaten bei der Gewährleistung von Sicherheit erbringen 
kann. Der Schwerpunkt dieser neuen Strategie wird auf der Bekämpfung des Terrorismus sowie 
anderer bedeutender Bedrohungen wie organisierte Kriminalität, hybride Bedrohungen, 
Cyberangriffe und Angriffe auf kritische Infrastruktur liegen.234 Die Verwirklichung einer echten 
europäischen Sicherheitsunion ist eines der Hauptaufgaben von Margaritis Schinas, dem für die 
Förderung der europäischen Lebensweise zuständigen Vizepräsidenten der Kommission. Zu seinem 
Verantwortungsbereich gehört auch die Gewährleistung der Kohärenz zwischen der innen-
politischen und der außenpolitischen Dimension von Sicherheit. In ihren politischen Leitlinien hob 
Kommissionspräsidentin von der Leyen den Bedarf an einer Verbesserung der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit hervor, um Lücken im Kampf gegen schwerwiegende Verbrechen und 
Terrorismus zu schließen. Dazu gehört auch der Ausbau der Befugnisse der Europäischen Staats-
anwaltschaft (EUStA), um Ermittlungen und die Strafverfolgung im Falle grenzüberschreitenden 
Terrorismus zu ermöglichen. Sie wies auch auf die neuen Risiken der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung hin, die mit der Komplexität unserer Finanzordnung in Zusammenhang 
stehen, und sprach sich für eine bessere Überwachung aus. In ihrer Rede vor dem Parlament im 
November 2019 legte von der Leyen den Schwerpunkt auf die nötige Sicherstellung einer 
erfolgreichen Zusammenarbeit im Bereich der Strafverfolgung, damit diese mit sich abzeichnenden 
Bedrohungen umgehen kann. Sie ersuchte die beiden zuständigen Kommissare, zu prüfen, ob das 
aktuelle Mandat von Europol für diese Zwecke ausreicht. Im Zuge ihrer Anhörung nannte die 
Kommissarin für Inneres, Ylva Johansson, neben dem Kampf gegen Radikalisierung und einem 
wirkungsvollen Vollzug bereits vorhandener Gesetze, eine Verbesserung der polizeilichen 
Zusammenarbeit – auch mit Europol – als eine ihrer Prioritäten. Vizepräsident Schinas hat sich mit 

 

230 Rahmenbeschluss des Rates zur Terrorismusbekämpfung, 2002. 
231 Strategie zur Terrorismusbekämpfung, 2005. 
232 EU-Strategie der inneren Sicherheit, 2015. 
233 Europäische Sicherheitsagenda, 2015. 
234 Arbeitsprogramm der Kommission 2020 – Eine Union, die mehr erreichen will, 29. Januar 2020. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=LEGISSUM%3Al33168
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=LEGISSUM%3Al33168
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/fight-against-terrorism/counter-terrorism-coordinator/
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/fight-against-terrorism/counter-terrorism-coordinator/
https://eeas.europa.eu/topics/eu-global-strategy_en
https://eeas.europa.eu/topics/eu-global-strategy_en
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/schinas_en
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/schinas_en
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/johansson_en
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/johansson_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=LEGISSUM%3Al33168
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/fight-against-terrorism/eu-strategy/
https://ec.europa.eu/home-affairs/content/internal-security-strategy-0_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/LSU/?uri=CELEX%3A52015DC0185
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/cwp-2020-publication_en.pdf
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der Annahme des Vorschlags zur Verhinderung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte 
seinerseits dazu verpflichtet, die Europäer vor terroristischen Inhalten im Internet zu schützen.235 

2.6.3. Internationale Zusammenarbeit 

Im Rahmen der Terrorismusbekämpfung arbeitet die EU zusammen mit internationalen 
Organisationen und Einrichtungen wie den Vereinten Nationen (VN), dem Globalen Forum zur 
Bekämpfung des Terrorismus, der internationalen Allianz gegen Da’esh, der Financial Action Task 
Force (FATF) und dem Europarat zusammen. Die EU setzt aktiv die Weltweite Strategie der Vereinten 
Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus236 aus dem Jahre 2006 und die einschlägigen 
Resolutionen des VN-Sicherheitsrats sowie die Sanktionsregelungen für Terrorverdächtige 
(Einzelpersonen oder Gruppen) um. Die EU ist den 19 Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
Terrorismus beigetreten, die seit 1963 verabschiedet wurden. Die Vereinten Nationen haben 
Standards für die Prävention und die Bekämpfung des Terrorismus, einschließlich strafrechtlicher 
Maßnahmen und Instrumente zur Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung, sowie zum Vorgehen 
gegen ausländische terroristische Kämpfer festgelegt. Die EU und sieben einzelne Mitgliedstaaten 
gehören dem Globalen Forum „Terrorismusbekämpfung“ an, einer informellen, multilateralen 
Plattform für die Terrorismusbekämpfung, die 2011 gegründet wurde, um ein langfristiges 
strategisches Konzept für die Bekämpfung des Terrorismus und der ihm zugrunde liegenden 
gewaltbereiten extremistischen Ideologien zu fördern. Die EU und 27 einzelne Mitgliedstaaten sind 
Mitglieder der internationalen Allianz gegen Da’esh, die 2014 gegründet wurde, um gegen die 
Ausbreitung der Gruppe vorzugehen und für ihre Zerschlagung zu sorgen. Zusätzlich zu den 
Militäraktionen im Irak und in Syrien bemüht sich die Koalition um die Auflösung der 
Finanzinfrastruktur des Da'esh, die Bekämpfung seiner Propaganda und das Aufhalten des Stroms 
ausländischer Kämpfer. Zu den Maßnahmen der EU zur Bekämpfung des Da'esh gehören auch die 

 

235 Bassot, E.: The von der Leyen Commission's priorities for 2019-2024, EPRS, Europäisches Parlament, Januar 2020. 
236 Weltweite Strategie der VN zur Bekämpfung des Terrorismus, Vereinte Nationen, 2006. 

Unterstützung für die Opfer des Terrorismus 
Die Maßnahmen zum Schutz und für die Unterstützung der Opfer des Terrorismus stellen einen wesent-
lichen Teil all jener Maßnahmen dar, die die Kommission eingeführt hat, um der Bedrohung durch Terroris-
mus in all seinen Erscheinungsformen zu begegnen. In mehreren Strategiepapieren, darunter die Strate-
gie zur Terrorismusbekämpfung und die Europäische Sicherheitsagenda, wurde die Bedeutung von 
Solidarität, Hilfe und einer Entschädigung der Opfer, wo auch immer in der EU ein Terroranschlag 
stattgefunden hat, hervorgehoben. Der Rechtsrahmen wurde durch eine Reihe von Richtlinien verstärkt. 
Die Opfer des Terrorismus haben das Recht auf einen unmittelbaren Zugang zu medizinischer und 
psychologischer Unterstützung sowie zu Informationen über rechtliche, praktische und finanzielle 
Maßnahmen.  

Die Kommission hat ein Europäisches Netzwerk der Vereinigungen von Terrorismusopfern (NAVT) 
eingerichtet, dessen Ziel die Pflege der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen Vereinigungen 
von Opfern von Terroranschlägen in den Mitgliedstaaten sowie die Verbesserung des Schutzes der Rechte 
der Opfer auf europäischer Ebene ist. Darüber hinaus hat die Kommission im Januar 2020 das EU-
Kompetenzzentrum für Terroropfer eingerichtet. Das EU-Zentrum wird dazu beitragen, dass die EU-
Bestimmungen bezüglich der Opfer des Terrorismus korrekt angewendet werden. Zweck des zwei-
jährigen Pilotprojekts ist die Förderung des Austauschs bewährter Verfahren sowie von Wissen zwischen 
Praktikern und Spezialisten innerhalb der EU. Das Zentrum wird einzelnen Opfern des Terrorismus nicht 
direkt Hilfe oder Unterstützung gewähren, sondern dazu beitragen, dass einzelstaatliche Einrichtungen 
Opfern des Terrorismus in jedem EU-Land professionelle Hilfe und Unterstützung bieten.  

https://www.securitycouncilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/?ctype=Terrorism&cbtype=terrorism
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2017 angenommene (und 2018 aktualisierte) EU-Strategie für Syrien237 und die 2018 angenommene 
EU-Strategie für den Irak238. Die FATF veröffentlicht Empfehlungen zur Bekämpfung der Geldwäsche 
(AML), die auch die Terrorismusfinanzierung umfassen und weltweit von vielen Ländern anerkannt 
und umgesetzt werden. Die EU hat die Empfehlungen der FATF im Rahmen einiger 
aufeinanderfolgender Richtlinien über die Bekämpfung der Geldwäsche umgesetzt. Der Europarat 
hat verschiedene wichtige Übereinkommen verabschiedet, in denen rechtliche Normen in den 
Bereichen Strafverfolgung und Menschenrechte bei der Terrorismusbekämpfung festgelegt 
wurden. Die EU hat 2018 das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung des Terrorismus sowie 
das zugehörige Zusatzprotokoll ratifiziert. Durch das Übereinkommen soll die Terrorismus-
bekämpfung gestärkt werden und gleichzeitig bekräftigt werden, dass sämtliche zur Prävention 
oder Verhinderung terroristischer Straftaten getroffenen Maßnahmen mit der Rechtsstaatlichkeit, 
den Menschenrechten und den Grundfreiheiten vereinbar sein müssen. Die EU arbeitet im Bereich 
der Terrorismusbekämpfung bilateral mit Drittstaaten zusammen. Seit 2001 hat die EU Klauseln 
über die Terrorismusbekämpfung in bilaterale und multilaterale Vereinbarungen wie die 
Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit, Assoziierungsabkommen und die 
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen mit den Ländern des westlichen Balkan aufge-
nommen. Mit den Abkommen werden jeweils unterschiedliche Ziele verfolgt, aber die 
Bestimmungen über die Terrorismusbekämpfung haben einen ähnlichen Wortlaut und enthalten 
Verweise auf die einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen und den Austausch von 
Informationen und bewährten Verfahren. Die EU hat darüber hinaus sektorspezifische Abkommen 
(über die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit) mit Drittstaaten abgeschlossen. Sie umfassen 
Ziele im Zusammenhang mit der Terrorismusbekämpfung: Es handelt sich beispielsweise um 
beiderseitige Rechtshilfe- und Auslieferungsabkommen, Abkommen über Fluggastdatensätze 
(PNR) und Abkommen über die Zusammenarbeit von Europol und Eurojust. 2010 haben die EU und 
die USA das Abkommen über das Programm zur Fahndung nach Finanzquellen des Terrorismus 
(TFTP)239 geschlossen, das den Austausch von Finanzdaten vorsieht, um den 
Strafverfolgungsbehörden den Zugang zu Finanztransaktionsdaten zu ermöglichen. Mittlerweile 
wurden auch spezifische Aktionspläne240 zur Terrorismusbekämpfung mit Jordanien, dem Libanon, 
Ägypten, Israel und Tunesien sowie den Ländern des westlichen Balkans eingeführt. 

2.6.4. Chemische, biologische, radiologische und nukleare Verteidigung 
Die langfristige Antwort der EU auf die CBRN-Bedrohung besteht aus drei Elementen: einem recht-
lichen, einem politischen und einem operativen. Die EU-Mitgliedstaaten sind Unterzeichner der 
internationalen Nichtverbreitungsregelungen betreffend nukleare, chemische und biologische 
Waffen. Zusätzlich fördert die EU aktiv die Universalisierung dieser Übereinkommen. 

Auf politischer Ebene war die EU Teil mehrerer globaler Initiativen, einschließlich der Annahme der 
Resolution 1540 des VN-Sicherheitsrats, die alle VN-Mitgliedstaaten rechtsverbindlich dazu 
verpflichtet, über geeignete und wirkungsvolle Maßnahmen gegen die Verbreitung von nuklearen, 
chemischen und biologischen Waffen zu verfügen und diese durchzusetzen, der Begründung der 
Globalen Initiative zur Bekämpfung des Nuklearterrorismus, der Gruppe der für Nichtverbreitung 
und Abrüstung zuständigen Direktoren der G7 und der Globalen Partnerschaft sowie des 
Gipfeltreffens über nukleare Sicherheit. Auf operativer Ebene begründete die EU in den Jahren 2009 
und 2010 die Initiative für Exzellenzzentren für chemische, biologische, radiologische und nukleare 
Risiken (EU CBRN CoE) und verabschiedete einen CBRN-Aktionsplan der EU und die EU-Politik zur 
Verbesserung der Sicherheit von Explosivstoffen. Rund um die Welt gibt es acht CBRN-

 

237 EU-Strategie für Syrien, 2017. 
238 EU-Strategie für Irak, 2018. 
239 Abkommen EU-USA über das Programm zur Fahndung nach Finanzquellen des Terrorismus (TFTP-Abkommen), 2013. 
240 Maßnahmen der EU zur Bekämpfung des Da'esh, 2018. 
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Exzellenzzentren, die sich um die Stärkung der institutionellen Fähigkeiten von Ländern außerhalb 
der Europäischen Union bemühen, um CBRN-Risiken zu verringern. 

Nach der erfolgreichen Umsetzung des ersten CBRN-Aktionsplans veröffentlichte die Europäische 
Kommission im Oktober 2017 einen zweiten CBRN-Aktionsplan.241 Der Plan stellt den Politikrahmen 
für die Verbesserung der Sicherheit in Bezug auf CBRN-Risiken und -Bedrohungen in der EU dar. 
Darin werden 23 konkrete Aktionen und Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes der Bürger 
und Infrastrukturen vor CBRN-Bedrohungen, einschließlich einer engeren Zusammenarbeit 
zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten sowie mit der Nordatlantikvertrags-Organisation (NATO) 
vorgeschlagen.  

Insbesondere der Anschlag in Salisbury im Vereinigten Königreich gab den Anstoß für den Ent-
schluss der EU, der CBRN-Bedrohung entgegenzutreten. Im März 2018 forderte der Europäische Rat 
eine Stärkung der Abwehrfähigkeit der EU gegen CBRN-Risiken, unter anderem durch eine engere 
Zusammenarbeit zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten sowie der NATO. Im Juni 2018 trug die 
Kommission dieser Forderung mit einer gemeinsamen Mitteilung zur Stärkung der Resilienz und 
zum Ausbau der Kapazitäten zur Abwehr hybrider Bedrohungen Rechnung, in der weitere 
Maßnahmen im Umgang mit sich herausbildenden und entwickelnden CBRN-Gefahren dargelegt 
wurden.242 Im Oktober 2018 bekannte sich der Europäische Rat zu einer weiteren Stärkung der 
Abschreckung und Abwehrfähigkeit der EU gegen CBRN-Bedrohungen.243  

Außerdem nahm der Rat am 15. Oktober 2018 eine horizontale Sanktionsregelung an, um den 
Einsatz und die Verbreitung chemischer Waffen zu bekämpfen.244 Damit ist die EU nunmehr in der 
Lage, gegen Personen und Organisationen, die an einem beliebigen Ort an der Entwicklung und am 
Einsatz chemischer Waffen beteiligt sind, ungeachtet ihrer Nationalität oder ihres Aufenthaltsorts, 
Sanktionen zu verhängen. 

Der Rat hat diese neue Maßnahme am 21. Januar 2019 zum ersten Mal ergriffen, als er gegen neun 
Personen und eine Organisation Sanktionen verhing. In die Sanktionsliste aufgenommen wurden 
unter anderem die russischen Offiziere, die für den Besitz, die Beförderung und den Einsatz des 
toxischen Nervenkampfstoffes am Wochenende vom 4. März 2018 in Salisbury verantwortlich sind. 
Sanktionen wurden auch über die für die Entwicklung und Herstellung chemischer Waffen 
zuständige syrische Organisation SSRC (Zentrum für wissenschaftliche Studien und Forschung) 
sowie über fünf syrische Amtsträger, die unmittelbar an den Tätigkeiten des SSRC beteiligt waren, 
verhängt. Das SSRC unterlag bereits der Sanktionsregelung für Syrien.245 Die Richtlinie der EU zur 
Terrorismusbekämpfung aus dem Jahr 2017, an der das Europäische Parlament als Mitgesetzgeber 
beteiligt war, enthält erstmals Bestimmungen zu allen Bereichen des CBRN-Terrorismus. 

Im Jahr 2017 berief das Europäische Parlament den Sonderausschuss Terrorismus (TERR) ein. In 
seinem Endbericht hob der TERR die Bedrohung hervor, die sich durch den Einsatz von CBRN-
Materialien durch Terroristen ergibt, und verlangte eine einheitliche Anwendung bestimmter 
standardisierter Benennungskonventionen für den Online-Handel mit chemischen Substanzen.246 

 

241 Europäische Kommission, Aktionsplan für eine gesteigerte Abwehrbereitschaft gegen chemische, biologische, 
radiologische und nukleare Sicherheitsrisiken, 18. Oktober 2017. 
242 Europäische Kommission, Gemeinsame Mitteilung zur Stärkung der Resilienz und zum Ausbau der Kapazitäten zur 
Abwehr hybrider Bedrohungen, 13. Juni 2018. 
243 Schlussfolgerungen des Rates der Europäischen Union, Innere Sicherheit, 18. Oktober 2018. 
244 Rat der Europäischen Union, Chemische Waffen: Rat nimmt eine neue Sanktionsregelung an, 15. Oktober 2018. Die 
Sanktionsregelung wurde am 14. Oktober 2019 bis zum 16. Oktober 2020 verlängert. 
245 Rat der Europäischen Union, Chemische Waffen: neun Personen und eine Organisation werden der neuen EU-
Sanktionsregelung unterworfen, 21. Januar 2019. 
246 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 12. Dezember 2018 zu den Feststellungen und Empfehlungen des 
Sonderausschusses Terrorismus. 
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Im November 2018 berief der Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung des Parlaments 
(SEDE) einen Workshop zur Abwehrbereitschaft der EU gegen CBRN-Waffen ein.247  

Die EU hat das Katastrophenschutzverfahren der Union geschaffen, ein gemeinsames Instrument 
für den Umgang mit den Auswirkungen einer Naturkatastrophe oder einer von Menschen 
verursachten Krise, einschließlich eines Terroranschlags, in einem ihrer Mitgliedstaaten. Seit seiner 
Begründung im Jahr 1985 wurde das Verfahren weiterentwickelt. Heute besteht dessen 
Hauptfunktion darin, die Zusammenarbeit bei Katastrophenschutzeinsätzen im Falle von 
Katastrophen größeren Ausmaßes zu erleichtern. Experten haben die Effektivität des Verfahrens 
bezüglich des Umgangs mit den Auswirkungen eines größeren Terroranschlags mit CBRN oder 
eines CBRN-Angriffs durch einen staatlichen Akteur jedoch bezweifelt.248 

 

247 Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung, EU preparedness against CBRN weapons, 29. Januar 2019. 
248 Kaunert, Ch., Leonard, S., Yakubov, I.: EU Civil Protection responding to CBRN Incidents and Attacks, Europäisches 
Parlament, April 2018. 
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Rechtsvorschriften und Abkommen der letzten fünf Jahre 
Harmonisierung des Strafrechts: Im März 2017 nahmen das Parlament und der Rat die Richtlinie zur 
Terrorismusbekämpfung an, um den Rahmen aus dem Jahr 2002 zu aktualisieren und die neuen internationalen 
Standards umzusetzen. Durch die Richtlinie werden unter anderem Bestimmungen zu den Rechten und 
Bedürfnissen der Opfer von Terroranschlägen eingeführt.  

Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung: Die fünfte Geldwäscherichtlinie ergänzt den bestehenden EU-
Rahmen für die Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung. Mit mehreren weiteren 
Rechtsvorschriften werden bestehende Rechtsvorschriften harmonisiert oder aktualisiert: eine Richtlinie über die 
strafrechtliche Bekämpfung der Geldwäsche, eine Richtlinie über die Erleichterung der Nutzung von Finanz- und 
sonstigen Informationen, eine Verordnung über die Überwachung von Barmitteln, die in die Union oder aus der 
Union verbracht werden, und eine Verordnung über die gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und 
Einziehungsentscheidungen.  

Waffenregulierung: eine Richtlinie über die Kontrolle des Erwerbs und des Besitzes von Waffen und eine 
Verordnung über Deaktivierungsstandards, mit der sichergestellt werden soll, dass Feuerwaffen bei der 
Deaktivierung dauerhaft unbrauchbar gemacht werden, um zu verhindern, dass Terroristen einfach an Feuerwaffen 
gelangen oder deaktivierte Waffen reaktivieren können. 

Bekämpfung des Missbrauchs von Chemikalien: Um den Zugang zu chemischen Substanzen, die für die 
Eigenherstellung von Explosivstoffen verwendet werden können, für Terroristen zu erschweren, haben die 
Mitgesetzgeber eine Verordnung über die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen aktualisiert. 

Schutz der EU-Außengrenzen: Um Terroristen daran zu hindern, sich frei in der EU zu bewegen, haben mehrere 
Mitgliedstaaten vorübergehende Kontrollen an ihren Grenzen eingeführt und die Kommission hat neue 
Vorschriften bezüglich der Möglichkeit vorgeschlagen, solche vorübergehenden Maßnahmen zu ergreifen.  

Austausch von Informationen: Daten sind ein wichtiges Instrument im Kampf gegen den Terror; es ist von 
grundlegender Bedeutung, dass die Strafverfolgungsbehörden in den verschiedenen EU-Mitgliedstaaten 
Informationen austauschen. Es wurden verschiedene Maßnahmen ergriffen, um die Erhebung und den Austausch 
von Daten zu verbessern. Dazu gehört die Richtlinie der EU über Fluggastdatensätze vom April 2016, mit der ein 
EU-System zur Erfassung von Fluggastdaten geschaffen wurde, um verdächtige Reisen aufzuspüren und dem 
Phänomen der ausländischen Kämpfer entgegenzuwirken. 

Verbesserung der Cybersicherheit: Die Rechtsetzungsinstanzen der EU haben wichtige Schritte eingeleitet, um 
die Abwehrfähigkeit der Union gegenüber Cyberangriffen zu erhöhen (siehe entsprechendes Kapitel). 

Informationsaustausch mit Drittstaaten: Europol hat operative Abkommen mit Drittstaaten abgeschlossen, um 
den Austausch von Informationen zu ermöglichen. Seit 2015 wurden neue Abkommen mit Bosnien und 
Herzegowina, Dänemark, Georgien und der Ukraine abgeschlossen. Außerdem hat Europol neue strategische 
Abkommen mit Brasilien, China und den Vereinigten Arabischen Emiraten abgeschlossen. 2018 genehmigte der 
Rat die Eröffnung von Verhandlungen für Abkommen mit Algerien, Ägypten, Israel, Jordanien, dem Libanon, 
Marokko, Tunesien und der Türkei. Die Kommission hat Neuseeland auf die Länder-Prioritätenliste gesetzt und 
einen Vorschlag für die Aufnahme von Verhandlungen über ein Abkommen über den Austausch 
personenbezogener Daten vorgestellt. 

Unterstützung für die gemeinsame Einsatztruppe in der Sahelzone: Die G5-Sahel-Länder – Burkina Faso, Mali, 
Mauretanien, Niger und Tschad – sind zunehmend einer Bedrohung durch Terroristen und organisierte kriminelle 
Vereinigungen ausgesetzt, die im Waffen-, Drogen- und Menschenhandel tätig sind. Um zur Behebung dieser 
Probleme beizutragen, hat die EU beinahe 150 Mio. EUR für den Aufbau einer 5 000 Mann starken gemeinsamen 
Eingreiftruppe der betroffenen Länder bereitgestellt. Die EU hat auch zwei zivile Missionen für den Kapazitätsaufbau 
und eine militärische Ausbildungsmission in Niger und Mali durchgeführt. 

EU-Dialoge zur Terrorismusbekämpfung werden mit einer Reihe von Ländern geführt. Seit 2015 genießt die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Terrorismusbekämpfung mit den Ländern der Region Naher und Mittlerer 
Osten und Nordafrika (MENA), des Balkans sowie mit der Türkei Vorrang. 

Kapazitätsaufbau im Bereich Terrorismusbekämpfung: Die EU stellt einigen Ländern technische Unterstützung 
und Ausbildung bereit, darunter die Unterstützung für den Kapazitätsaufbau im Bereich der 
Terrorismusbekämpfung und CVE-Initiativen (Initiativen zur Bekämpfung des gewalttätigen Extremismus).  

Zusammenarbeit EU-USA: Die USA sind der wichtigste Partner der EU bei der Terrorismusbekämpfung. Es wird ein 
umfangreicher politischer Dialog über den Bereich Justiz und Inneres, einschließlich Terrorismusbekämpfung, 
geführt, der regelmäßige Treffen auf Ministerebene und auf der Ebene höherer Beamter umfasst. 

https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282017%29608682
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282017%29608682
http://ec.europa.eu/newsroom/just/document.cfm?action=display&doc_id=48935
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/criminal-justice/anti-money-laundering-and-counter-terrorist-financing_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/criminal-justice/anti-money-laundering-and-counter-terrorist-financing_de
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-area-of-justice-and-fundamental-rights/file-countering-money-laundering-by-criminal-law
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2019/1153/oj
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2019/1153/oj
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-area-of-justice-and-fundamental-rights/file-controls-of-cash-movements
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-area-of-justice-and-fundamental-rights/file-controls-of-cash-movements
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-area-of-justice-and-fundamental-rights/file-mutual-recognition-of-freezing-and-confiscation-orders
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-area-of-justice-and-fundamental-rights/file-mutual-recognition-of-freezing-and-confiscation-orders
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282017%29595875
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-area-of-justice-and-fundamental-rights/file-implementing-regulation-on-firearms-deactivation-standards
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32019R1148
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/borders-and-visas/schengen/reintroduction-border-control_en
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-towards-a-new-policy-on-migration/file-temporary-reintroduction-of-border-control-at-internal-borders
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-towards-a-new-policy-on-migration/file-temporary-reintroduction-of-border-control-at-internal-borders
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-security/20180524_security-union-new-eu-rules-pnr_de.pdf
https://www.europol.europa.eu/partners-agreements/operational-agreements
https://www.europol.europa.eu/partners-agreements/strategic-agreements
https://www.europol.europa.eu/partners-agreements/strategic-agreements
https://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/com/2019/0551/COM_COM(2019)0551_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/com/2019/0551/COM_COM(2019)0551_DE.pdf
https://eeas.europa.eu/topics/counter-terrorism/46965/eu-works-partners-sahel-fight-terrorism-and-trafficking_de
https://eeas.europa.eu/topics/counter-terrorism/411/counter-terrorism_de
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282017%29614644
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282017%29614644
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/international-affairs/united-states_en
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2.7. Maßnahmen gegen die Unsicherheit der Energieversorgung 

 
Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

Energieversorgungssicherheit, die von der Internationalen Energie-Agentur als „zuverlässiger und 
erschwinglicher Zugang zu allen Brennstoffen und Energieressourcen“249 definiert wird, wird von 
Verbrauchern und Unternehmen oft als selbstverständlich erachtet. Doch selbst wenn die 
Versorgung nur teilweise gestört ist, kann dies verheerende Auswirkungen haben. 1973 verhängten 
arabische Erdölerzeugerländer ein Embargo gegen die Staaten des Westens, die Israel im Jom-
Kippur-Krieg unterstützten, wodurch sich die Ölpreise vervierfachten. Zu den Auswirkungen auf die 
Wirtschaft zählten eine galoppierende Inflation, ein Börsencrash und die weltweite Rezession. Im 
Vereinigten Königreich führte die Energieknappheit zu Streiks und zum Sturz der Regierung. Energie 
importierenden Ländern führte diese Krise ihre Verwundbarkeit durch Druck von ihren Lieferanten 
vor Augen. Da ein großer Teil der weltweiten Erdöl- und Erdgasreserven in instabilen Regionen wie 
dem Nahen Osten und Nordafrika liegt, kann die Energieversorgung durch politische Instabilität 
gefährdet sein. 

2.7.1. Energieversorgungssicherheit in einer globalisierten Welt 
Glücklicherweise kommen in Friedenszeiten Energieembargos sehr selten vor und die Ölkrise der 
1970er-Jahre hat sich nie wiederholt. Energie ausführende Länder wie Saudi-Arabien und Russland 
sind ebenso von der Aufrechterhaltung des Handels abhängig wie die EU-Länder und China. 
Angesichts der Tatsache, dass Kohlenwasserstoffe über die Hälfte der russischen Ausfuhren und drei 
Viertel der Ausfuhren Saudi-Arabiens ausmachen,250 würde die Wirtschaft in diesen beiden Länder 
sehr rasch zusammenbrechen, sollten sie aufhören, Öl und Gas zu verkaufen.  

Globalisierte Märkte bedeuten, dass Öl, wie die meisten anderen Güter auf der ganzen Welt, flexibel 
transportiert und gehandelt werden können. Da also praktisch jedes Erdölerzeugerland in jeden 
Markt exportieren kann, ist die Verhängung eines wirkungsvollen Embargos – sogar gegen ein Land 
wie Nordkorea, das internationalen Sanktionen unterworfen ist – praktisch unmöglich geworden.251 
Da es nicht den Anschein hat, dass sich die weltweiten Reserven dem Ende zuneigen, ist Öl weiterhin 
billig und in ausreichendem Maß vorhanden. Obwohl der Nachschub von einigen führenden 
Erzeugerländern wie Iran, Irak und Venezuela aufgrund regionaler Instabilität und internationaler 
Spannungen unterbrochen wurde, können Einfuhrländer immer noch aus zahlreichen alternativen 
Versorgungsmöglichkeiten wählen. Sogar die kürzlich eskalierende Konfrontation zwischen den 
USA und dem Iran oder der Drohnenangriff auf Erdölanlagen in Saudi-Arabien im September 2019 
hatten nur begrenzte und kurzfristige Auswirkungen auf die Erdölpreise weltweit. 

Jedoch sind nicht alle Brennstoffmärkte so flexibel wie dieser. Erdgas wird üblicherweise über 
Pipelines transportiert, die teuer sind und deren Bau viele Jahre dauert. Gas wird oftmals auf 
Grundlage langfristiger Verträge geliefert, wodurch sichergestellt wird, dass die ausführenden 
Länder die Kosten für den Bau von Pipelines decken können. Darüber hinaus können Pipelines nur 

 

249 Energy Security, Internationale Energie-Agentur. 
250 Daten von UN Comtrade. 
251 Is a full oil embargo against North Korea even possible? South China Morning Post, Januar 2018. 

http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
https://www.iea.org/topics/energy-security
https://comtrade.un.org/data/
https://www.scmp.com/week-asia/geopolitics/article/2127071/full-oil-embargo-against-north-korea-even-possible
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bis zu einer gewissen Entfernung wirtschaftlich betrieben werden, weshalb die Lieferanten auf 
Nachbarländer oder nahe gelegene Länder beschränkt sind. Aus diesen Gründen steht Gas 
einführenden Ländern nur eine beschränkte Auswahl an Lieferanten zur Verfügung, weshalb diese 
nicht flexibel von einem zum anderen wechseln können. Während die Öleinfuhren der meisten 
Länder einigermaßen diversifiziert sind, kommt es nicht selten vor, dass ein Land vollkommen von 
einem einzigen Gaslieferanten abhängig ist. Im Jahr 2018 deckten unter anderem Serbien, 
Armenien und die Mongolei 80 % oder mehr ihres Gasbedarfs durch Einfuhren aus Russland. 

Obwohl Sie sehr viel Erdgas einführen, sind Indien, Japan und Korea nicht an ein Pipelinenetz 
angeschlossen. Diese Länder nutzen Flüssigerdgas (LNG), das, wie der Name schon sagt, durch die 
Verdichtung von Erdgas zu einer Flüssigkeit entsteht. In diesen Aggregatzustand umgewandeltes 
Gas kann entfernungsunabhängig per Schiff transportiert werden, was Einfuhren aus Ländern wie 
Katar, den USA und sogar Australien ermöglicht. Diese Möglichkeit möchten auch andere Länder 
nutzen, die hauptsächlich auf Gaslieferungen über Pipelines angewiesen sind und eine 
Diversifizierung ihrer Lieferanten anstreben: In Europa führt Litauen seit 2014 LNG ein und Polen 
seit 2016. 

Jedoch ist LNG nicht immer eine ideale Lösung. Benötigt werden zum einen eigens zu diesem Zweck 
gebaute Flüssigerdgas-Tankschiffe und zum anderen die entsprechende landseitige Infrastruktur in 
Form von Terminals, an denen das Flüssigerdgas entladen und rückvergast werden kann, bevor das 
Erdgas in das Verteilungsnetz des Einfuhrlandes eingespeist wird. Dadurch ist es teurer als über 
Pipelines geliefertes Gas, obwohl sich der Preisunterschied aufgrund weltweit ausreichend 
vorhandener Mengen (nicht zuletzt aufgrund der Ausbeutung von Schiefergaslagerstätten in den 
USA) verringert hat. Außerdem verursacht es mehr Umweltverschmutzung, da durch den 
Schiffstransport und die Verflüssigung zusätzliche Emissionen produziert werden. Aus diesen 
Gründen entfällt nur ein geringer Teil – rund 12 % – der Gaseinfuhren jener Länder in der EU, die 
über einen Pipeline-Anschluss verfügen, auf LNG.252 

Vom Standpunkt der Energieversorgungssicherheit aus betrachtet, bietet Kernenergie mehrere 
Vorteile. Wie Öl ist Uran reichlich vorhanden und kann flexibel gehandelt werden, wodurch die 
Versorgung diversifiziert werden kann. Außerdem kann der Brennstoff einfach bevorratet werden. 
Im Jahr 2018 berechnete die Euratom-Versorgungsagentur, dass die Kernkraftwerke in der EU über 
Uran für durchschnittlich drei Jahre verfügten.253 Das Problem der Entsorgung radioaktiven Abfalls 
und Sicherheitsbedenken infolge der Katastrophe von Fukushima wirken in Bezug auf einen 
umfassenden Einsatz von Kernenergie jedoch abschreckend. 

Viele Länder investieren stark in Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz und in 
erneuerbare Energiequellen. Neben den sich daraus ergebenden Vorteilen für die Umwelt wird 
damit auch die Abhängigkeit von Energieeinfuhren gesenkt, da mehr Energieeffizienz zu einem 
geringeren Gesamtenergieverbrauch führt und erneuerbare Energie vor Ort produziert werden 
kann. Erneuerbare Energie erfordert jedoch hohe Erstinvestitionen. Außerdem ist die Produktion 
elektrischer Energie aus Wind oder Solarenergie von den Wetterbedingungen abhängig. Mit 
Batterien und anderen Technologien kann Überschussenergie gespeichert werden, damit sie in 
Zeiträumen niedriger Produktion verfügbar ist. Diese sind aber immer noch sehr teuer. Langfristiger 
gesehen, sollten technologische Neuerungen dazu führen, die Kosten für die Speicherung 
elektrischer Energie auf ein tragbares Niveau zu senken. 

 

252 Importe - Gas - monatliche Daten (gemessen an oberem Heizwert, Eurostat (Daten 2019). 
253 Jahresbericht 2018 der EURATOM-Versorgungsagentur.  

https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=nrg_124m&lang=de
https://ec.europa.eu/euratom/ar/last.pdf#page=40
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2.7.2. Energieversorgungssicherheit als Herausforderung für die EU 
Obwohl Europa über eigene Energievorkommen verfügt, reichen diese bei weitem nicht für die 
Deckung des Bedarfs aus. 2017 musste die EU mehr als die Hälfte (55 %) ihres Gesamtenergie-
verbrauchs einführen (siehe Abbildung 30).254 Bei Rohöl liegt der Einfuhranteil bei 87 % und bei 
Erdgas bei 70 %. Diese beiden Energieträger machen den größten Anteil am Energiemix aus. Seit 
1990, als nur 40 % der Energie eingeführt wurden, hat die Energieabhängigkeit zugenommen. 
Einerseits nimmt der Gesamtenergieverbrauch der EU (aufgrund effizienterer Energienutzung) ab 
und der Anteil erneuerbarer Energie steigt. Andererseits geben viele EU-Länder die Nutzung von 
Kernenergie und umweltverschmutzender Kohle auf, während erneuerbare Energie, die noch 
immer erst ein Siebtel des Energieverbrauchs der EU deckt, diese Lücke noch nicht füllen kann (siehe 
Abbildung 31). Deshalb steigt der Gasverbrauch, während die Gasproduktion in der EU, etwa in der 
Nordsee, stark abnimmt. Das Ergebnis ist ein starker Anstieg der Gaseinfuhren und insgesamt eine 
weiterhin starke Energieabhängigkeit.  

Abbildung 30 – Energieabhängigkeit der EU 
Durch Einfuhren gedeckter Energieverbrauch in 
der EU in % 

 

Abbildung 31 – Energieverbrauch der EU 
Millionen Tonnen Rohöläquivalent 
 

 

Datenquelle: Eurostat (Energieabhängigkeit, Energiemix). 

Die EU deckt ihren Energiebedarf bei Erdöl nahezu vollständig, bei Gas zum größten Teil und insgesamt zu 
mehr als die Hälfte durch Einfuhren. Der Anteil erneuerbarer Energiequellen am Energiemix steigt, fossile 
Brennstoffe dominieren jedoch noch immer. Die Nutzung von Kohle und Öl nimmt ab, der Gasverbrauch 
steigt jedoch. 

Der Bedarf der EU an Gaseinfuhren gibt Anlass zur Besorgnis. Wie im vorigen Abschnitt erklärt, ist 
die Diversifizierung der Gasversorgung aufgrund nötiger Pipelines oftmals schwierig. Im Falle der 
EU kommen mehr als zwei Drittel der Gaseinfuhren aus nur zwei Ländern: aus Russland (39 %) und 
Norwegen (30 %). Fünf EU-Länder (Finnland, Bulgarien und die baltischen Staaten) decken über 
90 % ihres Gasbedarfs mit Gas aus Russland. 

Die Gasausfuhren Russlands sind aufgrund der problematischen Beziehungen des Landes mit der 
Ukraine, das das Haupttransitland für aus Russland in die EU geliefertes Gas ist, besonders anfällig 
für Störungen. 2008 konnten sich die beiden Staaten nicht auf den Erdgaspreis für die Ukraine eini-
gen, die Probleme mit der Bezahlung ihrer Einfuhren hatte. Daraufhin schloss das Gasexportunter-
nehmen Gazprom im Januar 2009 sämtliche Ventile an seinen Erdgasfernleitungen in die Ukraine, 

 

254 From where do we import energy and how dependent are we?, Eurostat. 

https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-datasets/product?code=t2020_rd320
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-datasets/product?code=t2020_rd320
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-datasets/product?code=t2020_rd320
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-datasets/product?code=t2020_rd320
https://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/energy/bloc-2a.html
https://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/energy/bloc-2a.html
https://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/energy/bloc-2c.html
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sodass viele Abnehmer in der 
Ukraine und auch viele 
Abnehmer in nachgelager-
ten Staaten wie Ungarn und 
Bulgarien mehrere Tage lang 
mitten im Winter nicht mit 
Erdgas versorgt wurden. Die 
akute Krise, obwohl von kur-
zer Dauer, unterstrich die 
Gefahren der Abhängigkeit 
von einem einzigen Lieferan-
ten. Derartige Bedenken ha-
ben sich seit 2014, mit der 
Annexion der Krim durch 
Russland, vermehrt und zu 
einer starken Verschlechte-
rung der Beziehungen des 
Landes sowohl mit der Ukrai-
ne als auch mit der EU ge-
führt. Bislang waren Lieferun-
gen in die EU nicht betroffen. 

Seit den 1990er-Jahren hat 
Russland einige seiner Gas-
ausfuhren von der Route 
über die Ukraine in neue 
Pipelines wie die Jamal- (über 
Belarus und Polen) und die 
Nord-Stream-Pipeline, die 
den Betrieb 2011 aufgenom-
men hat und Deutschland 

über die Ostsee direkt mit Russland verbindet, umgeleitet. Auf einer ähnlichen Route ist die Pipeline 
Nord Stream 2 bereits in einem fortgeschrittenen Baustadium, während die Pipeline TurkStream, die 
Russland mit der Türkei verbindet, nach ihrer Fertigstellung voraussichtlich auch Südosteuropa 
versorgen wird.  

Für die Energieversorgungssicherheit der EU bedeuten die neuen Pipelines, dass der Großteil der 
russischen Gasausfuhren nicht mehr über die Ukraine geleitet wird, weshalb sich Einfuhrländer 
keine Sorgen mehr bezüglich wiederkehrender Konflikte zwischen Kiew und Moskau, die die 
Versorgung gefährden könnten, machen müssen. Die riesigen Investitionen Russlands in Pipeline-
projekte spiegeln das Ausmaß wider, in dem der Gassektor des Landes auf Ausfuhren nach Europa 
angewiesen ist. Ungeachtet eventueller Spannungen ist die Chance, dass Russland Europa durch 
das Zurückhalten von Gas erpressen könnte, sehr gering. Jedoch gibt es mindestens zwei Szenarien, 
die auf eine noch geringere Diversifizierung der Gaseinfuhren der EU hinauslaufen könnten, als dies 
aktuell der Fall ist. Im ersten Szenario könnten zusätzliche Pipelinekapazitäten Gazprom in die Lage 
versetzen, Europas Märkte mit billigem Gas zu überschwemmen und so andere Lieferanten aus dem 
Markt zu drängen. Im zweiten Szenario könnte sich Gazprom dazu entschließen, die Route über die 
Ukraine weniger zu nutzen oder sie sogar aufzugeben, wodurch die meisten Einfuhren in die EU 
über einen einzigen Versorgungsweg abgewickelt würde, nämlich über die Nord-Stream-Pipelines.  

Die neuen Gazprom-Pipelines haben auch eine bedeutende geopolitische Dimension, indem sie 
Russland auf Kosten der EU und ihrer Verbündeten stärken. Für die Ukraine bedeuten sie den 
potenziellen Verlust von Milliarden Dollar an Transitgebühren, was sich äußerst negativ auf die 

Abbildung 32 – Wichtigste Gaslieferländer und 
Versorgungswege der EU 

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments. 
Bestehende wichtige Erdgaspipelines – ENTSOG Transparency 
Platform. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2017/608629/EPRS_ATA(2017)608629_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2017/608629/EPRS_ATA(2017)608629_EN.pdf
https://transparency.entsog.eu/
https://transparency.entsog.eu/
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kränkelnde Wirtschaft des Landes auswirken würde. Auch die transatlantischen Beziehungen haben 
sich infolge der im Dezember 2019 von den USA verhängten Sanktionen gegen Unternehmen, die 
die Pipelines Nord Stream 2 und TurkStream verlegen, verschlechtert. Diese Maßnahmen kamen 
jedoch zu spät, um Auswirkungen auf die bereits fertiggestellte TurkStream-Pipeline zu haben, 
haben jedoch den Bau der Pipeline Nord Stream 2 verzögert. Obwohl die Europäische Kommission 
in Bezug auf Nord Stream 2 eher zurückhaltend war, kritisierte sie die Sanktionen der USA ebenso 
wie die deutsche Regierung, die sie als ungerechtfertigte Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten Europas ansieht.255  

Kritiker aus Übersee argumentieren, dass die Abhängigkeit der EU von russischen Gaseinfuhren sie 
zu einem weniger geeinten und prinzipientreuen Akteur gegenüber ihrem Hauptlieferanten ma-
chen würde, als dies sonst der Fall wäre. Das Energieministerium der USA bezeichnete Flüssig-
erdgasausfuhren in die EU sogar als „Gas der Frei-
heit“, mit dem der Kontinent aus seiner Abhän-
gigkeit von Moskau befreit würde.256 Für diese 
Beobachter sind die Entscheidung der EU von 
2014, die russische Gasbranche von den Wirt-
schaftssanktionen auszunehmen (wohingegen 
die Sanktionen der USA auch für diese Branche 
gelten), und ihre Uneinigkeit in Bezug auf Nord 
Stream 2 Zeichen der Schwäche. 

Nicht alle europäischen Beobachter würden die-
sen Standpunkt teilen: Im Grund genommen ha-
ben die Sanktionen der EU, wenngleich weniger 
weitreichend als jene der USA, eine beträchtliche 
Auswirkung auf die russische Wirtschaft. Dennoch 
unterstreichen die Kontroversen rund um Nord 
Stream 2 das Ausmaß, in dem die EU, eine wirt-
schaftliche Großmacht, die auf zahlreiche Ener-
gielieferanten angewiesen ist, nach wie vor ein 
„Gulliver in chains“ ist, wie dies die Europäische 
Kommission im Jahr 2000 ausgedrückt hat.257 Die Unsicherheit der Energieversorgung wurde durch 
die Globale Strategie258 und den Normandie-Index als eine der bedeutendsten außenwirt-
schaftlichen Anfälligkeiten der EU bezeichnet.259 

2.7.3. Maßnahmen der EU gegen die Unsicherheit der Energieversorgung 
Die EU nimmt weltweit eine Führungsrolle bei der Förderung von erneuerbarer Energie und 
Energieeffizienz ein. Im Jahr 2007 haben sich europäische Staats- und Regierungschefs auf 
anspruchsvolle Ziele in beiden Bereichen geeinigt und die Bemühungen werden wahrscheinlich im 
Gefolge des Grünen Deals der Europäischen Kommission vom Dezember 2019, der das Ziel der EU, 
bis 2050 CO2-neutral zu werden, vorgibt. Bereits 14 % der in der EU verbrauchten Energie stammt 

 

255 European Commission President Criticizes U.S. Nord Stream Sanctions, RFE/RL, Dezember 2019 
256 The LNG moment: How US production could change more than just markets, Atlantic Council, 2019. 
257 Grünbuch – Hin zu einer europäischen Strategie für Energieversorgungssicherheit, Europäische Kommission, 2000. 
258 Globale Strategie der Europäischen Union‚ 2016. 
259 Lazarou, E. und Perchoc, P.: Darstellung von Bedrohungen für Frieden und Demokratie weltweit: Einführung in den 
Normandie-Index, EPRS, Europäisches Parlament, 2019. 

Das Coronavirus und die 
Energieversorgung der EU 
Als Ergebnis der Lockdown-Maßnahmen im 
Zusammenhang mit dem Coronavirus hat der 
Energiebedarf in Europa kurzfristig nachgelassen. 
Die Märkte sind nun mit Öl und Gas überversorgt 
und die Energiepreise sind abgesackt.  

Die langfristigen Auswirkungen sind schwieriger 
vorherzusagen. Einerseits wird ein starker wirt-
schaftlicher Abschwung zur Folge haben, dass der 
Energieverbrauch auf niedrigem Niveau bleibt. 
Andererseits verringern billige und reichlich 
vorhandene Kohlenwasserstoffe den Anreiz für 
Anstrengungen auf Seiten der EU, Energieeffizienz 
und erneuerbare Energie zu fördern, wodurch die 
Abhängigkeit von Einfuhren fossiler Brennstoffe 
aufrechterhalten wird. 

https://www.rferl.org/a/european-commission-president-criticizes-u-s-sanctions-on-nord-stream/30347898.html
https://www.atlanticcouncil.org/commentary/article/the-lng-moment-how-us-production-could-change-more-than-just-markets/
https://www.atlanticcouncil.org/commentary/article/the-lng-moment-how-us-production-could-change-more-than-just-markets/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52000DC0769
https://publications.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/3eaae2cf-9ac5-11e6-868c-01aa75ed71a1/language-de/format-PDF
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2019/637946/EPRS_IDA(2019)637946_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2019/637946/EPRS_IDA(2019)637946_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2019/637946/EPRS_IDA(2019)637946_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2020/649372/EPRS_ATA(2020)649372_EN.pdf
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aus vorwiegend europäischen erneuerbaren Quellen und der Gesamtenergieverbrauch nimmt 
ab.260 Auf längere Sicht sollten diese beiden Trends die EU weniger von Einfuhren abhängig machen. 

Durch die Einschränkungen bezüglich der Speiche-
rung von Energie aus erneuerbaren Quellen wird 
die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen kurz- 
und mittelfristig bestehen bleiben. Die EU hat 
deshalb auch Maßnahmen gesetzt, um die 
Versorgung mit Öl und Gas sicherzustellen, wie dies 
der Vertrag von Lissabon, der der EU eine Rolle bei 
der Förderung der Energieversorgungssicherheit 
zuerkennt, vorsieht. Motiviert von der Gaskrise 
2009 hat die EU neue Rechtsvorschriften erlassen, 
wie die Verordnung zur Gewährleistung der 
sicheren Gasversorgung aus dem Jahr 2017,261 die 
unter anderem Mechanismen zur Verteilung von 
Gas zwischen Mitgliedstaaten im Krisenfall 
schafft.262 Flankiert werden diese rechtlichen Maß-
nahmen durch die Errichtung von physischer Infra-
struktur. Dazu zählen Umkehrfluss- und Verbin-
dungspipelines, die einen flexibleren Gastransport 
zwischen den einzelnen Ländern ermöglichen. Im 
Zeitraum 2014-2020 stellte die EU aus ihrer Fazilität 
„Connecting Europe“ 5,35 Mrd. EUR bereit, um 
Energieinvestitionen – etwa in neue Pipelines und 
Stromkabel, mit denen die EU-Mitgliedstaaten und 
ihre Nachbarstaaten miteinander vernetzt werden, 
sowie in Gasspeicher und LNG-Terminals – zu 
unterstützen.263 

Die EU nimmt bei der Pflege der Beziehungen zu 
Energielieferanten außerhalb der EU eine Führungsrolle ein. Obwohl ein Vorschlag des damaligen 
polnischen Premierministers Donald Tusk aus dem Jahr 2014 für einen gemeinsamen Gaseinkauf 
der EU nicht umgesetzt wurde, hat die EU stets aktiv die Durchsetzung der Einhaltung der 
Binnenmarktregeln betrieben. Eine von der Europäischen Kommission im Jahr 2012 in Auftrag 
gegebene Untersuchung ergab, dass Gazprom seine beherrschende Stellung auf den Gasmärkten 
der EU missbraucht hatte, sodass fünf Länder ungerechtfertigt hohe Preise zahlten.264 2018 
versprach Gazprom unter Androhung einer hohen Strafzahlung wegen der Verletzung des EU-
Wettbewerbsrechts sein Verhalten zu ändern. Die EU besteht außerdem darauf, dass nach der 
Betriebsaufnahme der Pipeline Nord Stream 2, EU-Vorschriften eingehalten werden müssen, die es 
Gazprom verbieten, die Pipeline zu besitzen und gleichzeitig Gas durch sie zu transportieren. 

2.7.4. Aussichten für die Energieversorgungssicherheit Europas 
Die Europäische Kommission wies in ihrer Strategie für eine sichere europäische Energieversorgung 
aus dem Jahr 2014 darauf hin, dass es seit den 1970er Jahren keine längeren 

 

260 Where does our energy come from?, Eurostat. 
261 Securing Europe's gas supply: new Regulation comes into force, Europäische Kommission, 2017. 
262 Sicherstellung der Gasversorgung in der EU, Europäisches Parlament, 2017. 
263 CEF Energy, Europäische Kommission. 
264 Kartellrecht: Kommission sendet Mitteilung der Beschwerdepunkte an Gazprom wegen mutmaßlichen Missbrauchs 
einer marktbeherrschenden Stellung in mittel- und osteuropäischen Gasmärkten, Europäische Kommission, 2015. 

Energieversorgungssicherheit in der 
Nachbarschaft der EU 
Wie die EU selbst sind die meisten ihrer europäischen 
Nachbarn auf die Einfuhr fossiler Brennstoffe, darunter 
auch Erdgas aus Russland, angewiesen. Drei osteuro-
päische Länder und sechs Westbalkanländer sind der 
Energiegemeinschaft der EU beigetreten, die diese 
Länder bei der Erhöhung ihrer Energieversorgungs-
sicherheit unterstützt, indem sie sie zur Übernahme 
der EU-Vorschriften im Energiebereich und zur Teil-
nahme an den EU-Energiemärkten ermutigt. Auch 
Energieinfrastruktur wie neue Strom-Verbindungs-
leitungen und Gaspipelines werden mit EU-Mitteln 
finanziert. 

Die EU führt Energiedialoge mit Ländern wie Algerien, 
das ein wichtiger Gaslieferanten ist. Darlehen und 
Zuschüsse der EU wurden für den Bau der TANAP-
Pipeline, die einen Teil des südlichen Gaskorridors 
bildet und ab dem Jahr 2020 Gas aus Aserbaidschan 
nach Südosteuropa leiten soll, gewährt. Energie-
klauseln sind in politischen und wirtschaftlichen Ab-
kommen der EU, wie dem Assoziierungsabkommen 
mit der Ukraine, das eine Verpflichtung zur Aufrecht-
erhaltung einer kontinuierlichen Versorgung umfasst, 
enthalten. 

https://ec.europa.eu/info/news/securing-europes-gas-supply-new-regulation-comes-force-2017-oct-27_en
https://ec.europa.eu/info/news/securing-europes-gas-supply-new-regulation-comes-force-2017-oct-27_en
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20170908IPR83456/sharing-gas-to-ensure-gas-for-all
https://ec.europa.eu/inea/connecting-europe-facility/cef-energy
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_15_4828
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_15_4828
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_15_4828
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Versorgungsunterbrechungen gegeben habe und die Maßnahmen zur Sicherung der 
Energieversorgung mithin erfolgreich waren.265 Nichtsdestoweniger gibt es weiterhin Bedenken 
bezüglich der Energieversorgungssicherheit, da es sowohl positive als auch negative Trends gibt. 
Langfristig bietet erneuerbare Energie der EU die Möglichkeit, ihre eigenen sauberen Energie-
quellen zu entwickeln. Bis dies jedoch geschieht, wird sie weiterhin den Großteil ihres Energie-
bedarfs durch Einfuhren decken. 

Die EU setzt ihre Bemühungen zur Diversifizierung ihrer Energieeinfuhren fort. Jedoch bleibt 
Russland wahrscheinlich der wichtigste Energielieferant der EU, insbesondere was Gas betrifft. Da 
LNG zu teuer ist, Algerien und Aserbaidschan nicht in der Lage sind, mehr als einen kleinen Teil des 
Bedarfs der EU zu decken, der Iran weiterhin tabu ist und die Realisierung einer transkaspischen 
Pipeline, die eine Verbindung zu den riesigen Vorkommen Turkmenistans herstellen würde, 
aufgrund rechtlicher und finanzieller Hürden noch in weiter Ferne liegt, sind viele europäische 
Länder nach wie vor stark von russischem Gas abhängig. Jedoch sind vielen von ihnen nun besser 
als im Jahr 2009 auf die Bewältigung möglicher Versorgungsunterbrechungen vorbereitet. 
Beispielsweise hat Litauen einen LNG-Terminal errichtet und Lettland seine Gasversorgungs-
kapazitäten ausgebaut. Die Integration der Gasmärkte der EU hat sich verstärkt: Laut einem Bericht 
werden bereits 75 % des Gases in der EU auf einem kompetitiven und gut funktionierenden Markt 
verbraucht, in dem Gas flexibel in Länder und Regionen mit dem größten Bedarf geleitet werden 
kann.266 

Die Vormachtstellung Russlands im Energiesektor gibt dem Land die Möglichkeit, politischen Druck 
auf EU-Länder auszuüben. Aufgrund der unterschiedlichen Interessen der Mitgliedstaaten im 
Energiebereich ist eine einheitliche Position der EU schwierig zustande zu bringen. Jedoch zeigen 
die Transaktionen der EU mit mächtigen Unternehmen wie Gazprom, dass im Energiebereich wie in 
anderen Teilbereichen der Außenpolitik die EU dann stärker ist, wenn sie mit einer Stimme spricht. 

2.8. Abmilderung der Folgen des Klimawandels auf die Sicherheit 

 
Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

In der Globalen Strategie der EU wird festgestellt, dass „Klimawandel und Schädigung der Umwelt 
[...] potenzielle Konflikte angesichts ihrer Auswirkungen auf die Wüstenbildung, die Verschlech-
terung der Böden sowie die Wasser- und Nahrungsmittelknappheit [verschärfen].“ Laut der 
Strategie trägt der Klimawandel zu einer „Vervielfältigung der Bedrohung durch Verstärkung von 
Wasser- und Nahrungsmittelknappheit, Pandemien und Vertreibung“ bei. Durch empirische Daten 
und die Wissenschaftsgemeinde wird die Welt immer wieder auf die katastrophalen Auswirkungen 
des Klimawandels hingewiesen, wodurch die in der globalen Strategie getroffenen Feststellungen 
bestätigt werden.  

2018 hat der Weltklimarat, das Organ der Vereinten Nationen zur Bewertung der Forschung zum 
Thema Klimawandel, einen alarmierenden Sonderbericht zu den Auswirkungen einer globalen 
Erwärmung um 1,5 °C herausgegeben. In dem Bericht, der auch Widerhall bei Organisationen wie 

 

265 Strategie für eine sichere europäische Energieversorgung, Mitteilung der Europäischen Kommission COM/2014/0330 
final. 
266 Zeniewski, P.: A long-term view of natural gas security in the European Union, IEA, 2019. 

http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
http://www3.weforum.org/docs/WEF_Global_Risk_Report_2020.pdf
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/58210/eus-call-raise-global-ambition-climate-change_de
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/58210/eus-call-raise-global-ambition-climate-change_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52014DC0330
https://www.iea.org/commentaries/a-long-term-view-of-natural-gas-security-in-the-european-union
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dem Weltwirtschaftsforum fand, wird die Schlussfolgerung gezogen, dass eine globale Erwärmung 
um mehr als 1,5 °C bedeutende und asymmetrische Auswirkungen auf naturbelassene und 
anthropogene Systeme haben würde. Beispielsweise würden bei einer globalen Erwärmung um 
2 °C mehr Menschen in Afrika und Asien von Armut oder Armutsgefährdung betroffen sein. Neben 
vielen anderen Risiken hob der Bericht auch jene in Bezug auf die Energie-, Lebensmittel- und 
Wasserversorgungssektoren hervor, die neue Gefahren, Belastungen und Verwundbarkeiten 
schaffen und bestehende verschlimmern könnten, von denen eine wachsende Anzahl an Menschen 
und Regionen betroffen sein könnten. Kleine Inselstaaten und wirtschaftlich benachteiligte 
Personengruppen sind laut dem Bericht besonders gefährdet. Auch werden darin zahlreiche 
kausale Zusammenhänge zwischen der Verschlechterung der ökologischen Situation zu Land, zu 
Wasser oder in der Luft und den Auswirkungen auf das wirtschaftliche und soziale Leben, wie eine 
weitere Zunahme der Ernährungsunsicherheit in Küstenregionen aufgrund der Meereserwärmung 
und der Versauerung, aufgezeigt. Letzteres ist eines von zahllosen Beispielen dafür, wie Klima und 
menschliches Wohlergehen grundlegend miteinander verknüpft sind.  

Die Konsequenzen für den Frieden und die Sicherheit sind nicht zu leugnen, wenn nicht sogar 
offensichtlich. Der vom „International Military Council on Climate and Security“ erstellte 2020 World 
Climate and Security Report bezeichnet mindestens fünf bedeutende Risiken, die Fachleute aus 
dem Sicherheitsbereich unter den aktuellen Umständen vorhersagen: 

1 durch den Klimawandel verschärfte Unsicherheit der Wasserversorgung,  
2 erhöhte Wahrscheinlichkeit von Konflikten in fragilen, vom Klimawandel 

betroffenen Regionen, 
3 Auswirkungen des Klimawandels auf militärische Infrastruktur und militärische 

Operationen, 
4 potenzielle negative Sekundärfolgen von Klimaschutzstrategien wie 

Geoengineering auf die Sicherheit weltweit, wenn diese nicht sorgfältig umgesetzt 
werden, 

5 das Risiko der Zunahme von Autoritarismus, Protektionismus und Nationalismus im 
Umgang mit den durch den Klimawandel verursachten Sicherheitsrisiken.  

Der Bericht enthält auch die Feststellung, dass das Ausmaß aller aktuell bewerteten Sicherheits-
risiken im Zusammenhang mit dem Klimawandel bis zum Jahr 2040 wahrscheinlich zunehmen wird. 
Kurz gesagt ist der Klimawandel als globales Sicherheitsrisiko also gekommen, um zu bleiben.267 

Bei den mit dem Wandel der Wetter- und Klimaverhältnisse einhergehenden Sicherheitsrisiken 
handelt es sich um bestehende Risiken, die durch die Auswirkungen von Phänomenen wie 
Dürreperioden, Überschwemmungen, Entwaldung, Wüstenbildung und Schädigungen der Umwelt 
verschärft werden. Seit 2008 wurden durch Ereignisse, die als natürliche Risiken bezeichnet werden 
und von denen viele mit dem Klimawandel in Zusammenhang stehen, 265 Millionen Menschen 
vertrieben – dreimal mehr Menschen, als durch Konflikte und Gewalt vertrieben wurden (siehe 
Abbildung 33). 

 

267 2020 World Climate and Security Report, siehe auch https://www.clingendael.org/publication/military-responses-
climate-change. 

https://www.weforum.org/agenda/2019/03/climate-change-is-a-security-threat-let-us-act-now/
https://www.weforum.org/agenda/2019/03/climate-change-is-a-security-threat-let-us-act-now/
https://www.clingendael.org/publication/military-responses-climate-change
https://www.clingendael.org/publication/military-responses-climate-change
https://www.clingendael.org/publication/military-responses-climate-change
https://www.internal-displacement.org/publications/disaster-displacement-a-global-review
https://www.internal-displacement.org/publications/disaster-displacement-a-global-review
https://www.clingendael.org/publication/military-responses-climate-change
https://www.clingendael.org/publication/military-responses-climate-change
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Der Klimawandel kann zu einer Zunahme extremer Wetterereignisse führen, durch deren 
Auswirkungen wie Lebens-
mittel- und Wasserknappheit, 
dem Kampf um weniger wer-
dende natürliche Ressourcen, 
katastrophenbedingte Ver-
treibungen und Störungen 
von Produktions- und Liefer-
ketten instabile Situationen 
weiter verschärft werden kön-
nen. Fragilität, die Dynamik 
von Konflikten und wirtschaft-
liche Verwundbarkeit werden 
dadurch außerordentlich ver-
schärft und gefährden damit 
den Frieden und die Sicher-
heit auf der ganzen Welt. Oft 
sind dadurch die am meisten 
gefährdeten Gruppen am 
stärksten betroffen, woraus 
sich eine bedeutende huma-
nitäre Herausforderung er-
gibt. Bedrohungen für die 

Energie- und Wirtschaftsinfrastruktur stehen auch zunehmend im Zusammenhang mit extremen 
Wetterphänomenen. 

Auch die Vorhersagen für Europa sind alarmierend. In einem Bericht der Umwelt-Denkfabrik E3G 
wird vorhergesagt, dass sich die jährlichen Schäden durch Überschwemmungen in Küstengebieten 
auf bis zu 1 Billion EUR pro Jahr belaufen könnten und davon über 3,5 Millionen Menschen betroffen 
sein könnten, dass von Dürreperioden betroffene Kulturflächen um das Siebenfache zunehmen 
könnten, der landwirtschaftliche Ertrag um 20 % zurückgehen könnte, von Waldbränden vernich-
tete Flächen sich verdoppeln könnten und fast einer von zwei Menschen in Europa von 
Wasserknappheit betroffen sein könnte.268  

2.8.1. Maßnahmen der EU gegen klimabezogene Sicherheitsrisiken 
In den vergangenen Jahren wurden EU-Maßnahmen zum Klimaschutz in noch nie dagewesener 
Weise zur Priorität erklärt, wenngleich bestätigt wird, dass noch weitreichender Maßnahmen 
erforderlich sind. Der vielleicht umfassendste Ausdruck dieser Priorität ist der Europäische Grüne 
Deal (EGD), der von der Kommission von der Leyen im Dezember 2019 präsentiert wurde und darauf 
abzielt, Europa bis 2050 zum ersten klimaneutralen Kontinent zu machen. 

Über sein weitreichendes Programm bezüglich EU-interner Maßnahmen hinaus zielt er darauf ab, 
die EU zu einem globalen Vorreiter im Kampf gegen den Klimawandel zu machen, indem  

 mit dem grünen Deal mit gutem Beispiel vorangegangen wird, 
 Standards für nachhaltiges Wachstum bei den weltweiten Wertschöpfungsketten 

festgelegt werden und 
 die Mittel der Diplomatie, der Handelspolitik und der Entwicklungszusammenarbeit 

genutzt werden, um den Klimaschutz zu fördern.  

 

268 Managing climate risk for a safer future. A new resilience agenda for the European Union, E3G, 2019. 

Abbildung 33 – Binnenvertreibungen aufgrund von 
Naturkatastrophen, 2019 

 

Datenquelle: Global Report on Internal Displacement. 

http://www.oecd.org/environment/cc/policy-perspectives-climate-resilient-infrastructure.pdf
http://www.oecd.org/environment/cc/policy-perspectives-climate-resilient-infrastructure.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/european-green-deal-communication_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/european-green-deal-communication_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/european-green-deal-communication_de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_19_6721
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_19_6721
https://e3g.org/wp-content/uploads/E3G_EU_risk_resilience_for_new_Commission_1_April.pdf
https://e3g.org/wp-content/uploads/E3G_EU_risk_resilience_for_new_Commission_1_April.pdf
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In der Mitteilung zum EGD wird die Verknüpfung zwischen globalen ökologischen Heraus-
forderungen und Sicherheitsfragen sowie die Tatsache anerkannt, dass der Klimawandel einen 
erheblichen Bedrohungsmultiplikator und eine Quelle für Instabilität darstellt. Es wird bestätigt, 
dass der „ökologische Wandel [...] die Geopolitik, d. h. globale wirtschaftliche, handelspolitische und 
sicherheitspolitische Interessen, neu gestalten [wird], was für eine Reihe von Staaten und 
Gesellschaften mit Herausforderungen verbunden sein wird.“ Deshalb verpflichtet sich die EU dazu, 
„mit allen Partnern zusammen[zu]arbeiten, um die Resilienz in den Bereichen Klima und Umwelt zu 
steigern, damit diese Herausforderungen keine Konflikte, Ernährungsunsicherheit, die Vertreibung 
der Bevölkerung und Zwangsmigration verursachen, und sie wird sich weltweit für einen gerechten 
Übergang einsetzen.“ Durch den EGD wird die Verpflichtung, die Auswirkungen der Klimapolitik zu 
einem integralen Bestandteil der Überlegungen und Maßnahmen der EU im Bereich ihres auswär-
tigen Handelns zu machen, auch im Kontext der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik, verstärkt. 

In den Außenbeziehungen wird die Klimasicherheit durch eine Kombination aus verschiedenen 
Instrumenten und Maßnahmen, die durch den Europäischen Auswärtigen Dienst und die Kom-
mission, insbesondere die Generaldirektionen Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung 
(DEVCO), Europäischer Katastrophenschutz und humanitäre Hilfe (ECHO) und Klimapolitik (CLIMA), 
ausgeführt werden. Die Generaldirektionen nutzen verschiedene Arten von Risikobewertungs-
verfahren (die auch Konflikte und Fragilität berücksichtigen) in Bezug auf die Auswirkungen des 
Klimawandels und berücksichtigen die Ergebnisse bei ihren Planungen hinsichtlich humanitärer 
Hilfe, Entwicklungsmaßnahmen, Missionen und Abkommen. Einige Beispiele für Unterstüt-
zungsmaßnahmen der EU für Drittländer, die von den Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Sicherheit betroffen sind, werden in der Folge erläutert. 

2.8.2. Unterstützung bei Konflikten 
und Krisen 

Bereits 2013 identifizierte das EU-
Gesamtkonzept für externe Konflikte und 
Krisen den Klimawandel als einen bedeuten-
den Faktor, der in allen Phasen des Konflikt-
zyklus und als globales Problem, bei dem „die 
externen Aspekte interner EU-Politikbereiche 
immer mehr an außen- und sicherheitspoli-
tischer Bedeutung gewinnen“, berücksichtigt 
werden muss. Seither wird danach getrachtet, 
den Aspekt der Klimasicherheit in Bereiche 
wie Frühwarnung und Vorsorge, Konflikt-
verhütung, Krisenreaktion und -bewältigung, 
rascher Wiederaufbau, Stabilisierung und 
Friedenskonsolidierung zu integrieren.  

Im Anschluss an den Bericht des Welt-
klimarates aus dem Jahr 2019 bestätigte der 
Rat (Auswärtige Angelegenheiten) nochmals 
die Bedrohungen, die der Klimawandel für 
Frieden und Sicherheit darstellt und erkannte 
den Klimawandel als existenzielle Bedrohung 
an. Der Rat betont, dass die Instrumente zur 
Konfliktverhütung wie das Konfliktfrühwarn-
system der EU die mit den nachteiligen 
Auswirkungen des Klimawandels und mit 

Angesichts der COVID-19-Krise wurde der Verknüpfung des 
Klimawandels mit Pandemien erneut Aufmerksamkeit zuteil, 
da der Zusammenhang zwischen den Klimaverhältnissen 
und Infektionskrankheiten als erwiesen gilt. Bereits in den 
1990er-Jahren berichtete die WHO umfangreich über die 
vielfältigen Auswirkungen des Klimawandels auf die 
menschliche Gesundheit. Dabei kann es sich um direkte Aus-
wirkungen wie die weltweite Ausbreitung der Brutgebiete 
von Überträgern (z. B. Insekten) und die Verkürzung der 
Reifungszeit von Erregern oder um indirekte Auswirkungen 
wie eine Verschlechterung sozioökonomischer Bedin-
gungen, Lebensmittel- und Wasserknappheit und Wasser-
verschmutzung handeln. Untersuchungen zeigen, dass 
höhere Temperaturen bessere Bedingungen für Erreger 
bieten, die der menschliche Körper schwerer bekämpfen 
kann. Wissenschaftler prüfen ebenfalls, ob das beschleunig-
te Abschmelzen von Eisschichten (z. B. in der Arktis) virale 
Erreger freisetzen könnte, die sich auf die menschliche 
Gesundheit auswirken. 

Die aktuelle Pandemie verschärft die Ernährungs-
unsicherheit, eine bedeutende Bedrohung, die unter ande-
rem durch den Klimawandel hervorgerufen wird. Das 
Welternährungsprogramm schätzt, dass sich durch COVID-
19 bis zum Jahresende 2020 die Zahl der von akuter Ernäh-
rungsunsicherheit betroffenen Menschen in Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen verdoppeln könnte.  

http://www.eeas.europa.eu/archives/docs/csdp/structures-instruments-agencies/eu-military-staff/save_the_date/docs/joint_communication_on_comprehensive_approach.pdf
http://www.eeas.europa.eu/archives/docs/csdp/structures-instruments-agencies/eu-military-staff/save_the_date/docs/joint_communication_on_comprehensive_approach.pdf
http://www.eeas.europa.eu/archives/docs/csdp/structures-instruments-agencies/eu-military-staff/save_the_date/docs/joint_communication_on_comprehensive_approach.pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6153-2019-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6153-2019-INIT/de/pdf
https://www.who.int/globalchange/climate/summary/en/index4.html
https://mbio.asm.org/content/10/4/e01397-19
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/15324997
https://www.wfp.org/news/covid-19-will-double-number-people-facing-food-crises-unless-swift-action-taken
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ökologischen Risikofaktoren verknüpften Sicherheitsherausforderungen berücksichtigen sollten 
und die Verknüpfung von früher Warnung und frühem Handeln in allen Politikbereichen gestärkt 
werden sollte. Im September 2019 erörterten die Verteidigungsminister der EU-Mitgliedstaaten die 
Möglichkeiten für eine weitere Integration der Bedrohungen durch den Klimawandel in die sich 
weiterentwickelnde GSVP der EU mit Fokus auf zwei Schwerpunktbereiche: Sicherstellung, dass das 
Militär seinen Beitrag zur Bewältigung von Problemen, die mit dem Klimawandel zusammen-
hängen, leistet und Einbeziehung der Auswirkungen des Klimawandels auf Konflikte oder Krisen-
gebiete in die Planung militärischer Operationen und in Voraussicht. Ein weiteres Vorsorge-
instrument, der Copernicus-Dienst zur Überwachung des Klimawandels, der Teil des Europäischen 
Erdbeobachtungsprogramms ist, stellt globale Daten zum Klimawandel bereit, die zur Vermeidung 
und Abmilderung seiner Auswirkungen, etwa in Bezug auf die Nahrungsmittelerzeugung (Ernte-
erträge) und die Wüstenbildung, die wesentliche Triebkräfte für umfangreiche Migrations-
bewegungen im Zusammenhang mit dem Klimawandel darstellen, verwendet werden können.  

Konfliktverhütung ist eines der Hauptziele der Außenpolitik 
der EU. Das Konfliktfrühwarnsystem (EWS) stellt in diesem 
Zusammenhang ein wichtiges Instrument dar. Es nutzt eine 
breite Palette an Informationen aus zahlreichen Quellen für 
die Risikobewertung und ermöglicht die Ermittlung lang-
fristiger Risiken in Bezug auf gewaltsame Konflikte in einem 
bestimmten Land oder einer bestimmten Region. Das 
System soll die EU im Hinblick auf frühzeitige Präventiv- 
und kohärente Reaktionsmaßnahmen unterstützen. Der 
vom EWS erstellte Konfliktindex umfasst Indikatoren wie 
Wasserstress und Ernährungsunsicherheit, die für die 
Klimasicherheit relevant sind, und integriert somit Klima-
sicherheitsaspekte in die Politikplanung. Experten heben 
hervor, dass die Herausforderung im Zusammenhang mit 
dem EWS darin besteht, dessen Fähigkeit, sich ent-
wickelnde Klimasicherheitsrisiken zu erkennen, sicher-
zustellen und dafür zu sorgen, dass jene, die sich mit 
Klimasicherheit beschäftigen, diese auch nutzen.269 

Einige der am stärksten durch den Klimawandel gefähr-
deten Länder befinden sich in von Konflikten und Fragilität 
gekennzeichneten Regionen (siehe Abbildung 34). Daraus 
folgt, dass GSVP-Missionen und -Operationen oftmals in 
Ländern stattfinden, die negativ vom Klimawandel betrof-
fen sind. Derzeit gibt es GSVO-Missionen in Mali, Niger, 
Somalia, im Irak und in der Zentralafrikanischen Republik, 
die zu den 15 am stärksten durch den Klimawandel 
gefährdeten Ländern zählen (siehe Abbildung 34). Daraus 
ergibt sich, dass die Instabilität und die Krisen, die die 
Gründe für diese Missionen darstellen, direkt oder indirekt 
das Ergebnis von Faktoren sind, die durch den Klimawandel 

„multipliziert“ werden. Die Operation Atalanta schützt beispielsweise Transporte von Nahrungs-
mittelhilfen des Welternährungsprogramms für die somalische Bevölkerung. Die Lebensmittel- und 
Ernährungskrise in Somalia ist selbst ein Ergebnis von Überschwemmungen und Dürreperioden in 
Kombination mit anderen Faktoren. Ein wichtiger Partner der EU im Sicherheitsbereich, die NATO, 

 

269 Pérez de las Heras, B.: Climate security in the European Union's foreign policy: addressing the responsibility to prepare 
for conflict prevention, Journal of Contemporary European Studies, 2020.  

Abbildung 34 – Die 15 durch 
den Klimawandel am stärksten 
gefährdeten Länder  
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Datenquelle: Normandie-Index 2020. 
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hat ebenfalls die Auswirkungen des Klimawandels auf die Sicherheit von Mitgliedstaaten bestätigt. 
Das strategische Konzept der NATO berücksichtigt neben der Gesundheit, der Wasserknappheit und 
dem Energiebedarf auch den Klimawandel als einen der wesentlichen Umweltfaktoren, der 
Auswirkungen auf das Sicherheitsumfeld, auf die Verteidigungsstrategie und auf militärische 
Operationen haben wird.  

2.8.3. Entwicklung  
Die EU stellt mit Unterstützung der Europäischen Investitionsbank weltweit die meisten öffentlichen 
Mittel für den Klimaschutz in Entwicklungsländern bereit. Weltweit gesehen, kommen über 40 % 
der öffentlichen Mittel für den Klimaschutz aus der EU. Um diese Mittel wirkungsvoll einzusetzen, 
kooperieren die EU und ihre Mitgliedstaaten auf bilateraler und multilateraler Ebene bei Anpas-
sungs- und Katastrophenvorsorgemaßnahmen mit anderen Akteuren, wie den am stärksten 
gefährdeten kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern (SIDS) und den am wenigsten 
entwickelten Ländern. 

Die Generaldirektion Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung (GD DEVCO) arbeitet mit den 
am wenigsten entwickelten (und am wenigsten resilienten) Ländern im Rahmen der Globalen 
Allianz gegen den Klimawandel (GCCA+) zusammen und unterstützt verschiedene Aktivitäten im 
Zusammenhang mit Anpassung, Minderung, Reduzierung des Katastrophenrisikos und 
Wüstenbildung. Sie hat auch zum Projekt New Climate for Peace beigetragen, das von den G7 in 
Auftrag gegeben wurde, um kombinierte Klima-Fragilitäts-Risiken, die eine ernste Bedrohung für 
die Stabilität von Ländern und Gesellschaften darstellen, zu ermitteln. Mithilfe des Stabilitäts- und 
Friedensinstruments begründete die EU gemeinsam mit dem Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) eine vierjährige Initiative zur Klimasicherheit in fragilen Staaten (2017-2021), die 
darauf abzielt, die Resilienz von Gemeinschaften gegenüber Klima-Fragilitäts-Risiken durch eine 
Stärkung von Inklusion und Beziehungen, lokale Planungsprozesse und nachhaltige Lebens-
grundlagen zu verbessern. Zu den Projekten gehören Maßnahmen wie die Unterstützung einer 
gemeinsamen Betreuung von Vieh-Wanderungsrouten (Sudan) und der Schutz von Grund und 
Boden vor der Schädigung durch einen Fluss (Nepal). Im vorgeschlagenen mehrjährigen Finanz-
rahmen (MFR) für den Zeitraum 2021-2027 sind 25 % des neuen Instruments für Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit (NDICI) für die Förderung von 
Klimazielen in Drittländern vorgesehen.270  

2.8.4. Multilateralismus und Klimadiplomatie 
Die EU ist entschlossen, die Auswirkungen des Klimawandels auf Frieden und Sicherheit mithilfe 
multilateraler Zusammenarbeit anzugehen. Das Pariser Übereinkommen von 2015 innerhalb des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) bildet den 
grundlegenden multilateralen Rahmen für die weltweiten Maßnahmen zum Umgang mit dem 
Klimawandel. Die EU hat bei der Aushandlung des Übereinkommens eine entscheidende Rolle 
gespielt, ebenso wie bei der COP 24, die 2018 in Kattowitz stattfand und in der an einer Einigung 
über die Regeln zur Umsetzung des Übereinkommens durch 184 Staaten gearbeitet wurde. Trotz 

 

270 EU-Haushalt für die Zukunft, Europäische Kommission, 2019.  

In seinen Empfehlungen zur Architektur des Instruments für die Entwicklungszusammenarbeit und des 
Europäischen Entwicklungsfonds für den Zeitraum nach 2020 hat das Europäische Parlament bereits die 
Notwendigkeit hervorgehoben, dass „Umweltschutz und die Chancen der Umweltpolitik als Quer-
schnittsthemen und bereichsübergreifend in alle Bereiche der Entwicklungspolitik aufgenommen 
werden müssen“ (2017/2258(INI)). 
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des Austritts der USA aus dem Übereinkommen und der sich daraus ergebenden Fragen zu den 
Grenzen globaler Zusammenarbeit hat der Multilateralismus bei der Klimadiplomatie der EU 
weiterhin Priorität. Im Europäischen Grünen Deal wird betont, dass der Klimawandel und die 
Schädigung der Umwelt eine globale Antwort erfordern, und er enthält die Verpflichtung, eine 
stärkere EU-„Diplomatie des Grünen Deals“ zu entwickeln, deren Schwerpunkt darauf liegt, ein 
globales Vorgehen zu fördern und Kapazitäten zur Unterstützung von Drittländern aufzubauen. Die 
EU möchte ein Zeichen setzen und alle verfügbaren Instrumente, darunter den Handel, die 
Entwicklungshilfe und die humanitäre Hilfe, für die bi- und multilaterale Zusammenarbeit mit 
Partnern nutzen, um die Auswirkungen des Klimawandels – auch auf die Sicherheit – abzuwenden 
und zu verringern. Die Vereinten Nationen (und das UNFCC der VN), die G7, die G20, die WTO und 
die WHO sind die wesentlichen multilateralen Foren, in denen diese Agenda vorwärtsgebracht 
werden kann. Zusätzlich hat die EU bilaterale Vereinbarungen über den Dialog und die Zusammen-
arbeit mit Drittländern (OECD-Länder, UNFCCC-Vertragsländer und Schwellenländer) getroffen.271 
Außerdem arbeitet sie mit einer Reihe regionaler Organisationen in Afrika, Asien, Lateinamerika, der 
Karibik und der arabischen Halbinsel zusammen.  

Im Rahmen der Klimadiplomatie der EU organisierte die frühere HR/VP Federica Mogherini 2018 
eine hochrangige Veranstaltung zum Thema Klima, Frieden und Sicherheit, um Bewusstsein in 
Bezug auf die Verbindungen zwischen Klimawandel und Sicherheit zu schaffen. Nach den 
Schlussfolgerungen des Rates zum Thema Klimadiplomatie aus dem Jahr 2020 arbeiten die EU-Mit-
gliedstaaten gemeinsam an einem strategischen Ansatz zur Klimadiplomatie, dessen Fertigstellung 
für 2020 erwartet wird und der Handlungsoptionen aufzeigen soll. Sowohl der Rat als auch Experten 
erwarten, dass die Strategie die Aufnahme von Klimasicherheits- und Umweltfaktoren in die 
Zusammenarbeit der EU mit Partnerländern sowie die Schwerpunktsetzung auf Vorsorge-
maßnahmen wie Frühwarnsysteme fördern wird. Der Rat hat auch die VN dazu ermutigt, kurz- und 
mittelfristige Klima- und Umweltrisikofaktoren in die Bewertung und den Umgang mit Bedro-
hungen für den Frieden und die Sicherheit auf allen Ebenen aufzunehmen. Im Zusammenhang mit 
dem klimabedingten Wandel wird die EU den Schwerpunkt vermehrt auch auf die Unterstützung 
derartiger Bemühungen in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft legen (im Süden sowie in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft und des Westbalkans). 

2.9. Umgang mit Wirtschaftskrisen 

 
Quelle: Weltwirtschaftsforum, Global Risk Report 2020. 

Seit der Finanzkrise in den Jahren 2007 und 2008 haben die beträchtlichen Turbulenzen auf den 
Finanzmärkten der Welt und die COVID-19-Pandemie zu umfangreichen Interventionen der 
öffentlichen Hand in Europa und weltweit geführt, um die Stabilität des Finanzsystems zu gewähr-
leisten und die Wirtschaft zu stützen. Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat auch die Bedeutung 
internationaler Institutionen und multilateraler Strukturen, wie des Internationalen Währungsfonds 
(IWF), der Weltbank, der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) und der G20, in denen die 
EU und ihrer Mitgliedstaaten eine aktive Rolle einnehmen, verdeutlicht, da diese Einrichtungen die 

 

271 Pläne zur Abhaltung von EU-Gipfeln mit China, Japan, der Afrikanischen Union und Indien sowie andere große 
internationale Veranstaltungen wie die Meereskonferenz der Vereinten Nationen und die Konferenz der Vertragsparteien 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die biologische Vielfalt wurden für das Jahr 2020 erwartet. 
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makroökonomische Entwicklung und die Resilienz betroffener Länder unterstützen. Auch wenn 
wesentliche globale Indikatoren wie ein abnehmendes Handelsvolumen und ein schrumpfendes 
globales BIP bereits 2019 anzeigten, dass sich die Wirtschaftsentwicklung abbremst,272 hat die 
COVID-19-Pandemie für zusätzlichen Druck gesorgt. Experten sagen voraus, dass die Auswirkungen 
der aktuellen Krise wesentlich umfassender sein werden, als jene der globalen Wirtschaftskrise.273 
Laut Jerome Powell, dem Präsidenten der Federal Reserve (FED) der USA „sind das Ausmaß und die 
Geschwindigkeit des Abschwungs ohne Beispiel in der neueren Geschichte und wesentlich 
gravierender als jede andere Rezession seit dem Zweiten Weltkrieg“.274 Während der wirtschaftliche 
Schock durch das Coronavirus offensichtlich der größte ist, der jemals dokumentiert wurde, war die 
Reaktion der Politik ebenfalls schneller und umfangreicher als jede andere Antwort auf einen 
Abschwung nach dem Zweiten Weltkrieg, durch die nicht nur die Wirtschaft, sondern auch die 
gesellschaftliche Stabilität und der Frieden unterstützt wurden.  

Die Verbindung zwischen Finanzkrisen und einer Verschlechterung in den Bereichen Demokratie, 
Frieden und Sicherheit wurde bereits durch mehrere Studien hervorgehoben. Matthias Goldmann 
weist darauf hin, dass immer mehr Daten aus den vergangenen Jahren zur Verfügung stehen, die 
eine Verbindung zwischen Schuldenkrisen und dem Ausbruch von Bürgerkriegen enthüllen. Aus 
diesem Grund scheine Überschuldung eine potenzielle Bedrohung für den Frieden darzustellen, 
sofern die negative Definition von Frieden im Sinne einer Abwesenheit von Krieg angewandt 
wird.275 Thomas Piketty und Branko Milanović haben die Verbindung zwischen Finanzkrisen, 
Ungleichheit und einem sozialen Zusammenbruch hervorgehoben.276 Milanović argumentiert, dass 
durch die COVID-19-Pandemie „die Welt mit der Aussicht auf einen Paradigmenwechsel konfron-
tiert ist: der Rückkehr zu einer natürlichen Wirtschaft, d. h. zu einer Selbstversorgungswirtschaft, die 
das genaue Gegenteil zur Globalisierung darstellt“.277 Zusätzlich zur wirtschaftlichen Rezession und 
dem abnehmenden Handelsvolumen leiden die Volkswirtschaften weltweit beträchtlich unter einer 
chronischen Deflation. Historisch gesehen besteht eine Korrelation zwischen Inflations-Deflations-
Zyklen und den Schuldenzyklen: Der Deflationsdruck steigt in Friedenszeiten und die Inflation in 
Kriegszeiten.278 Der für das Magazin The Economist schreibende Journalist Qian Liu hat davor 
gewarnt, dass die nächste Wirtschaftskrise zu einem „globalen Konflikt“ führen könnte.279 Die ist vor 
allem vor dem Hintergrund der aktuellen Debatte über einen neuen „kalten Krieg“ zwischen den 
USA und China und unter dem Paradigma der „Thukydides-Falle“ besorgniserregend.280 

 

272 Mario Draghi, der damalige Präsident der EZB, sagte im Rahmen der Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft und 
Währung des Europäischen Parlaments am 23. September 2019, dass „seit seiner letzten Anhörung vor dem Ausschuss zu 
Beginn des Jahres das Wachstumsmoment deutlich und mehr als erwartet nachgelassen hat und dieser Abschwung 
vorwiegend auf die Schwäche des internationalen Handels in einem Umfeld zurückzuführen ist, das durch anhaltende 
Unsicherheiten im Zusammenhang mit protektionistischer Politik und geopolitischen Faktoren geprägt sei.“ 
273 Tooze, A.: Is the Coronavirus Crash Worse Than the 2008 Financial Crisis?, Foreign Policy, März 2020.  
274 Powell, J.: Speech on Current Economic Issues, Peterson Institute for International Economics, Mai 2020. 
275 Goldmann, M., Steininger, S.: Democracy and Financial Order: Legal Perspectives, Springer, 2019. 
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Abbildung 35 – Deflation in Friedenszeiten, Inflation in Kriegszeiten 

 

Quelle: Shilling, G., Dezember 2019. 

Die Kombination aus globalen sozialen Risiken, vermehrten internationalen Spannungen aufgrund 
des wachsenden Protektionismus sowie der COVID-19-Pandemie hat einige Bedenken bezüglich 
des Risikos einer Wiederholung des Szenarios, das aus den 1930-Jahren bekannt ist und schließlich 
zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs geführt hat, laut werden lassen.281 Die protektionistische 
Politik der USA unter dem Motto „America first“, die hohe Arbeitslosenquote, und unkonventionelle 
geldpolitische Maßnahmen, einschließlich einer „Modernisierung“ der gesetzlichen Mandate der 
wichtigsten Zentralbanken und der Auswirkung dieser Faktoren auf Schuldenzyklen und 

 

281 Ray Dalio says the economy looks like 1937 and a downturn is coming in about two years, September 2018. 
Emmanuel Macron: “Le moment que nous vivons ressemble à l'entre-deux-guerres”, Ouest France, November 2018. 
Coronavirus is unleashing an “economic shock wave” not felt since the 1930s, Hedge Fund Manager Mark Yusko warns, 
CNBC, April 2020. The legendary economist who predicted the housing crisis says the stock market is far from the bottom, 
Business Insider, April 2020. Fed's Jerome Powell says economy faces long, uncertain recovery, The Wall Street Journal, 
Mai 2020. 
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Ungleichheit wurden allesamt als Gründe für diese Bedenken genannt.282 Die gefährliche Verbin-
dung zwischen dem Zustand der Weltwirtschaft und dem Frieden ist einmal mehr ins Blickfeld 
geraten – diesmal aufgrund der schwerwiegendsten Gesundheitskrise des 21. Jahrhunderts.  

2.9.1. Auswirkungen des Coronavirus auf den Welthandel und das Wachstum 
Die COVID-19-Pandemie hat durch die Kombination von Angebots- und Nachfrageschocks, sowohl 
in Schwellenmärkten als auch innerhalb der EU und bei ihren wichtigsten Handelspartnern, zu 
einem noch nie dagewesenen, fundamentalen Wandel der Beschaffenheit des Welthandels geführt. 
Einige Autoren wie Bernard Hoekmann283 argumentieren, dass der Welthandel bereits im Zeitraum 
2007/2008 seinen Höhepunkt erreicht hatte und die „neue Normalität“ durch ein langsameres 
Wachstum des Welthandels im Vergleich zu den weltweiten Einkommen gekennzeichnet ist. Diese 
Ansicht wurde von den Wirtschaftswissenschaftlerinnen der EZB, Vanessa Gunella und Lucia 
Quaglietti, die darauf hinwiesen, dass nach dem Zeitraum 1990-2008, in dem der Gesamthandel mit 
Waren und Dienstleistungen von 39 % auf 61 % des weltweiten BIP zunahm, der Handel auf 58 % 
des weltweiten BIP im Jahr 2018 zurückging.284 Die Welthandelsorganisation (WTO) stellte fest, dass 
das Handelsvolumen im Jahr 2019 aufgrund der handelspolitischen Spannungen zwischen den USA 
und China und des nachlassenden Wirtschaftswachstums um 0,1 % abnahm. Weiterhin meldete die 
WTO im April 2020, dass der Welthandel im Jahr 2020 aufgrund der COVID-19-Pandemie von einem 
noch nie dagewesenen Rückgang im Ausmaß von 13 bis 32 % gekennzeichnet sein werde.  

 

282 Lee, T. et al.: The rise of carry. The dangerous consequences of volatility suppression and the new financial order of 
decaying growth and recurring crisis, McGraw Hill, 2020.  
283 Hoekmann, B.: Has global trade peaked?, Weltwirtschaftsforum, Juni 2015.  
284 Gunnella, V., Quaglietti, L.: The economic implications of rising protectionism: a euro area and global perspective, ECB 
Economic Bulletin, 3/2019. Siehe auch Daten der Weltbank.  
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Abbildung 36 – Wachstumsprognose weltweites BIP 

 

Quelle: IWF, April 2020.  

Schwellenmärkte sind besonders von abnehmenden Handelsvolumina und insbesondere von der 
COVID-19-Pandemie betroffen, da diese Länder nicht nur Einnahmen aus dem Handel verlieren, 
sondern auch unter der Abwertung ihrer Landeswährungen leiden. In einem Arbeitspapier der Bank 
für Internationalen Zahlungsausgleich vom August 2019 wird unter Bezugnahme insbesondere auf 
Argentinien, Brasilien, Russland und die Türkei die Gefährdung von Schwellenmärkten durch 
nachteilige Wechselkursschwankungen erörtert.285 Die Wechselkurse und der Markt für Obligatio-
nen in lokaler Währung in Schwellenmärkten gerieten durch die COVID-19-Pandemie unter Druck, 
da diese vor Währungsabwertungen und Kapitalabflüssen nicht geschützt sind. Um umfangreichen 
Bestandskorrekturen auf den einheimischen Obligationenmärkten entgegenzuwirken, müssten die 
Zentralbanken der Schwellenmärkte eventuell ihr Instrumentarium erweitern und die Rolle eines 
Kreditgebers letzter Instanz einnehmen.286 Starke Wechselkursbewegungen setzen auch die 
Währungen einiger Schwellenmärkte, etwa der Türkei, unter Druck. Das Land befindet sich in einer 
kritischen Lage und steuert auf eine ausgewachsene Zahlungsbilanzkrise zu. Anfang Mai 2020 fiel 
die türkische Lira aufgrund von Zahlungsbilanzschwierigkeiten auf einen historischen Tiefstand. Die 
finanzielle Lage des Landes war aufgrund der übermäßigen Anhäufung von Fremdwährungs-
schulden bereits vor dem Ausbruch von COVID-19 fragil.287  

 

285 Hardy, B., Saffie, F.: From Carry Trades to Trade Credit: Financial Intermediation by Non-Financial Corporations, Bank for 
International Settlements, August 2019. 
286 Hofmann, B., Shim, I., Shin, H.S.: Emerging market economy exchange rates and local currency bond markets amid the 
Covid-19 pandemic, Bank for International Settlements, April 2020. 
287 Turkey strains to ward off currency crisis as pandemic weighs on economy, The Wall Street Journal, Mai 2020. 

https://www.bis.org/publ/work773.pdf
https://www.bis.org/publ/work773.pdf
https://www.bis.org/publ/bisbull05.pdf
https://www.bis.org/publ/bisbull05.pdf
https://www.wsj.com/articles/turkey-strains-to-ward-off-currency-crisis-as-pandemic-weighs-on-economy-11589292609


EPRS | Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 

  

98 

Um die negativen Auswirkungen der Wechselkursbewegungen abzuwehren, setzten die Zentral-
banken weltweit, einschließlich der EZB und der FED, koordinierte Maßnahmen zur Bereitstellung 
von Liquidität – auch für die Zentralbanken der Schwellenmärkte – über beständige 
liquiditätszuführende Swapgeschäfte mit dem US-Dollar. Im März 2020 rief die Weltbankgruppe 
und der IWF alle offiziellen bilateralen Gläubiger dazu auf, die Rückzahlung von Schulden aus 
Entwicklungsländern, die um Stundung ansuchen, auszusetzen, um deren unmittelbare Liquidität 
zu stützen und ihnen eine Bewertung der Auswirkungen der Krise und des Finanzbedarfs zu 
ermöglichen.288 Zusätzlich schlugen die G20 bei ihrem Treffen im April 2020 einen Schuldenerlass 
vor, um die Lage der am meisten gefährdeten Länder zu verbessern. Druck auf die Wirtschaft und 
den Haushalt wird nicht nur deren Steuerkraft und Zahlungsbilanz unter Druck setzen, sondern 
auch die gesellschaftlichen Fähigkeiten des Landes, mit diesem Stress umzugehen.  

2.9.2. Unterstützung der Europäischen Union an Drittländer  
Die EU unterstützt für Zahlungsbilanzkrisen anfällige Drittländer durch Darlehen und Zuschüsse im 
Rahmen der Makrofinanzhilfe (MFA), die jene Länder in Anspruch nehmen können, die von einem 
mit tatsächlichen Auszahlungen verbundenen Programm des IWF profitieren. Dies kann mit 
Investitionen der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) verbunden werden. 
Die Makrofinanzhilfe unterliegt gemäß Artikel 212 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV), der Maßnahmen der finanziellen und technischen Zusammenarbeit 
mit Drittländern betrifft, dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren. Sie umfasst die Bereitstellung 
von an Bedingungen geknüpfter Hilfe für Drittländer, die sich in einer Zahlungsbilanzkrise befinden, 
und ergänzt die Finanzierung durch den Internationalen Währungsfonds (IWF). Im Jahr 2018 stellte 
die EU der Ukraine 1 Mrd. EUR an Makrofinanzhilfe zur Verfügung. Nach dem Ausbruch von COVID-
19 reagierte die EU prompt auf die kritische Situation in den Nachbarschaftsländern. Am 22. April 
2020 legte die Kommission einen Vorschlag für einen Beschluss über MFA in Höhe von insgesamt 
3 Mrd. EUR vor, mit der zehn Erweiterungs- und Nachbarschaftspartnerländer bei ihren Bemühun-
gen, die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der COVID-19-Pandemie abzumildern, unterstützt 
werden sollen. Der Vorschlag bildet eine Ergänzung der Strategie „Team Europa“, in deren Rahmen 
20 Mrd. EUR zur Unterstützung der Bemühungen der Partnerländer bei der Bekämpfung der COVID-
19-Pandemie bereitgestellt werden.  

Das geplante Makrofinanzhilfe-Paket wird über eine von der Kommission im Namen der EU durch-
geführte Anleiheoperation finanziert. Die Kommission ist der Ansicht, dass die im Garantiefonds der 
EU für Maßnahmen im Zusammenhang mit den Außenbeziehungen zurückgelegten Beträge einen 
angemessenen Puffer darstellen, um den EU-Haushalt vor Eventualverbindlichkeiten im Zusam-
menhang mit diesen MFA-Darlehen zu schützen. Sie stellte fest, dass die haushaltspolitischen 
Auswirkungen der geplanten MFA-Maßnahmen im Vorschlag der Kommission für den nächsten 
MFR berücksichtigt werden können. Die zur Verfügung zu stellenden MFA-Beträge werden auf 
Grundlage einer vorläufigen Bewertung des Finanzbedarfs der Empfänger verteilt (siehe 
Abbildung 37). Die Kommission ist angehalten, dem Europäischen Parlament und dem Rat jährlich 
über die Umsetzung des Beschlusses während des vorangegangenen Jahres Bericht zu erstatten.  

 

288 Derzeit sind 76 Länder berechtigt, Mittel der Internationalen Entwicklungsorganisation (IDA) zu empfangen. 
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Abbildung 37 – EU-Makrofinanzhilfe während der Coronavirus-Krise 

 

Quelle: Europäische Kommission, Mai 2020. 
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3. Nach 2020: Zukünftige EU-Maßnahmen für Frieden und 
Sicherheit 

3.1. Frieden und Sicherheit in einer Welt nach der 
Coronavirus-Krise: Der Bedarf an einer Vorausschau 
Blickt man über 2020 hinaus, steht die EU im Bereich Frieden und Sicherheit vor einer doppelten 
Herausforderung. Einerseits muss sie ihre zahlreichen Maßnahmen, die zur Erreichung dieser Ziele 
beitragen, weiterentwickeln sowie Initiativen umsetzen, die die in dieser Publikation umfassend 
analysierten Bedrohungen verringern bzw. diesen entgegenwirken. Andererseits, und dies ist für 
ihre Glaubwürdigkeit wesentlich, muss die EU ihre Maßnahmen und ihre Resilienz an eine Welt 
anpassen, in der Sicherheit und Frieden durch die Auswirkungen der Pandemie beeinträchtigt und 
geprägt sein werden. In diesem Sinne ist es wichtig, geopolitische Trends zu verstehen und zu 
deuten, und diese in der Außenpolitik der EU zu berücksichtigen. In der Folge kann die Pandemie 
den in der EU bereits vorhandenen Impuls in Richtung antizipativer Governance, der zur Aufnahme 
eines Geschäftsbereichs „Vorausschau“ in die neue Kommission, der von Vizepräsident Maroš 
Šefčovič betreut wird, geführt hat, unterstützten. Wie in der Einleitung zu dieser Studie dargestellt, 
war die Bedrohung durch eine Pandemie – sowie Notfallpläne, um ihr entgegenzuwirken – vor dem 
Ausbruch von COVID-19 ein einigermaßen unerforschter Bereich in den Sicherheitsstrategien 
großer Länder Dies zeigt bereits die Notwendigkeit einer Erweiterung der Fähigkeiten zur 
Vorausschau auf.  

In jedem politischen Prozess stellt der Umgang mit Verän-
derungen eine Herausforderung dar, und das gilt umso mehr, 
wenn man sich inmitten einer Krise befindet, die Lage 
unbeständig ist, viele neue Akteure sich aktiv beteiligen, grund-
legende Fragen nicht beantwortet sind und das Ausmaß des 
angestoßenen Wandels nicht vorhersehbar ist. In der Außen-
politik wird die Unvorhersehbarkeit zweifellos zunehmen, da 
sich die Welt in Richtung eines weniger regulierten interna-
tionalen Umfelds bewegt, das durch den Wettbewerb zwischen 
Großmächten gekennzeichnet ist – ein Trend, der sich durch 
COVID-19 wahrscheinlich verstärken wird, wie einige anmerken. 
In diesem Zusammenhang muss die Politik der EU für Frieden 
und Sicherheit mindestens vier Herausforderungen der Politik-
gestaltung bewältigen: i) dem „Silo-Effekt“ entgegenwirken, 
also mehr Politikvernetzung erreichen, ii) aus der Erfahrung 
lernen, also das „institutionelle Gedächtnis bewahren“, 
iii) Befunde – einschließlich „Wissen über mögliche Zukunftsszenarien“ – sammeln, analysieren und 
verwenden, um politische Kursänderungen zu untermauern, und iv), Sicherstellung eines 
langfristigen Blicks durch vorausschauendes Denken als Teil der Bemühungen, zukunftssichere 
Maßnahmen zu ergreifen (siehe Abbildung 38).289 

Wie in den vorangegangenen Abschnitten gezeigt, wurden durch die Pandemie bereits davor 
stärker werdende Trends im globalen geopolitischen Umfeld weiter verschärft. Das Gefühl eines 
Mangels an globaler Führung, ein Umfeld, das von erweiterten und mehrdimensionalen 

 

289 McEldowney, J.: Foresight – Contribution to the debate on the future of EU agricultural policy, EPRS, Europäisches 
Parlament, 2017. 

Abbildung 38 – Heraus-
forderungen in jedem 
politischen Prozess 

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst 
des Europäischen Parlaments, 
2017. 
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Bedrohungen geprägt ist, eine relative Abnahme des Multilateralismus und die Nutzung globaler 
Abhängigkeiten als Waffe sind zu Merkmalen einer „neuen Normalität“ geworden.290  

Das globale und regionale Umfeld bleibt unsicher und die Instabilität nimmt weiterhin zu. Die 
Prognosen weisen auf eine schwierige Zukunft hin. Im Mai 2020 veröffentlichte das Weiße Haus 
einen Bericht zum strategischen Umgang mit der Volksrepublik China, der das Bekenntnis zu einer 
von Wettbewerb gekennzeichneten Strategie erneuert, die auf einer Rückkehr zu einem prinzipien-
geleiteten Realismus („principled realism“) beruht und die Annahme verwirft, dass die Mitglied-
schaft in internationalen Institutionen und die Teilnahme am Welthandel Mächte mit 
unterschiedlichen Werten und politischen Überzeugungen zu vertrauenswürdigen Partnern 
machen kann.291 In dem Dokument werden strategischer Wettbewerb und die Gewährleistung von 
Frieden durch Stärke als Mittel erwähnt, um den“ zunehmenden Ambitionen Chinas entgegen-
zutreten und diese abzuwehren“. Damit wird ein an den Kalten Krieg erinnerndes Szenario 
entworfen, das in weiten Teilen auf einen Technologiewettbewerb hinausläuft.  

Ein Wettbewerb zwischen den Großmächten, die Umverteilung globaler Macht und Unsicherheit 
über die zukünftige Bedeutung des Multilateralismus werden die Sicherheit und Stabilität auf der 
ganzen Welt beeinträchtigen.  

Gewaltkonflikte dürften auch über das Jahr 2020 hinaus anhalten. Laut der Internationalen 
Krisengruppe gehören Afghanistan, Jemen, Äthiopien, Burkina Faso, Libyen und Venezuela zu den 
Top 10 der Konflikte, die beobachtet werden sollten.292 Bedenklich ist, dass COVID-19 Konflikt-
gebiete wahrscheinlich überdurchschnittlich treffen wird, die Verwundbarkeit der von Konflikten 
betroffenen Bevölkerungsgruppen erhöhen und die Konflikte selbst, etwa im Nahen und Mittleren 
Osten, verlängern wird. Die Pandemie kann ein „Konfliktmultiplikator“ sein, da sich neben anderen 
Faktoren der Wettkampf um Ressourcen auf den Zugang zu lebenswichtigen Arzneimitteln 
ausweitet.293 Staatlich geförderter Terrorismus und Rivalitäten könnten in diesem Zusammenhang 
ebenfalls zunehmen, etwa im Mittelmeerraum und im Nahen und Mittleren Osten, wo die Präsenz 
und der Einfluss Russlands und Chinas merkbar im Steigen begriffen sind.294 Gleichzeitig und trotz 
des Aufrufs des VN-Generalsekretärs zu einem weltweiten Waffenstillstand werden Menschen nach 
wie vor in großem Ausmaß durch Konflikte vertrieben. Zwischen März und Mai 2020 kam es durch 
Konflikte zur Vertreibung von 650 000 Menschen,295 was darauf hinweist, dass trotz Einschrän-
kungen der Mobilität Migration weiterhin eine Herausforderung für Entscheidungsträger darstellen 
wird. Wie das Barcelona Centre for International Affairs (CIDOB) vor der Pandemie feststellte, wird 
der Diskurs über Migranten und Flüchtlinge – insbesondere in den Brennpunkten Zentralamerika 
und Mittelmeerraum –weiterhin als Munition für nationalistisch-populistische Parolen dienen.296 Da 
sich die Pandemie unverhältnismäßig stark auf Gesellschaften auswirkt, werden Armut und Unsi-
cherheit (und nicht zuletzt der fehlende Zugang zu Gesundheit und Nahrungsmitteln) für die 
schutzbedürftigsten Vertriebenen zunehmen.297 

Wahrscheinlich wird die Pandemie auch die sozialen Beziehungen und die Beziehungen zwischen 
Staat und Gesellschaft weiter belasten und möglicherweise autoritäre Regierungen vermehrt zum 

 

290 Haas, R.: The Pandemic Will Accelerate History Rather Than Reshape It, Foreign Affairs, 2020. Geopolitics after Covid-19: 
is the pandemic a turning point?, EIU, 2020. Farrell, H. und Newman, A.L.: Weaponized Interdependence: How Global 
Economic Networks Shape State Coercion, International Security, 2019. 
291 White House, United States Strategic Approach to the People's Republic of China, 2020. 
292 Malley, R.: 10 Conflicts to Watch in 2020, Internationale Krisengruppe, 2029.  
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295 Norwegian Refugee Council, Mai 2020. 
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297 How COVID-19 is changing the world: A statistical perspective 
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Einsatz undemokratischer Maßnahmen als Reaktion auf soziale Unruhen verleiten.298 In einer 
zunehmend digitalisierten Welt werden solche Tendenzen durch Desinformation und die Ver-
breitung von irreführenden Nachrichten und Falschmeldungen in den sozialen Medien befeuert, 
wenn diese von der Politik nicht durch entsprechende Maßnahmen abgeschwächt werden. Die 
meisten Experten sind sich darin einig, dass das Cyberumfeld noch risikoreicher wird: Europol warnt, 
dass die Internet-Kriminalität299 und auch die Wahrscheinlichkeit groß angelegter Cyberangriffe, 
auch solcher auf die kritische Infrastruktur großer Länder, vor dem Hintergrund eines verschärften 
geopolitischen Wettbewerbs im Gefolge des Coronavirus-Ausbruchs zunehmen werden.300 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie, insbesondere auf die schwächeren Volkswirt-
schaften, dürften Governance und Regierungen zusätzlich belasten301. Bereits mehr als 90 Länder 
haben finanzielle Soforthilfe beim IWF beantragt.302 Viele der finanziell am stärksten gefährdeten 
Länder weisen auch einige der größten Schwachstellen in ihren Gesundheitssystemen und in ihrer 
Abhängigkeit vom Handel auf, was die Bedrohung ihrer Stabilität noch verstärkt (siehe 
Abbildung 39).303 Laut einigen Schätzungen könnte die Pandemie bis zu 60 Millionen Menschen in 
Armut stürzen. Dies hätte Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, wodurch die Gleichberechtigung 
und fragile Fortschritte bei der Geschlechtergleichstellung und den Rechten der Frau gefährdet sein 
könnten. Diese sind, wie in dieser Studie bereits erwähnt, direkt mit dem Frieden verknüpft.304 Die 
Auswirkungen auf die Wirtschaft könnten die Ernährungssicherheit in fragilen Ländern mit niedri-
gem Einkommen, die bereits anfällig für das Problem der Unterernährung sind, überproportional 
gefährden, wodurch eine weitere Ursache von Konflikten und Instabilität305 verstärkt wird.  

 

298 COVID-19 and Conflict: Seven Trends to Watch, International Crisis Group, 2020.  
299 Europol, Beyond the Pandemic: What will the criminal landscape look like after Covid-19? 
300 EIU Global Forecasting Service, 2020. Cybercrime and COVID-19, Europarat, 2020. 
301 Here are the biggest economic challenges we face over the next 10 years, Weltwirtschaftsforum, Mai 2020. 
302 Transcript of Kristalina Georgieva’s Participation in the World Health Organization Press Briefing, Internationaler 
Währungsfonds, April 2020. 
303 Munevar, D.: Covid-19 and debt in the global south: Protecting the most vulnerable in times of crisis, European network 
on debt and development, 2020. 
304 How COVID-19 is changing the world: A statistical perspective, UNDP, The Economic Impacts of COVID-19 and Gender 
Equality, 2020.  
305 Ebd. 
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Die erwähnten Beobachtungen sind nur einige von vielen, die allesamt darauf hinweisen, dass die 
Welt nach der Coronavirus-Krise die am meisten gefährdeten Länder und Menschen vor enorme 
Herausforderungen stellen wird. Da sich die Großmächte zunehmend in einem Machtwettkampf 
befinden, besteht das große Risiko, dass ihr Engagement für die am wenigsten entwickelten und am 
meisten für Konflikte anfälligen Teile der Welt eher von Interessen als von Werten geleitet wird. Die 
humanitäre Hilfe, die Entwicklungshilfe und die multilaterale Zusammenarbeit könnten durchaus 
die Opfer dieser Rückkehr zu einer machtorientierten Realpolitik sein. Die Entscheidung von 
Präsident Trump vom Mai 2020, die Verbindung zur WHO zu kappen, ist nur das neueste in einer 
Reihe von Anzeichen dafür, dass sich die USA, der traditionelle Verbündete der EU in allen Fragen 
rund um Sicherheit und Frieden, in globalen Angelegenheiten zukünftig weniger engagieren 
werden, da das Land sein Verständnis von Multilateralismus auf der Grundlage seiner nationalen 
Interessen neu überdenkt.306 Der Rückzug der USA aus dem Vertrag über den Offenen Himmel sowie 
die Entscheidung zur Beendigung von Sanktionserlassen bezüglich iranischer JCPOA-Atomprojekte 
(Projekte, die von Unternehmen aus anderen JCPOA-Ländern, namentlich aus der EU, China und 
Russland, ausgeführt werden) – was beides auf dem Höhepunkt der Pandemie geschah – legen 
nahe, dass sich der beobachtete Trend eines Rückzugs vom Multilateralismus durch das neue 
Sicherheitsumfeld nicht geändert hat, sofern er dadurch nicht sogar verstärkt wurde.  

Gleichzeitig rufen Experten weiterhin zu einer verstärkten internationalen Zusammenarbeit in allen 
Dimensionen der Sicherheit und zu einem ernsthaften Nachdenken über das weitere Vorgehen im 
Bereich der globalen Ordnungspolitik auf.307 HR/VP Borrell meint, dass die Nachfrage nach 
multilateraler Zusammenarbeit noch nie so groß gewesen sei, das Angebot jedoch hinterherhinke. 

 

306 Restoring the Role of the Nation-State in the Liberal International Order, Rede von Michael R. Pompeo, 
US-Außenminister, German Marshall Fund, Brüssel 2018.  
307 We urgently need major cooperation on global security in the COVID-19 era, WEF, 2020. Challenges of Global 
Governance Amid the COVID-19 Pandemic, CFR, 2020.  

Abbildung 39 – Geografische Verteilung der Schwachstellen, die gleichzeitig in den Bereichen 
Gesundheit, Schulden und Handel bestehen und für das Coronavirus anfällig sind 

 

Quelle: WHO Global Health Observatory (Beobachtungsstelle für Weltgesundheit), 
Länder-Schuldentragbarkeitsanalysen des IWF, Weltbank WDI, UNCTADStat. 
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Dies sei die erste größere Krise seit Jahrzehnten, in der die USA nicht die internationale 
Führungsrolle übernähmen. HR/VP Borrell vermutet, dass dies den USA vielleicht egal sei, man 
jedoch allerorts zunehmende Rivalitäten, insbesondere zwischen den USA und China 
wahrnehme.308 Für die EU beinhaltet dieses Szenario sowohl die Chance als auch die Verantwortung, 
sich der Aufgabe zu stellen, die eigenen Interessen und Werte zu verteidigen, vor allem die 
Erhaltung des Friedens, der Sicherheit und einer auf Regeln basierenden internationalen 
Zusammenarbeit.309 Die EU wird sicherstellen müssen, dass sich die Politik der Großmächte und die 
globale Gesundheitskrise nicht negativ auf die am meisten gefährdeten Regionen der Welt und die 
EU selbst auswirken.310 

Bereits 2019, vor dem Ausbruch von COVID-19, zeigte der Bericht „Global Trends to 2030“ des 
Europäischen Systems für strategische und politische Analysen, dass sich die EU nun zwischen 
strategischem Handeln und strategischem Nicht-Handeln entscheiden müsse. Vor nur einem Jahr 
umrissen die durch den Brexit, einen Wandel der US-Außenpolitik, den Aufstieg Chinas, 
Bevölkerungsbewegungen, Technologie und Klimawandel verursachten Trends bereits ein Szenario 
für noch konkreteres und zielgerichteteres auswärtiges Handeln der EU. In einer Welt, die das 
aktuelle Szenario bereits erahnen lässt, in der die Zukunft von Konflikten, Zusammenarbeit und 
Demokratie im Fluss ist, bedarf das auswärtige Handeln der EU mehr als jemals zuvor einer 
Vorausschau, aber auch Ressourcen und strategischer Entscheidungen.311 Einige dieser 
Entscheidungen, wie die Schwerpunktsetzung auf die unmittelbare Nachbarschaft und die 
Entschlossenheit, strategische Autonomie zu erreichen, werden im Jahr 2020 und darüber hinaus 
die Grundlage für eine Außenpolitik der EU bilden, die vom Streben nach Frieden und Sicherheit in 
einer unsicheren Welt geleitet wird. 

3.2. Zusammenarbeit mit Nachbarländern  
In einer Welt, die von einer volatilen Weltpolitik und grenzüberschreitenden Bedrohungen geprägt 
ist, ist die Geografie von immenser Bedeutung. Stabilität und Sicherheit in der Nachbarschaft der EU 
sind untrennbar mit dem Frieden und der Sicherheit innerhalb der EU verbunden und stehen am 
Anfang aller Bemühungen zur Förderung von Frieden und Wohlstand außerhalb der EU. Die 
COVID-19-Pandemie erinnert an die ausschlaggebende Verbindung zwischen der Sicherheit in der 
EU und der Sicherheit ihrer Nachbarländer (siehe Abbildung 40). Wie in der Globalen Strategie 
festgehalten, ist die Zusammenarbeit mit den Nachbarländern eine Voraussetzung für die 
Erweiterung des Raums der Stabilität, der Sicherheit und des Wohlstands und eine Priorität für 
HR/VR Borrell, auch angesichts der Pandemie. Die Erweiterungs- und die Nachbarschaftspolitik der 
EU sind daher wesentliche Instrumente bei der Herbeiführung von Frieden außerhalb ihrer Grenzen 
und die Gewährleistung ihrer Fortführung und Wirksamkeit stellt ein wichtiges Ziel für die Zukunft 
dar. Wie in der neuen Strategischen Agenda 2019-2024 vom Juni 2019 festgehalten, möchte die EU 
weiterhin eine ehrgeizige und realistische Nachbarschaftspolitik betreiben und eine umfassende 
Partnerschaft mit Afrika entwickeln, um auf Frieden und Stabilität in der Welt hinzuarbeiten und sich 
für Demokratie und Menschenrechte einzusetzen. Die Stabilisierung der Nachbarschaft und die 
Beschleunigung des Erweiterungsprozesses wurden klar als geopolitische Prioritäten der neuen 
Kommission definiert. In ihrer neuen Agenda für Europa bekräftige die Kommissionspräsidentin die 
europäische Perspektive des westlichen Balkans. In der Erweiterungsstrategie der Kommission für 
den westlichen Balkan wurde den sechs Ländern der Region eine „glaubwürdige Strategie“ geboten 

 

308 Jährliche Konferenz der deutschen Botschafter 2020: Opening remarks by High Representative/Vice-President 
Josep Borrell. 
309 Siehe auch: Implications of Covid-19 for the external action of the EU: remarks by HR/VP Josep Borrell at the AFET-SEDE-
DROI Committee, April 2020.  
310 Borrell, J.: The post-coronavirus world is already here, ECFR, 2020. 
311 State of the Union 2018 – Our future in our hands, Europäische Kommission. 
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und das Jahr 2025 als möglicher Beitrittstermin genannt. Am 25. März 2020 eröffnete der Rat die 
Verhandlungen mit Albanien und Nordmazedonien.312 Der neue Kommissar für Nachbarschaft und 
Erweiterung, Olivér Várhelyi, kündigte eine überarbeitete Erweiterungsmethodik an, die auf die 
Stärkung des Verfahrens durch eine Verbesserung der Instrumente zur Beschleunigung von 
Reformen, insbesondere in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit und Wirtschaft, abzielt. Dadurch 
werden die Beitrittsverhandlungen glaubwürdiger, berechenbarer, dynamischer und einer 
stärkeren politischen Steuerung unterworfen.313 Die neuen Vorschläge der Kommission sehen eine 
weitere Einbindung der Westbalkanländer in die Maßnahmen, Programme und Märkte der EU vor, 
wodurch einige der Vorteile einer EU-Mitgliedschaft bereits vor dem Beitritt gewährt würden. Diese 
vorgeschlagenen Änderungen bieten im Verbund mit dem wirtschaftlichen Investitionsplan des EU-
Westbalkan-Gipfels starke Anreize für Reformen und eine zukünftige Integration der Region, wobei 
die EU in Bezug auf den wirtschaftlichen und politischen Einfluss im Wettbewerb mit der Russischen 
Föderation und China steht. 

Was die bedeutendsten Brennpunkte betrifft, bleiben die EU und ihre Mitgliedstaaten wesentliche 
Geber finanzieller (und anderer) Unterstützung für den westlichen Balkan und die Länder des 
östlichen und südlichen Mittelmeerraums. Die neue Politik der Östlichen Partnerschaft nach 2020 
betont die Bedeutung der Resilienz und der Sicherheit für die gesamte Region und erinnert an die 
Verbindung zwischen wirtschaftlichen und sozialen Aspekten von Resilienz, guter 
Regierungsführung und Rechtstaatlichkeit: Resilienz erfordert eine Stärkung auf allen Ebenen und 
umfasst Resilienz in Bezug auf Demokratie, Medien, Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Energie und 
Sicherheit. Um eine langfristige Resilienz zu fördern, ist eine starke Verbindung zwischen Wachstum 
und Arbeitsplätzen einerseits und Reformen hinsichtlich Regierungsführung und 
Rechtsstaatlichkeit andererseits erforderlich.314 Präsidentin von der Leyen hat eine Überarbeitung 
der langfristigen Politikziele vor dem Gipfeltreffen zur Östlichen Partnerschaft im Juni 2020 
angekündigt.315 Eine weitere Unterstützung des Reformprozesses in der Ukraine wurde neben einer 
Vertiefung der sektoralen Zusammenarbeit mit assoziierten Ländern, die dafür bereit sind, als eine 
wichtige Priorität der Kommission genannt.316 

Sicherheit, internationaler Terrorismus und irreguläre Migration sowie Unterstützung der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte zählen weiterhin zu den wichtigsten 
Prioritäten und Herausforderungen für eine erneuerte und vertiefte Partnerschaft mit den Ländern 
der Südlichen Nachbarschaft. Während die Kommission die Assoziierungsagenden mit jedem ihrer 
Partner überarbeiten wird, bleibt eine differenzierte Politik im Hinblick auf eine Belohnung jener 
Partner, die sich zu echten Reformen verpflichten, weiterhin ein wichtiges Thema. Militärische 
Konflikte in Syrien und Libyen rufen traditionelle sowie neue Bedrohungen für die Sicherheit in der 
Region und darüber hinaus hervor.317  

Die Länder des westlichen Balkans waren Teil der „Investitionsinitiative zur Bewältigung der 
Coronavirus-Krise“, im Rahmen derer 410 Mio. EUR an bilateraler Finanzhilfe zu den Ländern dieser 

 

312 Schlussfolgerungen des Rates zur Erweiterung sowie zum Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess - Albanien und 
Republik Nordmazedonien, 25. März 2020. 
313 Stanicek, B.: A new approach to EU enlargement, EPRS, Europäisches Parlament, März 2020. 
314 Eastern Partnership policy beyond 2020. Structured Consultation on the future of the Eastern Partnership, Europäische 
Kommission, März 2020. 
315 Von der Leyen, U.: Eine Union, die mehr erreichen will. Meine Agenda für Europa, Politische Leitlinien für die künftige 
Europäische Kommission 2019-2024, Juni 2019.  
316 Vgl. Eastern Partnership policy beyond 2020. Structured Consultation on the future of the Eastern Partnership, 
Europäische Kommission, März 2020. 
317 Stanicek, B.: Libya: Geopolitics of protracted civil war in the western Mediterranean, EPRS, Europäisches Parlament, 
April 2020. 
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Region umgeschichtet wurden und das Paket „Team Europa“ mit einem Umfang von 800 Mio. EUR 
für den westlichen Balkan und die Türkei bereitgestellt wurde.  

Zusätzlich schlug die Kommission, wie bereits weiter oben in dieser Studie erörtert, am 
29. April 2020 ein finanzielles Unterstützungspaket der EU von über 3,3 Mrd. EUR vor, das Umschich-
tungen aus dem Instrument für Heranführungshilfe in Höhe von 38 Mio. EUR für die unmittelbare 
Unterstützung des Gesundheitssektors, 389 Mio. EUR für die soziale und wirtschaftliche Erholung 
und ein Paket von 455 Mio. EUR zur Wiederankurbelung der Wirtschaft beinhaltete. Es enthielt auch 
einen Vorschlag für Makrofinanzhilfen über 750 Mio. EUR und ein Hilfspaket der Europäischen In-
vestitionsbank in Höhe von 1,7 Mrd. EUR. Die Staaten des westlichen Balkans haben auch das 
Katastrophenschutzverfahren der Union aktiviert und haben bereits entsprechende Hilfe von EU-
Mitgliedstaaten und anderen am Verfahren teilnehmenden Staaten in Form von Ausrüstung und 
Rückholung von Menschen erhalten. Die EU behandelt den westlichen Balkan als privilegierten 

Abbildung 40 – Investitionsinitiative zur Bewältigung der Coronavirus-Krise: Westlicher Balkan 
(ab März 2020) 

 
Quelle: EPRS, Europäische Kommission, 2020. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_604
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_604
https://www.weforum.org/agenda/2020/04/we-need-major-cooperation-on-global-security-in-the-covid-19-era/
https://www.weforum.org/agenda/2020/04/we-need-major-cooperation-on-global-security-in-the-covid-19-era/
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/instruments/overview_en
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/instruments/overview_en
https://ec.europa.eu/echo/sites/echo-site/files/what_is_the_union_civil_protection_mechanism.pdf
https://ec.europa.eu/echo/sites/echo-site/files/what_is_the_union_civil_protection_mechanism.pdf
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Partner, dem sie Zugang zu zahlreichen Initiativen und Instrumenten gewährt, die sonst den EU-
Mitgliedstaaten vorbehalten sind. Ein Beispiel dafür ist die gemeinsame Beschaffung medizinischer 
Ausrüstung. Im Gefolge des EU-Westbalkan-Gipfels in Zagreb vom 6. Mai 2020 wird die Kommission 
einen Wirtschafts- und Investitionsplan für die Region vorlegen, um die langfristige Erholung zu 
fördern, das Wirtschaftswachstum anzukurbeln und die Reformen voranzubringen, die erforderlich 
sind, um auf dem Weg in die EU voranzukommen. 

3.3. Aufbau der strategischen Autonomie der EU im 
Verteidigungsbereich und darüber hinaus 
Wie in dieser Studie dargelegt, ist die aktuelle Risikolandschaft mehrdimensional und von 
bekannten als auch neuen Bedrohungen geprägt: von grenzüberschreitenden Verbrecher-
netzwerken und Terrorismus über die Aushöhlung von Rüstungskontrollabkommen bis zu 
Cyberangriffen und hybrider Kriegsführung. Das Ausmaß und die Komplexität dieser Faktoren 
zeugten laut Federica Mogherini davon, dass keines der EU-Länder weder über die Kraft noch die 
Ressourcen verfüge, diesen Bedrohungen allein zu begegnen.318 Gemäß der Globalen Strategie der 
EU ist die strategische Autonomie der EU, die sich auf autonome Entscheidungsfindung und 
Umsetzung sowie auf autonomes Handeln in Richtung einer vorher festgelegten Zielvorgabe 
bezieht, bedeutsam für die Fähigkeit der EU, Frieden und Sicherheit innerhalb und außerhalb ihrer 
Grenzen zu fördern. Angesicht der COVID-19-Krise und bestehender Bedenken bezüglich 
Haushaltszwängen wurde von den Staats- und Regierungschefs und den Außenministerien der EU 
hervorgehoben, dass die Entwicklung und die Umsetzung der Pläne zum Aufbau der strategischen 
Autonomie der EU im Verteidigungsbereich nicht gefährdet werden sollten.319 Laut HR/VP Borrell 
sei das Sicherheitsumfeld immer weniger von Sicherheit geprägt und wenn man Sicherheit 
weiterhin gewährleisten wolle, könne man es sich nicht leisten, die Zielvorgaben für die Sicherheit 
und Verteidigung der EU herabzusetzen.320 Investitionen im Bereich der Rüstungsindustrie und in 
anderen Branchen, die zur strategischen Autonomie der EU beitragen, werden auch die 
wirtschaftliche Erholung innerhalb der EU unterstützen. „Strategische Autonomie“ bedeutet nicht 
einseitiges Handeln, sondern die Bereitstellung der Mittel zur Reduktion der Abhängigkeit von 
anderen Akteuren bei einer gleichzeitig fortgesetzten Zusammenarbeit mit Partnern in einem 
multilateralen Rahmen. Deren Wirksamkeit ergibt sich aus der Fähigkeit, unter Nutzung der 
geeigneten Mittel und Ressourcen das erwartete Ergebnis zu erzielen. Die Voraussetzungen für das 
Erreichen einer wirksamen „strategischen Autonomie“ sind politischer Wille und 
Handlungsfähigkeit.321 

Obwohl die strategische Autonomie ein Schwerpunkt in der politischen Diskussion der 
vergangenen Jahre war, hat die Coronavirus-Pandemie neue Schwachstellen und Abhängigkeiten 
der EU aufgezeigt, die über die ursprüngliche Diskussion hinausgehen. Autonomie im 
technologischen und im medizinischen Bereich, digitale Souveränität, aber auch die 
Selbstversorgung im Energie- und Lebensmittelbereich sind allesamt Teil der neuen Verpflichtung 
zur Stärkung der Fähigkeiten der EU, selbständig in der globalen Arena zu handeln. Obwohl die 
strategische Autonomie zahlreiche Facetten hat, lag in den vergangenen vier Jahren ein großer 
Schwerpunkt bei den Planungen der EU darauf, ein gewisses Ausmaß an Autonomie im Sicherheits- 
und Verteidigungsbereich zu erlangen, da diesem in einer geopolitischen Welt wohl eine größere 

 

318 Vorwort von Federica Mogherini in der Globalen Strategie der EU.  
319 Lettre des ministres de la défense française, allemande, espagnole et italien, Verteidigungsministerium, Frankreich, Mai 
2020. 
320 HR/VP Josep Borrell bei einer Sondersitzung des Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung des Parlaments, 
26. Mai 2020. 
321 On the path to 'strategic autonomy': The EU in an evolving geopolitical environment, EPRS, 2020 (im Erscheinen). 

https://www.consilium.europa.eu/media/43776/zagreb-declaration-en-06052020.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/43776/zagreb-declaration-en-06052020.pdf
https://icds.ee/european-strategic-autonomy-a-cacophony-of-political-visions/
https://icds.ee/european-strategic-autonomy-a-cacophony-of-political-visions/
https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/eugs_review_web_0.pdf
https://www.defense.gouv.fr/content/download/584981/9955048/Lettre%20des%20ministres%20de%20la%20d%C3%A9fense%20fran%C3%A7aise,%20allemande,%20espagnole%20et%20italien.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200520IPR79516/eu-must-guarantee-security-to-its-citizens-warns-defence-subcommittee-chair
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Bedeutung beizumessen ist. Die Umsetzung der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ), 
die Finanzierung von Forschung und Entwicklung im Verteidigungsbereich, eine engere Koordi-
nierung bei der Entwicklung von Fähigkeiten und bei der Beschaffung sowie die Beziehungen 
zwischen der EU und der NATO standen im Zentrum dieser Anstrengungen. Die Entwicklung einer 
gemeinsamen strategischen Kultur, ein gemeinsames Verständnis des strategischen Umfelds durch 
einen zukünftigen Strategischen Kompass sowie praktische Bemühungen zur Koordinierung oder 
Zusammenführung von Fähigkeiten und zur Weiterentwicklung der gemeinsamen Operationen der 
EU werden die gemeinsamen Bemühungen der kommenden Jahre prägen. Strategische Autonomie 
ist eine Voraussetzung für die schrittweise Festlegung einer EU-Verteidigungspolitik wie dies in 
Artikel 42 Absatz 2 EUV angeführt und in Artikel 42 Absatz 1 EUV ausdrücklich mit dem Frieden in 
Verbindung gebracht wird. In der Globalen Strategie der EU wird der Zusammenhang zwischen 
einer stärkeren und eigenständigeren Verteidigungspolitik der EU und ihrer Fähigkeit anerkannt, 
innerhalb und außerhalb ihrer Grenzen Frieden zu schaffen. Demzufolge heißt es dort:  

Der Bereich Sicherheit und Verteidigung muss in der EU – in völligem Einklang mit dem 
Völkerrecht – besser ausgestattet werden, um Frieden zu konsolidieren, Sicherheit zu garantieren 
und das Leben von Menschen, insbesondere Zivilisten, zu schützen. Die EU muss in der Lage sein, 
rasch, verantwortungsvoll und entschieden auf Krisen zu reagieren, insbesondere als Beitrag zur 
Terrorismusbekämpfung. Sie muss in der Lage sein, Sicherheit zu bieten, wenn Friedens-
vereinbarungen erzielt werden und Übergangsregierungen eingesetzt oder vorbereitet werden.  

In der Strategie wird betont, dass ihre Ziele – nämlich Krisenreaktion, Kapazitätsaufbau, Stärkung 
der Widerstandsfähigkeit und Wahrung von Frieden und Sicherheit – nur erreicht werden können, 
wenn die Mitgliedstaaten ihre Verteidigungsausgaben erhöhen, ihre Ressourcen möglichst effizient 
einsetzen und die gemeinsame Verpflichtung einhalten, „20 % der Verteidigungsausgaben für die 
Beschaffung von Ausrüstung sowie für Forschung und Technologie aufzuwenden“.322 Zugleich 
werden erhebliche Anstrengungen unternommen, die Fähigkeiten der EU zu steigern und, wo 
möglich, im Hinblick auf eine bessere Wirksamkeit und Effizienz der Ausgaben zu bündeln.  

 

322 Globale Strategie der EU. 

https://eeas.europa.eu/topics/eu-global-strategy/17304/global-strategy-european-unions-foreign-and-security-policy_de
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3.3.1. Ständige Strukturierte Zusammenarbeit 
Die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit (SSZ) wurde im Dezember 2017 unter Beteiligung von 
25 EU-Mitgliedstaaten begründet.323 Die Mitglieder der SSZ verpflichten sich zu einer realen 
Aufstockung der nationalen Verteidigungshaushalte, einem Anstieg der Ausgaben für Investitionen 
im Bereich der Verteidigung in Richtung eines Anteils von 20 % an den gesamten Vertei-
digungsausgaben sowie zu höheren Investitionen in die Verteidigungsforschung und -entwicklung 

in Richtung eines Anteils von 
2 % an den gesamten 

Verteidigungsausgaben. 
Darüber hinaus verpflichten sie 
sich, „strategisch relevante“ 
Verteidigungsfähigkeiten im 
Einklang mit dem Fähigkeiten-
entwicklungsplan (CDP), der 
Koordinierten Jährlichen 
Überprüfung der Verteidigung 
(CARD) und der Europäischen 
Verteidigungsagentur (EDA) zu 
entwickeln und bereitzustellen 
sowie gemeinsam zu handeln 
und die vom Europäischen 
Verteidigungsfonds (EDF) 
bereitgestellte finanzielle und 
praktische Unterstützung zu 
nutzen. Schließlich gehen sie 
die Verpflichtung ein, einen 
Beitrag zu Projekten zu leisten, 
mit denen die europäische 
Verteidigungsindustrie und die 
technologische und industrielle 
Basis der europäischen 
Verteidigung (EDTIB) gestärkt 

wird,324 damit „strategisch relevante“ Verteidigungsfähigkeiten bereitgestellt werden.325 Da die SSZ 
als Ergänzung zur NATO gedacht ist, bleiben die Mitgliedstaaten für die militärischen Kapazitäten, 
die im Rahmen der SSZ aufgebaut werden, zuständig; diese können sie auch in anderen 
Zusammenhängen – z. B. im Rahmen der NATO oder der Vereinten Nationen – bereitstellen. Nicht-
EU-Staaten können ausnahmsweise auf Ebene der SSZ-Projekte teilnehmen, wobei die Diskussion 
über die Regeln für ihre Teilnahme jedoch noch nicht abgeschlossen ist. Eine Strategische 
Überprüfung der SSZ sollte bis zum Jahresende 2020 stattfinden.326 Im Rahmen der Überprüfung 
werden die Stärken und Schwächen der SSZ bewertet und neue Informationen zur Verbesserung 
der Umsetzung und zum Aufbau neuer Verteidigungsfähigkeiten durch die SSZ bereitgestellt. Von 
Kritikern wird vorgebracht, dass das Endziel von SSZ-Projekten weiterhin im Zusammenhang mit 
dem umfassenderen Diskurs über eine strategische Kultur der EU und eine konkrete Vision 
bezüglich der Zielvorgaben für die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU gesehen wird. 
Interessanterweise hat die Coronavirus-Pandemie, die den Beitrag der Streitkräfte zur Verringerung 

 

323 Lazarou, E.: Permanent structured cooperation (PESCO): From notification to establishment, EPRS, Europäisches 
Parlament, 2017. 
324 Strategy for the European Defence Technological and Industrial Base, Europäische Verteidigungsagentur. 
325 Notification on permanent structured cooperation (PESCO), Europäischer Rat. 
326 Lazarou, E. und Latici, T.: PESCO: Ahead of the Strategic Review, EPRS, Europäisches Parlament, 2020. 

Abbildung 41 – Für den Umgang mit Pandemien relevante SSZ-
Projekte (nicht erschöpfend) 

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, 2020. 

http://www.europarl.europa.eu/EPRS/EPRS-AaG-614632-Permanent-structured-cooperation-PESCO-FINAL.pdf
http://www.europarl.europa.eu/EPRS/EPRS-AaG-614632-Permanent-structured-cooperation-PESCO-FINAL.pdf
https://www.eda.europa.eu/what-we-do/our-current-priorities/strategies/Technologicalandindustrialbase
https://www.consilium.europa.eu/media/31511/171113-pesco-notification.pdf
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)652051
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)652051
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nichttraditioneller Sicherheitsbedrohungen aufgezeigt hat, auch die Tür für eine Diskussion über 
die potenzielle Relevanz von SSZ-Projekten im Umgang mit Pandemien aufgestoßen (siehe 
Abbildung 41).327  

3.3.2. Der Europäische Verteidigungsfonds 
Der 2017 eingerichtete Europäische Verteidigungsfonds besteht aus zwei rechtlich getrennten, aber 
sich gegenseitig ergänzenden Fenstern, und zwar a) dem Forschungsfenster328 und b) dem 
Fähigkeitenfenster, in deren Rahmen die gemeinsame Entwicklung und der gemeinsame Aufbau 
zentraler Verteidigungsfähigkeiten gefördert wird. Mit dem Verteidigungsfonds wird die EU zum 
ersten Mal überhaupt einen Teil ihres Haushalts für die Verteidigungsforschung aufwenden, aber 
auch im Wege der Kofinanzierung Anreize für die Mitgliedstaaten schaffen, ihre Verteidigungs-
ausgaben zu erhöhen. Im Mai 2020 hat die Kommission die Bereitstellung von 8 Mrd. EUR für den 
Fonds für die Jahre 2021-2027 vorgeschlagen. Bei den Projekten, die für eine EU-Finanzierung 
infrage kommen, liegt der Schwerpunkt auf zuvor von den Mitgliedstaaten vereinbarten Bereichen. 
Typische Beispiele hierfür sind Elektronik, Metawerkstoffe, verschlüsselte Software oder 
Robotertechnik. Die Forschungsfinanzierung wird bereits im Wege des Europäischen Programms 
zur industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich abgewickelt. Mit dem Europäischen 
Verteidigungsfonds wird der Besorgnis Rechnung getragen, dass im Bereich Forschung und 
Technologie (FuT) zu wenig getan wird, und dem Bedarf an einer verstärkten Verteidigungs-
zusammenarbeit und mehr Innovation nachgekommen. Studien zeigen, dass durch eine 
gemeinsame Beschaffung auf EU-Ebene bis zu 30 % der jährlichen Verteidigungsausgaben 
eingespart werden könnten. Der Fonds wird die Mitgliedstaaten auch dabei unterstützen, zwei der 
2007 festgelegten Benchmarks zu erreichen, und zwar 1) 20 % der gesamten gemeinsamen 
Verteidigungsausgaben in die Beschaffung von Ausrüstung, einschließlich Forschung und 
Entwicklung (FuE) und FuT, zu investieren und 2) 20 % der gesamten FuT-Ausgaben in die 
europäische Zusammenarbeit im Verteidigungssektor zu investieren. 

 

327 Latici, T.: The role of the armed forces in the fight against coronavirus, EPRS, Europäisches Parlament, 2020.  
328 Dies hat im Rahmen der (am 11. April 2017 eingeleiteten) vorbereitenden Maßnahme im Bereich 
Verteidigungsforschung bereits Früchte getragen. 

https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/eu-long-term-budget/2021-2027_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/eu-long-term-budget/2021-2027_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/MEMO_17_1476
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/MEMO_17_1476
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2020)649401
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3.3.3. Militärische Mobilität  
Im Aktionsplan der 
Kommission zur mili-
tärischen Mobilität329 
wird dargelegt, dass es 
strategisch notwendig 
ist, die Mobilität der 
Streitkräfte zu verbes-
sern, um die Sicherheit 
in Europa zu fördern 
und die GSVP zu stär-
ken. Daher werden 
konkrete operative 
Maßnahmen im Hin-
blick auf militärische 
Anforderungen, 
Verkehrsinfrastruktur 
und regulatorische 
verfahrenstechnische 
Angelegenheiten vor-
geschlagen. Die Kom-
mission ermittelt 2019 
und 2020 die Ab-
schnitte des trans-
europäischen Verkehrsnetzes (TEN-V), die für den militärischen Transport infrage kommen, und wird 
die bestehenden Abschnitte ausbauen, damit sie den Anforderungen von Militärfahrzeugen 
entsprechen. Außerdem sollen Synergieeffekte zwischen dem zivilen und dem militärischen Bereich 
im Hinblick auf den Transport von Gefahrgut ermittelt, die Verfahren für die Genehmigung für 
grenzüberschreitende Bewegungen beschleunigt und die gesamte militärische Mobilität 
ausgebaut werden, auch um hybriden Bedrohungen zu begegnen. In ihrem neuesten Vorschlag für 
den MFR 2021-2027 schlug die Kommission eine Finanzausstattung von 1,5 Mrd. EUR für die 
militärische Mobilität im Rahmen der Fazilität „Connecting Europe“ (CEF) vor, um die strategischen 
Verkehrsinfrastrukturen auszubauen. Die militärische Mobilität wird nicht nur im Rahmen eines 
Aktionsplans der Kommission behandelt, sondern auch in einem der 47 SSZ-Projekte330 und in einer 
verbindlichen Verpflichtung für alle 25 SSZ-Mitglieder. Außerdem ist sie auch ein prioritärer Bereich 
für die Zusammenarbeit der EU mit der NATO331 und eine Initiative, die vom Europäischen Parlament 
stark unterstützt wurde.332 

Der Fortschrittsbericht der Kommission zur militärischen Mobilität aus dem Jahr 2019 verknüpft 
diese ausdrücklich mit der strategischen Autonomie als Voraussetzung für die Erreichung der 
Zielvorgaben der EU – eine Ansicht, die auch vom Europäischen Parlament und den 
Interessenträgern in den EU-Mitgliedstaaten geteilt wird.333 

 

329 Europäische Kommission, Aktionsplan zur militärischen Mobilität, März 2018.  
330 Rat der Europäischen Union, Beschluss über die Festlegung der Liste der im Rahmen der SSZ auszuarbeitenden Projekte, 
März 2018. 
331 NATO, Gemeinsames Paket neuer Vorschläge, Dezember 2017. 
332 Entschließung des Europäischen Parlaments zu militärischer Mobilität, Dezember 2018.  
333 Latici, T.: Military mobility Infrastructure for the defence of Europe, EPRS, Europäisches Parlament, 2020.  

Abbildung 42 – Interessenträger im Bereich militärischer Mobilität 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, 2020. 

https://ec.europa.eu/transport/themes/infrastructure/news/2018-03-28-action-plan-military-mobility_en
https://www.consilium.europa.eu/media/33065/st06393-en18-council-decision-pesco_press.pdf
https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_149522.htm
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2018-0498_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/646188/EPRS_BRI(2020)646188_EN.pdf
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3.3.4. Zusammenarbeit zwischen der EU und der NATO 
Im Streben nach strategischer Autonomie im Bereich der Verteidigungs- und Sicherheitspolitik der 
EU wurden in enger Partnerschaft mit der NATO und gemäß den Bestimmungen des Vertrages von 
Lissabon (Artikel 42 Absatz 2) Fortschritte erzielt. Nach wie vor gilt jedoch: „Zwar besteht die NATO, 

um ihre Mitglieder – von 
denen die meisten europä-
ische Staaten sind – gegen 
Angriffe von außen zu ver-
teidigen, jedoch müssen ge-
mäß der Globalen Strategie 
die europäischen Staaten 
besser ausgerüstet, ausge-
bildet und organisiert sein, 
um entscheidend zu solchen 
gemeinsamen Anstrengun-
gen beitragen und bei 
Bedarf selbständig handeln 
zu können“.334 Daher wird 
die Partnerschaft zwischen 
der EU und der NATO in der 
Strategie als wesentlich 

angesehen, doch wird auch darauf hingewiesen, dass „geeignete Zielvorgaben und strategische 
Autonomie“ aufseiten der EU wichtig sind, „damit Europa fähig ist, innerhalb wie außerhalb der 
eigenen Grenzen den Frieden zu fördern und Sicherheit zu gewährleisten“. Außerdem wird 
anerkannt, dass die NATO für die meisten Mitgliedstaaten der primäre Handlungsrahmen für die 
gemeinsame Verteidigung ist. Doch wird die Stärkung der EU selbst als Sicherheitsgemeinschaft als 
ein unbestreitbares Erfordernis für die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Mitgliedstaaten 
angesehen, die nicht der NATO angehören. Ein Beispiel in diesem Zusammenhang ist die erstmalige 
Anwendung von Artikel 42 Absatz 7 EUV nach dem Terroranschlag in Frankreich im Jahr 2015. Mit 
Artikel 42 Absatz 7 beinhalten die für die GSVP geltenden Vorschriften eine kollektive Selbst-
verteidigungsklausel.335 Diese besagt, dass im Fall eines bewaffneten Angriffs auf einen EU-Staat die 
anderen EU-Mitgliedstaaten diesem Staat mit allen in ihrer Macht stehenden Mitteln Unterstützung 
schulden. Zwar muss diese Verpflichtung mit den Verpflichtungen der EU-Mitgliedstaaten als NATO-
Mitglieder in Einklang stehen, doch besteht der Mehrwert des Artikels darin, dass er auch für EU-
Mitgliedstaaten gilt, die nicht Mitglied der NATO sind.336 Eine umfassendere Zusammenarbeit 
zwischen der EU und der NATO wurde durch zwei Gemeinsame Erklärungen in den Jahren 2016 und 
2018 vorangebracht. Die Zusammenarbeit deckt 74 Aktionsschwerpunkte ab, darunter Cyber-
bedrohungen, hybride Bedrohungen, Terrorismus, den Kapazitätsaufbau bei Partnern sowie klas-
sische Militäragenden. Die beiden Organisationen kooperieren auch bei der Förderung der Frauen-, 
Friedens- und Sicherheitsagenda.337  

 

334  Globale Strategie der EU, 2016. 
335 Anghel, S. und Cirlig, C.: Activation of Article 42(7) TEU. France's request for assistance and Member States' responses, 
EPRS, Europäisches Parlament, 2015.  
336 Kollektive Verteidigung, Glossar EUR-Lex. 
337 Siehe Wright, K. A. M.: Promoting the Women, Peace and Security agenda in Lindstrom, G. und Tardy, T. (Hrsg.): The EU 
and NATO, EUISS, 2019.  

Abbildung 43 – EU, SSZ und NATO-Mitgliedschaft 

 
Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, 2020. 

https://www.consilium.europa.eu/media/21481/nato-eu-declaration-8-july-en-final.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/21481/nato-eu-declaration-8-july-en-final.pdf
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3.4.  Schlussfolgerungen 
Die Komplexität der Begriffe „Frieden“ und „Sicherheit“ nimmt zu. Während Europa seit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs eine Zeit des „anhaltenden Friedens“ erlebt und bei der Lebensqualität 
weiterhin führend ist,338 hat die Coronavirus-Pandemie gezeigt, wie schnell unerwartete Ereignisse 
bedeutende Auswirkungen auf unterschiedliche Aspekte von Frieden und Sicherheit haben 
können. In diesem Zusammenhang sind die Erkennung und Untersuchung einer breiten Palette 
traditioneller und neuer Bedrohungen, die die Interessen und Werte der EU gefährden, notwendige 
Voraussetzungen für die Konzeption der EU-Politik.  

Bereits vor dem Auftreten des neuen Coronavirus war die Welt bereits weniger friedlich geworden. 
Die vermehrten Bedenken wegen der zunehmenden Komplexität des internationalen Umfelds und 
der abnehmenden Sicherheit – auch innerhalb ihrer eigenen Grenzen – spiegeln sich in den 
Politikinitiativen der EU der letzten Jahre wider. Meinungsumfragen zeigen ebenfalls, dass 
Sicherheit von den Bürgern als eine der obersten Prioritäten für die Politikgestaltung auf EU-Ebene 
erachtet wird. Die Bezeichnung der Kommission von der Leyen als „geopolitisch“ verweist auf die 
herausfordernden Zeiten für die EU und für die Sicherheit weltweit. Gleichzeitig entwickelt die EU 
mehrere Maßnahmen oder überarbeitet bestehende, die explizit oder implizit mit der Förderung 
und dem Erhalt des Friedens verbunden sind, um deren Ziele besser erreichen zu können.  

Während die Messung des Friedens nach wie vor ein komplexes Unterfangen darstellt, ist es 
möglich, Arbeitsbereiche der EU zu ermitteln und zu analysieren, die zu dessen Förderung und 
Erhalt beitragen. Mit der Globalen Strategie und dem Normandie-Index als Ausgangspunkt erfolgt 
die Bewertung des Beitrags der EU zu Frieden und Sicherheit anhand einer Überblicksdarstellung 
ihrer Arbeit zur Bekämpfung anerkannter Bedrohungen für den Frieden: Massenvernichtungs-
waffen, staatliche Fragilität, gewaltsame Konflikte, Cyberangriffe, Desinformation, Terrorismus, 
Klimawandel, Unsicherheit der Energieversorgung und Wirtschaftskrisen. Auf diese Weise und 
durch eine gesamtheitliche Sicht des internationalen Systems verwirklicht die EU ihr Bestreben nach 
Frieden gemäß ihren Gründungsverträgen und ihrer Globalen Strategie. Maßgebend für das 
Handeln der EU für Frieden und Sicherheit, das die Außen- und Sicherheitspolitik sowie andere 
Bereiche des Engagements in der übrigen Welt (wie Handel, Förderung der Demokratie, 
Entwicklung und humanitäre Hilfe) umfasst, ist ihr eigenes Modell der Integration, der kollektiven 
Sicherheit und des Multilateralismus sowie ihr Bekenntnis zu den Grundsätzen der Vereinten 
Nationen. Die Globale Strategie, an der sich die Außenpolitik der EU ausrichtet, bekräftigt – im Geist 
des Vertrags von Lissabon – das Engagement der EU für die „Förderung einer auf Regeln 
basierenden Weltordnung, deren Kernprinzip der Multilateralismus ist“. Dieses Engagement wird 
immer wieder vom Europäischen Parlament hervorgehoben, das, durch die Verträge mit 
Befugnissen im Bereich der Außenpolitik ausgestattet, ein stärkeres Element der Legitimität und der 
demokratischen Repräsentation in das weltweite Handeln der EU eingebracht hat. 

Im Bewusstsein des Zusammenhangs zwischen Demokratie und Frieden hat die EU eine breite 
Palette von Instrumenten zur Unterstützung der Demokratie in fragilen Drittländern entwickelt. 
Hierzu zählen der politische und menschenrechtspolitische Dialog, die Unterstützung der 
Zivilgesellschaft und von Menschenrechtsverteidigern, die Entwicklungsmaßnahmen zur Förde-
rung einer guten Regierungsführung und der Rechtsstaatlichkeit sowie die in ihren bilateralen 
Handels- und Kooperationsvereinbarungen und unilateralen Handelspräferenzen verankerte 
Konditionalität. Zugleich hat die Union ihre Entwicklungspolitik auf die Unterstützung fragiler und 
von Konflikten betroffener Staaten im Rahmen des neuen Konsenses über die Entwicklungspolitik 
(2017) neu ausgerichtet. Im Einklang mit den Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDG) der 
Vereinten Nationen und dem in der Globalen Strategie der EU dargelegten Konzept der 

 

338 ESPAS-Bericht 2019, Global Trends to 2030. 

https://espas.secure.europarl.europa.eu/orbis/node/1362
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„Widerstandsfähigkeit“ hebt der neue Konsens darauf ab, dass die Entwicklungszusammenarbeit 
ein zentrales Instrument ist, um gewaltsame Konflikte zu verhindern und ihre nachteiligen Folgen 
zu minimieren. Die EU ist auch um die eigene Widerstandsfähigkeit gegenüber Schocks bemüht, die 
hauptsächlich auf externe Konflikte zurückzuführen sind, wie terroristische Anschläge innerhalb 
ihrer Grenzen.  

Geopolitische und finanzielle Herausforderungen, die sich aus externen und internen Faktoren 
sowie aus neuen Sicherheitsbereichen wie Technologie und Umwelt ergeben, werden die 
politischen Entscheidungsträger in den EU-Organen und den Mitgliedstaaten auch in den 
kommenden Jahren beschäftigen. Neuartige Bedrohungen und destabilisierende Faktoren wie 
Pandemien, der Klimawandel, Einflussnahme auf demokratische Prozesse aus dem Ausland, 
Cyberangriffe und Bio-Terrorismus erfordern innovative Ideen sowie neuartige Ressourcen und 
Lösungen. Wie diese Studie gezeigt hat, verstärken diese Herausforderungen weiterhin das 
Engagement der EU für die Bewahrung und die Förderung des Friedens und der Sicherheit auf 
vielfältige Weise und haben zu einer erneuerten Entschlossenheit an allen politischen Fronten 
geführt. Aus den vorstehenden Ausführungen geht deutlich hervor, dass zahlreiche neue Strategien 
und Initiativen in allen EU-Politikbereichen, die den Frieden und die Sicherheit betreffen, auf den 
Weg gebracht wurden, angefangen bei der Entwicklungspolitik und der humanitären Hilfe über die 
Cybersicherheit und die Bekämpfung von Desinformation bis hin zur Nichtverbreitung von 
Kernwaffen. Ausgehend von den Plänen der neuen Kommission und den Vorschlägen für den neuen 
mehrjährigen Finanzrahmen wird der eingeschlagene Weg in den kommenden Jahren in Richtung 
ehrgeiziger Ziele weiterverfolgt werden. Der Schwerpunkt wird dabei mit Entschiedenheit darauf 
liegen, die EU zu einem eigenständigeren, strategischen und ganzheitlichen Akteur für Frieden und 
Sicherheit zu machen, der Elemente der normativen Macht, der Soft Power und der Hard Power 
miteinander verknüpft und sich mit Standhaftigkeit und Widerstandsfähigkeit an die sich rasch 
verändernde Welt anpasst. Während die Pandemie die Schwächen und die Abhängigkeit der EU von 
anderen Akteuren offen zutage treten ließ, hat sie auch die Fähigkeit der EU aufgezeigt, angesichts 
einer grenzüberschreitenden Bedrohung zu handeln. Im Juli 2020 haben sich die EU-Staats- und 
Regierungschefs als Teil des Aufbaupakets für die Zeit nach dem Coronavirus auf die größte jemals 
vereinbarte gemeinsame Mittelaufnahme geeinigt. In der gesamten EU hat sich die öffentliche 
Meinung in Richtung einer größeren Unterstützung für die Zusammenarbeit innerhalb der EU 
geändert.339 In diesem Zusammenhang könnte die Pandemie überraschenderweise als Auslöser für 
eine Stärkung des politischen Willens und des Impulses zum Aufbau der strategischen Autonomie 
der EU an mehreren Fronten fungieren. Eine autonomere, ihren Werten verpflichtete EU wird auch 
als stärkerer Akteur bei der Gewährleistung von Frieden und Sicherheit auftreten können. 

  

 

339 European Council on Foreign Relations, 2020. 

https://www.ecfr.eu/publications/summary/europes_pandemic_politics_how_the_virus_has_changed_the_publics_worldview


 

 

Dies ist der dritte Ausblick zu Frieden und Sicherheit, der vom 
Wissenschaftlichen Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS) 
ausgearbeitet wurde. Die Reihe ist dazu gedacht, den Beitrag 
zu untersuchen und zu erläutern, den die Europäische Union 
durch ihre verschiedenen außenpolitischen Maßnahmen auf 
internationaler Ebene zur Förderung von Frieden und 
Sicherheit leistet.  

Die Studie bietet einen Überblick über den Themenbereich und 
den gegenwärtigen Stand der Dinge. Zunächst werden das 
Konzept des Friedens und das sich wandelnde geopolitische 
Umfeld vor dem Hintergrund von Veränderungen im welt-
weiten Machtgefüge und der Auswirkungen der Coronavirus-
Krise in Augenschein genommen. Danach wird wie in den ver-
gangenen Jahren der Schwerpunkt auf die Förderung des 
Friedens und der Sicherheit im Rahmen des auswärtigen Han-
delns der EU gelegt. Unter Bezugnahme auf den Normandie-
Index, der die Bedrohungen für Frieden und Demokratie 
ausgehend von der Globalen Strategie der EU weltweit misst, 
wird in jedem Kapitel der Studie eine spezifische Bedrohung für 
den Frieden untersucht und ein Überblick über die Maß-
nahmen der EU zur Zurückdrängung der damit einher-
gehenden Risiken präsentiert. Zu den behandelten Themen 
zählen unter anderem gewaltsame Konflikte, die Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen, der Klimawandel, Cyber-
angriffe, Desinformation und Terrorismus. Das Bestreben der 
EU zur Herbeiführung von Frieden wird als ein in verschiedenen 
EU-Politikbereichen wie Entwicklung, Demokratieförderung, 
humanitäre Hilfe, Sicherheit und Verteidigung enthaltenes Ziel 
verstanden. Die Studie schließt mit einem Ausblick auf die 
Zukunft. 

Im Mittelpunkt einer getrennt veröffentlichten Parallelstudie 
stehen insbesondere die Bemühungen der EU um eine Konso-
lidierung des Friedens in der Sahelzone. Die Studien wurden als 
Beitrag zum Normandy World Peace Forum im Oktober 2020 
verfasst. 
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